
 

 
 
 
 
 

 
      
 
 
 
       
 
 

 

 
 

93.072 Militärorganisation und Truppenordnung. Totalrevision 
 

Dokumentationsdienst 
3003 Bern 
Tel.  031 322 97 44 
Fax  031 322 82 97 
doc@parl.admin.ch 

  



Organisation de l'armee et administration militaire 398 E 31 mai 1994 

zweite Sitzung - Deuxieme seance 

Dienstag, 31. Mai 1994, Vormittag 
Mardi 31 mai 1994, matin 

08.00h 

Vorsitz- Presidence: Jagmetti Riccardo (R, ZH) 

Präsident: Ich begrüsse Sie zur heutigen Sitzung. Ich habe 
eine angenehme Aufgabe: Ich darf Herrn Frick zu seinem Ge­
burtstag gratulieren. Er hat einen Jahrgang, der es ihm im 
amerikanischen Senat erlauben würde, das Präsidium zu füh­
ren. Dort überlässt man dieses Amt den Jungen, damit sie das 
Metier lernen. Wir könnten das vielleicht auch einmal einfüh­
ren .... Aber heute hat Herr Frick Geburtstag, und wir gratulie­
ren ihm herzlich. (Beifall) 
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Fortsetzung - Suite 

Siehe Seite 274 hiervor-Voir page 274 ci-devant 

A. Bundesgesetz über die Armee und die Militärverwaltung 
(Fortsetzung) 
A. Loi federale sur l'armee et l'administration militaire (suite) 

Art. 45Abs. 2 (Fortsetzung)-Art. 45 a/. 2 (suite) 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Gestatten Sie mir 
zwei Vorbemerkungen: 
1. Ich werde jeweils, wie ich es das letzte Mal auch gemacht 
habe, speziell auf die Artikel hinweisen, die wir mit dem Bun­
desbeschluss über die Realisierung der «Armee 95», also Be­
schluss C, bereits beschlossen haben. Ich glaube, auf diese 
Artikel müssen wir dann nicht mehr näher eintreten, denn sie 
sind, mindestens für eine begrenzte Zeit, rechtsgültig be­
schlossen. 
2. Ich werde auf die neuen Aufgaben und insbesondere auf 
die Zuständigkeit für diese neuen Aufgaben hinweisen und 
auch die Kompetenzverschiebungen, die vorgenommen wor­
den sind, erwähnen. Ich mache dies deshalb, weil ja die Mei­
nung vertreten worden ist, dass sehr vieles dem Bundesrat zu­
geschoben wird. Wir müssen einfach feststellen, dass der 
Bundesrat bereits bis heute viele Kompetenzen gehabt hat. 
Diejenigen Zuständigkeiten, die jetzt geändert werden, sind 
notwendig und dienen der Klarheit und der Flexibilität. 
Ich komme zu Artikel 45 Absatz 2. Absatz 1 ist bereits erledigt. 
Wir befinden uns beim 5. Kapitel mit dem Titel «Militärombuds­
person». Die Mehrheit der Kommission hatte Streichung die­
ses Kapitels beantragt Der Ständerat stimmte am 16. März 
1994 mit 15 zu 14 Stimmen den Minderheiten 1/11 zu. Das hat 
zur Folge, dass auch über diesen Absatz 2 von Artikel 45 (Pu­
blikation des Rechenschaftsberichtes der Ombudsperson) 
noch entschieden werden muss. 
In der Kommission hat in der ersten Lesung Kollege Bühler be­
antragt, Artikel 45 Absatz 2 zu streichen. Mit 7 zu 1 Stimmen 

wurde diesem Antrag entsprochen. In der Folge wurde dieser 
Absatz aber noch in die zweite Lesung verwiesen. Und in der 
zweiten Lesung - ich habe es bereits gesagt - wurde von der 
Mehrheit Streichung des ganzen Kapitels beschlossen. Auf 
diesen Absatz 2 ist man demzufolge in der zweiten Lesung im 
Detail überhaupt nicht mehr eingetreten. 
Während der Diskussion in der ersten Lesung haben sich na­
türlich zu diesem Artikel einige Mitglieder der Kommission ge­
meldet. Ich habe es bereits gesagt: Es wurde mit 7 zu 1 Stim­
men beschlossen, diesen Absatz 2 zu streichen. 

Villiger Kaspar, Bundesrat: Es geht hier darum, ob der Om­
budsmann seinen Rechenschaftsbericht veröffentlichen soll 
oder nicht. Meine Meinung ist, dass solchen Rechenschafts­
berichten von Ombudsstellen eine Präventivwirkung zu­
kommt; das zeigen Beispiele aus dem zivilen Bereich. Diese 
Berichte sind wichtige Bestandteile der Öffentlichkeitsarbeit; 
sie tragen auch zur Transparenz der Arbeit der Ombudsper­
son bei. Deshalb ist der Bundesrat der Meinung, dass man 
diese Veröffentlichung vorsehen soll. 
Für mich gibt es noch einen wesentlich profaneren Grund für 
diese Veröffentlichung. So, wie ich Sie kenne-und wenn ich in 
einer Sicherheitspolitischen Kommission wäre, würde ich das 
gleiche wollen-, werden Ihre Kommissionen ganz sicher die­
sen Bericht einsehen, darüber diskutieren wollen. 
Dieser Bericht wird, weil er auch vom Bundesrat behandelt 
werden wird und weil man daraus Schlüsse ziehen muss, si­
cherlich in einer grösseren Anzahl Exemplare existieren; ich 
gebe jede Garantie, dass er in den Medien erscheinen wird, ob 
wir ihn veröffentlichen oder nicht - vor allem, wenn er etwas 
Heikles enthält. 
Es ist mir sehr viel lieber, wenn das kontrolliert geschieht statt 
auf dem Weg der Indiskretion, und deshalb ist die Flucht nach 
vorne für so etwas -von mir aus gesehen -viel klüger und viel 
besser: Publizieren wir diesen Bericht gleich von vornherein, 
dann kann man ihn auch entsprechend begleiten, bevor ir­
gendwo Teile daraus zu einem Skandal aufgebläht werden 
und man nachher das Ganze wieder bereinigen muss. 
In diesem Sinn würde ich Ihnen vorschlagen, bei der bundes­
rätlichen Fassung zu bleiben, wie es die Minderheit II 
(Schach) beantragt. 

Loretan Willy (R, AG), Sprecher der Minderheit 1: Ich habe 
zwar den Antrag auf Streichung von Artikel 45 Absatz 2, den 
Herr Bühler Robert und ich gestellt haben, kurz vor Abbruch 
der Debatte in der Frühjahrssession als Minderheitsantrag be­
reits begründet. Ich wiederhole mich leider, aber nur kurz. 
Es genügt nach unserer Meinung, wenn die Militärombuds­
person den Rechenschaftsbericht dem Bundesrat abliefert. 
Das ist ihre Pflicht. Der Bundesrat kann den Bericht der Mili­
tärombudsperson ganz oder teilweise, gekürzt, in seinen Re­
chenschaftsbericht ans Parlament aufnehmen. Eine geson­
derte Publikation nach dem von Kollege Schach vorgezeigten 
Muster des Wehrbeauftragten des Deutschen Bundestages ist 
überflüssig. Wir wollen die Tendenz zur Selbstdarstellung und 
Selbstbespiegelung einer Militärombudsperson nicht fördern. 
Wenn Herr Bundesrat Villiger mit einem gewissen Recht dar­
auf hinweist, dass die Spezialkommissionen des Parlaments, 
vorab die Sicherheitspolitische Kommission, den Bericht voll­
umfänglich einsehen wollen, kann man dem ohne weiteres 
Rechnung tragen, ohne dass dies aber in Absatz 2-wie es der 
Bundesrat vorschlägt- festgehalten wird. 
Ich gebe nochmals zu, dass diese Frage von eher untergeord­
neter Bedeutung ist. Aber wenn man schon derart grosse Be­
denken gegen die Ombudsperson hat, sollte man ihr ein «low 
profile» geben und nicht noch eine übersteigerte Bedeutung, 
die unserem Heerwesen mit seinem Milizsystem überhaupt 
nicht angemessen wäre. 
Ich bitte Sie also, bei Artikel 45 Absatz 2 der Minderheit I zuzu­
stimmen. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit/Minderheit 1 
Für den Antrag der Minderheit II 

20Stimmen 
7Stimmen 
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Art. 46 
Antrag der Kommission 
Abs. 1, 3, 4 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.2 
.... Kaderfunktionen werden in der Regel vor Ausbildungs­
diensten .... 

Art.46 
Proposition de la commission 
Al. 1, 3, 4 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al. 2 
.... peuvent en principe etre convoques .... 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Ich habe als Bericht­
erstatter zu den Artikeln 46 bis und mit 50 keine Bemerkungen, 
ausgenommen, dass Artikel 46 im Beschluss C Artikel 3 ist, 
Ausbildungsdienste; Artikel 47 im Beschluss C Artikel 4, 
Dienstleistungspflicht; Artikel 48 im Beschluss C Artikel 5, zu­
sätzliche Ausbildungsdienste. 

Angenommen -Adopte 

Art. 47 
Antrag der Kommission 
Abs. 1, 2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.3 
.... Dienst ist nachzuholen. 

Art. 47 
Proposition de la commission 
Al. 1, 2 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al. 3 
Les services non accomplis .... 

Präsident: Der Bundesrat macht mich darauf aufmerksam, 
dass wir im entsprechenden Artikel von Entwurf C die Formu­
lierung mit «in der Regel» beschlossen haben. 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Persönlich bin ich 
der Meinung, dass diese Formulierung aus Entwurf C über­
nommen werden muss, weil sie ja verbindlich beschlossen 
worden ist. Meines Erachtens muss hier «in der Regel» stehen. 
Ich entschuldige mich, dass ich nicht vorher darauf hingewie­
sen habe, dass die Beschlüsse aus dem Bundesbeschluss C 
übernommen werden müssen. 

Angenommen gemäss Entwurf des Bundesrates 
Adopte selon le projet du Conseil federal 

Art.48-50 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art. 51 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Die Ausbildung richtet sich auf allen Stufen nach dem Auftrag 
der Armee. 
Abs. 2(neu) 
Das Eidgenössische Militärdepartement .... 

Art. 51 
Proposition de la commission 
Al. 1 
L'instruction est organisee a tous les echelons en fonction de 
la mission de l'armee. 
Al. 2 (nouveau) 
Le Departement militaire federal .... 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Im Titel dieses Arti­
kels heisst es «Ausbildungsziele und Ausbildungsführung». 
Gemäss Entwurf des Bundesrates wird eigentlich nur der 
zweite Teil, nämlich die Ausbildungsführung, geregelt (der 
Entwurf des Bundesrates wird neu zu Absatz 2). Die Kommis­
sion ist der Meinung, dass auch der erste Teil des Titels im Arti­
kel selber tatsächlich erscheinen muss. Auch das Ziel muss 
festgeschrieben werden. Ziel ist ja eigentlich Kriegsgenügen. 
Im übrigen hat die Ausbildung sicherzustellen, dass die Armee 
ihren Auftrag erfüllen kann, soweit dies von der Ausbildung ab­
hängt. Dieses Ziel wurde in Absatz 1 formuliert, materiell ergibt 
sich aber eigentlich keine Änderung. Man darf lediglich noch 
darauf hinweisen, dass es üblich ist, dass man dem Titel ent­
sprechend auch das Ziel festlegt und nachher sagt, was ge­
macht und wie es gemacht werden soll. 
Die Kommission beantragt Ihnen, Ihrem Vorschlag zuzu­
stimmen. 

Angenommen -Adopte 

Art.52, 53 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art. 54 
Antrag der Kommission 
Abs. 1, 3 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.2 
Ausgehobene, welche die .... haben, sind nicht mehr militär­
dienstpflichtig. Der Bundesrat .... 

Art. 54 
Proposition de la commission 
Al. 1, 3 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al. 2 
Les hommes recrutes qui n'ont pas accompli .... 27 ans ne 
sont plus astreints au service militaire. Le Conseil federal .... 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Artikel 54 E-MG 
ist identisch, muss identisch sein mit Artikel 6 des Be­
schlusses C, Rekrutenschule. Auch dort haben wir ja eine 
Änderung gegenüber dem Entwurf des Bundesrates vorge­
nommen, nämlich in Absatz 2: «Haben sie die Rekruten­
schule am Ende des Jahres, in dem sie das 27. Altersjahr 
vollenden, nicht bestanden, werden sie aus der Militärdienst­
pflicht entlassen.» 
Es steht dies insbesondere im Zusammenhang mit dem Zivil­
schutz. Weil wir den Zivilschutz nicht in diesem Gesetz regeln 
wollten, haben wir andere Formulierungen gebraucht; Arti­
kel 6 ist einer dieser Artikel, in dem wir den Zivilschutz anders 
geregelt haben als im Entwurf des Bundesrates. 

Angenommen -Adopte 

Art. 55 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art. 56, 57 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 
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Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Ich mache auf Arti­
kel 56 aufmerksam. Er ist identisch mit Artikel 7 aus Be­
schluss C, Wiederholungskurse. Es handelt sich hier zudem 
um eine Kompetenzverschiebung, indem die Kompetenz be­
züglich Wiederholungskurse vom Parlament zum Bundesrat 
verschoben wird. Es ist eine flexible Lösung, Anpassungen an 
veränderte Bedürfnisse sind so rasch möglich; sie müssen 
auch rasch möglich sein. 
Artikel 57 E-MG entspricht Artikel 8 des Beschlusses C, be­
sondere Kurse. 

Angenommen -Adopte 

Art.58-64 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Wir können diese Ar­
tikel ebenfalls gemeinsam behandeln. Ich möchte jedoch die 
Artikel 58--62 ebenfalls erwähnen, das sind die Artikel 9 bis 
und mit 13, die aus dem Beschluss C übernommen werden. 
Artikel 9 Beschluss C ist identisch mit Artikel 58 E-MG, Arti­
kel 10 Beschluss C entspricht Artikel 59 E-MG, Artikel 11 Be­
schluss C ist Artikel 60 E-MG, Artikel 12 Beschluss C ist Arti­
kel 61 E-MG, und Artikel 13 Beschluss C ist Artikel 62 E-MG. 

Angenommen -Adopte 

Art. 65 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Artikel 65 E-MG ent­
spricht dem Artikel 19 aus dem Beschluss C. 

Angenommen -Adopte 

Art. 66 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
.... dem Zivilschutz, den zivilen Führungsorganen der Gesamt­
verteidigung oder den Stützpunkt-Feuerwehren als Vorge­
setzte oder Spezialisten .... 
Abs.2 
Während der Dauer dieser Verwendung leisten sie keinen Mili­
tärdienst 

Art. 66 
Proposition de la commission 
Al. 1 
.... protection civile, des organes civils de conduite de la de­
fense generale ou des bases de sapeurs-pompiers en qualite 
de cadres ou de specialistes. 
Al. 2 
Pendant la duree de la mise ä disposition, ils ne sont pas tenus 
d'accomplir du service militaire. 

Zlegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: In Absatz 1 wurden 
auch die Stützpunkt-Feuerwehren in den Kreis derjenigen auf­
genommen, denen Angehörige der Armee zur Verfügung ge­
stellt werden können. Zudem wurde Absatz 2 neu formuliert. 
Die Kommission ist der Meinung, dass es unbedingt erforder­
lich ist, dass die Möglichkeit bestehen muss, dass auch den 
Stützpunkt-Feuerwehren Angehörige der Armee zur Verfü­
gung gestellt werden. 
Sie beantragt Ihnen deshalb, diese Änderung gutzuheissen. 

Vllllger Kaspar, Bundesrat: Ich habe nur eine redaktionelle 
Bemerkung. Auf der Fahne ist ein Fallfehler enthalten. Im An­
trag der Kommission muss es «dem Zivilschutz» und nicht 
«den Zivilschutz» heissen. 

Im übrigen kann sich der Bundesrat dem Kommissionsantrag 
anschliessen. 

Angenommen -Adopte 

Art. 67 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Abs. 1 
.... der militärischen Verbände und Vereine für die ausser­
dienstliche Aus- und Weiterbildung, soweit sie im Interesse .... 
Abs. 1 bis (neu) 
Er unterstützt die anerkannten Schiessvereine für die mit Or­
donnanzwaffen und mit Ordonnanzmunition durchgeführten 
Schiessübungen. 
Abs.2 
Der Bundesrat bezeichnet weitere Tätigkeiten, die der 
Bund .... 
Abs.3 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Minderheit 
(Plattner) 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 67 
Proposition de la commission 
Majorite 
Al. 1 
.... de tir qui favorisent la formation et le 
perfectionnement hors du service, pour autant que .... les 
prescriptions applicables en la matiere. 
Al. 1 bis (nouveau) 
Elle soutient les societes de tir reconnues dans l'organisation 
d'exercices de tir avec armes et munition d'ordonnance. 
Al.2 
Le Conseil federal designe d'autres activites qui beneficient .... 
Al.3 
Adherer au projet du Conseil federal 

Minorite 
(Plattner) 
Adherer au projet du Conseil federal 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Zu Artikel 67, «Unter­
stützung des Bundes»: Absatz 1 soll in dem Sinne weiter ge­
fasst werden, als nicht nur die Schiessvereine in den Genuss 
der Unterstützung gelangen, sondern auch andere Vereine, 
wenn sie entsprechende ausserdienstliche Aus- und Weiterbil­
dung betreiben. Es scheint der Kommissionsmehrheit unbe­
dingt erforderlich zu sein, dass diese Erweiterung vorgenom­
men wird. 
Absatz 1 bis befasst sich ausschliesslich mit den Schiessverei­
nen und den Schiessübungen. Gemäss Absatz 2 hätte der 
Bundesrat weitere Tätigkeiten zu bezeichnen, die der Bund 
unterstützt Schliesslich soll Absatz 3 gemäss Entwurf Bun­
desrat bleiben. 
Die Minderheit Plattner lehnt die Erweiterung, die von der 
Kommissionsmehrheit in Absatz 1 beantragt wird, ab. Ich wie­
derhole: Die Kommissionsmehrheit ist der Meinung, dass uns 
nichts anderes übrigbleibt, als diese Erweiterung vorzuneh­
men, wenn man dem Schiesswesen die erforderliche Unter­
stützung zukommen lassen will. 
Wir beantragen Ihnen deshalb, bei Artikel 67 unserem Antrag 
zuzustimmen. 

Plattner Gian-Reto (S, BS), Sprecher der Minderheit: Ich habe 
bei einem früheren Artikel den Antrag gestellt, das ausser­
dienstliche Schiesswesen insofern überhaupt abzuschaffen, 
als es nicht mehr als Pflicht für die Angehörigen der Armee zu 
betrachten sei. Es ist nur konsequent, dass ich mich hier dage­
gen wehre, dass nun die Kommissionsmehrheit nicht nur die­
ses ausserdienstliche Schiesswesen gemäss Ihrem Be­
schluss weiterführen will, sondern in diesen neuen Absatz 1-
bis sogar die anerkannten Schiessvereine vom Bund für Tätig-
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keiten subventionieren lassen will, die nichts mit der ausser­
dienstlichen Aus- und Weiterbildung zu tun haben. Darum 
geht es in meinem Antrag. 
Ich möchte gemäss Entwurf Bundesrat wenigstens nur jene 
Tätigkeiten subventionieren lassen, die einen Zusammen­
hang mit der Aus- und Weiterbildung haben, und nicht noch 
das Privatvergnügen der Schützen vom Bund unterstützen 
lassen. Darum geht es hier in Wirklichkeit. 
Natürlich wird dieses Privatvergnügen von denjenigen, die 
ihm nachkommen, als etwas bezeichnet, das im Interesse des 
Landes sei. Aber da habe ich, wie schon gesagt, eine andere 
Meinung. Heute, wo wir sparen sollten, wo wir keine unnötigen 
Subventionen sprechen sollten, scheint mir diese neue Sub­
vention, die die Kommissionsmehrheit einführen will, wirklich 
unnötig zu sein. Wenn jemand in seiner Freizeit in einem 
Schiessverein Schiessübungen durchführen will, die er nicht 
durchführen muss, soll er das tun können, meinetwegen, aber 
er soll es auch selber bezahlen. Das ist der Inhalt meines An­
trages. 

Loretan Willy (R, AG): Als Urheber dieser Erweiterung in der 
Kommission möchte ich doch einige Ergänzungen anbringen, 
insbesondere zum Minderheitsantrag Plattner. Wie Herr Platt­
ner selber dargelegt hat, hat es der Rat in der letzten Session 
ganz klar abgelehnt - mit 27 zu 2 Stimmen -, die Schiess­
pflicht im Rahmen der Pflichten ausser Dienst abzuschaffen. 
Nun ist dieser Beschluss auf Beibehaltung der Schiesspflicht 
bei den Artikeln 67 und 68 zu konkretisieren. 
Die anerkannten Schiessvereine mit der Durchführung des 
Obligatorischen zu betrauen ist für den Bund die beste und 
kostengünstigste Lösung. Dies dürfte weitestgehend unbe­
stritten sein. Die Schiessvereine können und wollen aber be­
greiflicherweise ihre Tätigkeit nicht auf die sogenannten Bun­
desübungen, d. h. auf das Obligatorische und auf das Feld­
schiessen, sowie auf die Schützenmeister- und Jungschüt­
zenkurse beschränken. Sie müssen vielmehr auch Trainings­
oder sogenannte freiwillige Übungen, mit Ordonnanzwaffe 
und Ordonnanzmunition, im Hinblick auf diese Bundesübun­
gen und im Hinblick auf die Ausbildung der künftigen Schüt­
zenmeister und der Jungschützen durchführen können. Dies 
nicht zuletzt mit der Zielsetzung, aus einem grossen Reservoir 
von Schützinnen und Schützen Leute, die sich für die Schüt­
zenmeisterausbildung eignen, gewinnen zu können. Diese 
sind es ja, welche die Obligatorisch-Schützen bei der Erfül­
lung ihrer Schiesspflicht betreuen und damit eine Ausbilder­
funktion ausser Dienst wahrnehmen. 
So betrachtet bildet die Schiesstätigkeit der anerkannten 
Schiessvereine eine Einheit. Dazu gehören eben die soge­
nannten freiwilligen Übungen, sofern sie auf die Vorschriften 
und Reglemente des EMD und der anerkannten Landesschüt­
zenverbände abgestützt sind. Das sind keine «privaten» 
Schiessen, wie sie das Bundesgericht immer noch zu bezeich­
nen beliebt. Ich verweise auf das neueste Urteil in Sachen All­
schwiler Weiher vom 12. April 1994 (S. 21 /22). Es ist auch kein 
«Privatvergnügen», Herr Kollege Plattner, sondern es sind 
Übungen im Hinblick auf die Bundesübungen. 
Diesen Grundsatz will die Kommissionsmehrheit im neuen Ab­
satz 1 bis des Artikels 67 verankern. Das Wort «unterstützt» be­
deutet nicht primär finanzielle Unterstützung - auch die 
Schiessvereine wissen heute, dass der Bund sparen muss-, 
sondern die Ergänzung bedeutet vor allem, dass der Bund als 
Träger der Armee und ihrer Ausbildung verpflichtet ist, den 
Schiessvereinen das Leben und überleben zu ermöglichen. 
So oder ähnlich hat es auch der Chef des EMD in der Kommis­
sion formuliert. 
In diesem Zusammenhang sind naturgemäss die Probleme in 
bezug auf den sogenannten Schiesslärm angesprochen. Der 
von der Kommissionsmehrheit vorgeschlagene neue Absatz 
will dem Bundesrat die Gelegenheit verschaffen - gestützt 
auch auf das Umweltschutzgesetz, Artikel 5 und 17 -, im Ver­
ordnungsrecht klarzulegen, dass Schiessübungen im Inter­
esse der Gesamtverteidigung und damit im öffentlichen Inter­
esse alle diejenigen Übungen sind, die mit Ordonnanzwaffen 
und Ordonnanzmunition geschossen werden. Heute sind das 
Verordnungsrecht und seine Handhabung durch die Verwal-
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tungsbehörden und das Bundesgericht zu eng, weil nur die 
sogenannten Bundesübungen als im Interesse der Landes­
verteidigung und damit in einem - ich zitiere das Bundesge­
richt - «gewichtigen öffentlichen Interesse stehend» aner­
kannt werden. Es geht um eine bescheidene Ausweitung der 
Ausnahmemöglichkeiten im Interesse der Landesverteidi­
gung und der Gesamtverteidigung. 
Das heisst nicht, dass Schiessanlagen in bezug auf den Lärm 
nicht mehr saniert werden sollen. Für die Festlegung der Sa­
nierungsbedürftigkeit sowie für das Ausmass der Sanierungs­
massnahmen sollen aber die beschriebenen Übungen im er­
weiterten Umfang von den für die Gesamtverteidigung im Um­
weltschutzgesetz vorgesehenen Ausnahmen profitieren kön­
nen. Dass dann die echt privaten Schiessen - solche gibt es 
auch noch - nicht unter diese «Privilegierung» fallen, ist klar. 
Die Zustimmung zur Fassung der Mehrheit der Kommission 
drängt sich aus den dargelegten Gründen auf. Der Bundesrat 
ist offenbar mit dieser Fassung einverstanden und damit auf 
die Unterstützung durch die Minderheit Plattner, welche Zu­
stimmung zur Fassung Bundesrat beantragt, nicht mehr ange­
wiesen. 
Ich ersuche Sie, den Minderheitsantrag abzulehnen und der 
Kommissionsmehrheit zuzustimmen - analog dem Entscheid 
bei Artikel 25. 

Villiger Kaspar, Bundesrat: Ich meine, dass die Fassung der 
Kommissionsmehrheit doch einige Vorteile für sich hat, so 
dass ich mich dieser Fassung anschliessen kann. 
Der neuformulierte Artikel ist sprachlich besser und klarer. Zu­
dem werden in Absatz 1 in der Variante der Kommissions­
mehrheit zu Recht nebst den Verbänden generell auch die ein­
zelnen Vereine, nicht nur die Schiessvereine, aufgeführt, was 
sachlich richtig ist; das ist der materielle Unterschied zur bun­
desrätlichen Fassung. 
Bei Absatz 1 bis werden die anerkannten Schiessvereine be­
sonders hervorgehoben. Hier hat Herr Loretan recht: Es han­
delt sich um die Erfüllung einer Bundesaufgabe, die für den 
Bund sehr viel billiger zu erfüllen ist, wenn es über die Schiess­
vereine geschieht und er das nicht mit einer eigenen Organisa­
tion machen muss. Der Bundesrat wird diese Unterstützung -
hier wende ich mich vor allem an Herrn Plattner, der Angst hat, 
dadurch könnte eine grenzenlose Ausweitung der Schiesstä­
tigkeit stattfinden, die der Bund unterstützt- in einer speziellen 
Verordnung regeln müssen. Darin werden sicher die obligato­
rischen ausserdienstlichen Schiessen, das Feldschiessen, die 
Schützenmeister- und Jungschützenleiterkurse, die Jung­
schützenkurse figurieren; vielleicht auch Übungsschiessen, 
doch in einem begrenzten Ausmass, damit das nicht völlig 
ausufert. In diesem Sinne wird die sogenannte Schiessord­
nung die Details regeln. 
Deshalb ist die Formulierung der Mehrheit der Kommission 
meines Erachtens besser. Ich bitte Sie, dem Antrag der Mehr­
heit zuzustimmen. 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Zu einem Punkt ist 
noch nichts gesagt worden: zum Geld. 
Gestatten Sie mir vorher noch einige weitere Bemerkungen: 
Es wird hier gesetzlich klar die gesamte ausserdienstliche 
Schiesstätigkeit verankert. Diese Schiesstätigkeit liegt zweifel­
los im öffentlichen Interesse, wobei man unter öffentlichem In­
teresse natürlich immer etwas anderes verstehen kann. Aber 
Herr Loretan sagte es bereits: Sie liegt im Interesse der Lan­
desverteidigung, der Gesamtverteidigung. Wenn wir sehen, 
was die Schiessvereine tatsächlich machen, dann meine ich, 
dass damit der Nachweis erbracht ist. Um nur einige Punkte 
aufzuzählen: Sie stellen die gesamte Administration für das 
ausserdienstliche Schiessen zur Verfügung; sie bilden Instruk­
toren aus; sie bilden jährlich 20 000 Jungschützen und Jung­
schützinnen aus; sie führen das Obligatorische und das Feld­
schiessen durch. 
Zum bereits erwähnten Punkt: Es geht um das Geld. Offenbar 
will man sparen und berücksichtigt nicht, dass die gesetzliche 
Regelung, wenn tatsächlich gespart werden muss, so ist, dass 
dazu auch die Möglichkeit besteht: «Der Bund unterstützt im 
Rahmen der bewilligten Kredite die Tätigkeiten .... » heisst es in 
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Artikel 67 Absatz 1. «Im Rahmen der bewilligten Kredite»: Man 
kann also die Kredite kürzen oder die Kredite gelegentlich so­
gar ganz verweigern. Zum Sparen ist die Bahn ohne weiteres 
offen. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Art. 68 
Antrag der Kommission 
Abs. 1-6 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Abs. 3bis (neu) 
Mehrheit 
Ablehnung des Antrages der Minderheit 
Minderheit 
(Schech) 

27Stimmen 
3 Stimmen 

Die Schiessübungen werden auf Anlagen absolviert, die für 
das Sturmgewehr Distanzen von 150, 200, 250 oder 300 Me­
tern, für die Pistole solche von 25 oder 50 Metern aufweisen. 

Art. 68 
Proposition de la commission 
Al. 1-6 
Adherer au projet du Conseil federal 

Al. 3bis (nouveau) 
Majorite 
Rejeter la proposition de la minorite 
Minorite 
(Schech) 
Les exercices de tir sont accomplis dans des installations qui 
permettent de tirer sur des distances de 150, 200, 250 ou 
300 metres pour le fusil d'assaut et de 25 ou 50 metres pour le 
pistolet 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Bei Artikel 68 Ab­
sätze 1-6 stimmt die Kommission dem Bundesrat zu. 
Es liegt ein Minderheitsantrag Schech vor (Abs. 3bis neu). Der 
Antrag Schech lag tatsächlich auch in der Kommission vor. Er 
wurde mit 7 Stimmen zu 1 Stimme abgelehnt Schiessstände 
mit einer Distanz bis zu 200 Meter sind als Ausnahme heute 
schon zugelassen. Die Schützen können damit leben. Für Di­
stanzen von 200 Metern, 250 Metern und 300 Metern braucht 
es somit diesen Absatz gemäss Minderheitsantrag Schech 
überhaupt nicht. Zudem ist es wirklich nicht notwendig, den 
Schiessvereinen gerade wegen dieser 150 Meter Schwierig­
keiten zu machen. Die Kommissionsmehrheit lehnt deshalb 
diesen Absatz ab. 
Es mag sein, dass die 300 Meter Distanz militärisch nicht im­
mer realistisch oder nicht mehr realistisch sind, weil man mili­
tärisch mit dem Sturmgewehr oder mit dem Karabiner eher auf 
kürzere Distanzen schiesst Es geht aber hier nach Ansicht der 
Kommissionsmehrheit nicht nur um die Distanz, sondern um 
viel mehr, auch in militärischer Hinsicht: Es liegt zusätzliche 
Ausbildung drin. Es liegt aber auch ein rechter Schuss Motiva­
tion drin. 
Es ist im übrigen auch nicht klar, welche Folgen - auch finan­
zieller Natur - dieser Antrag hätte, wenn Sie ihm zustimmen 
würden. Sowohl in den Schiessvereinen als auch in den Ge­
meinden - ich habe es bereits erwähnt - würden Schwierig­
keiten auftauchen. Man operiert wohl damit, dass Schiess­
stände mit kürzeren Distanzen dann ohne weiteres unter den 
Boden verlegt werden könnten. Ich glaube, das sind einfach 
Illusionen. 
Ist es nun wirklich nötig, dass unser Militärgesetz, unsere neue 
Wehrverfassung, mit einer solchen Vorschrift belastet wird? 
Die Befürworter sind sich bewusst, dass sie nur mit diesem 
Gesetz eine Chance haben, ihr Begehren durchzubringen. 
Die Kommissionsmehrheit beantragt- in der Kommission war 
das Stimmenverhältnis 7 zu 1 -, den Minderheitsantrag 
Schech abzulehnen und dem Bundesrat zuzustimmen. 

Schech Otto (R, AR), Sprecher der Minderheit: Der Präsident 
der SiK, Herr Ziegler Oswald, hat es bereits gesagt: In Arti­
kel 68 gehe es um die ausserdienstliche Schiesspflicht Ich 
möchte einleitend klar festhalten, dass sich mein Antrag nicht 
gegen diese ausserdienstliche Schiesspflicht wendet, son­
dern ich stehe durchaus auf dem Boden von Artikel 68, auch 
wenn man sich die Frage stellen kann, ob es heute nicht militä­
rische Pflichten geben würde, die ausserdienstlich eher eines 
Trainings bedürften als gerade die Schiesspflicht. 
Darüber wollen wir uns jetzt aber nicht unterhalten: Ich akzep­
tiere also Artikel 68 und damit die ausserdienstliche Schiess­
pflicht so, wie sich dieser Artikel hier präsentiert und wie er von 
Bundesrat und Kommission vorgeschlagen wird. 
Mein Antrag betrifft ausschliesslich die Anlagen, auf denen die 
ausserdienstliche Schiesspflicht erfüllt werden muss. Die Be­
reitstellung dieser Anlagen ist in Artikel 135 geregelt, und man 
kann nicht von Artikel 68 sprechen, ohne auf Artikel 135 dieses 
Gesetzentwurfes hinzuweisen. Ich möchte Ihnen den ersten 
Satz von Artikel 135 Absatz 1 verlesen. Dort heisst es: «Die Ge­
meinden sorgen dafür, dass die Schiessanlagen, die für die 
ausserdienstlichen militärischen Schiessübungen sowie die 
entsprechende Tätigkeit der Schiessvereine benötigt werden, 
unentgeltlich zur Verfügung stehen.•• 
Die Gemeinden sind also verpflichtet, die Anlagen für die aus­
serdienstlichen Schiessübungen unentgeltlich zur Verfügung 
zu stellen. Hier schlage ich Ihnen nun vor, dass eine Regelung 
ins Gesetz aufgenommen werden soll, wonach diese Schiess­
stände nicht mehr zwingend 300 Meter Distanz aufweisen müs­
sen, sondern eine Distanz, die kürzer sein kann, die 250 Meter, 
200 Meter oder auch 150 Meter betragen kann. Ausgangs­
punktfür diesen Antrag ist die Überlegung, dass für militärische 
Bedürfnisse Distanzen von 150 Metern, 200 Metern oder 
250 Metern absolut, völlig zweifelsfrei genügen. Das ist eindeu­
tig und unbestritten. Kein Mensch, der vom Schiessen, vom mi­
litärischen Schiessen, etwas versteht, wird mir entgegenhalten 
können, für militärische Bedürfnisse müsse zwangsweise auf 
300 Meter geschossen werden. Im militärischen Ernstfall wird 
vielmehr auf viel kürzere Distanzen geschossen, ganz abgese­
hen davon, dass der Normaleinsatz heute sowieso im raschen 
Einzelschuss ist und nicht mehr im gezielten Einzelschuss, 
aber schon gar nicht - auch wenn der gezielte Einzelschuss 
noch in Frage kommt- im gezielten Einzelschuss auf 300 Me­
ter. Für militärische Bedürfnisse undfürdas, wasfürden militäri­
schen Einsatz geübt werden muss, genügen also Distanzen 
von 150 Metern, 200 Metern oder 250 Metern vollauf. 300 Me­
ter als zwingende Norm vorzusehen würde heissen, eine Lei­
stung von den Gemeinden zu erwarten, die ausschliesslich im 
Interesse der Sportschützenvereine erfolgt. 
Herr Ziegler hat diesen Sachverhalt vorhin praktisch zugege­
ben, in seiner vorweggenommenen Begründung der Position 
der Kommissionsmehrheit. Er hat darauf hingewiesen, dass 
es in erster Linie im Interesse der Sportschützen geschehe, 
wenn die Anlagen heute auf 300 Meter ausgerichtet seien; und 
das ist absolut eindeutig der Fall. Es ist eine Konzession zu­
gunsten des Sportschiessens. 
Wenn Sie meinen Antrag ablehnen, tun Sie einfach eine Geste 
zugunsten der Sportschützen, dafür könnte ich durchaus 
noch Verständnis aufbringen; aber mindestens muss der 
Sachverhalt artikuliert und herausgestrichen werden. Wenn 
Sie also mit 300 Metern als zwingender Norm operieren, dann 
ist das ein Dienst, den Sie den Sportschützen erweisen, aber 
gleichzeitig eine Belastung für die Gemeinden - eine Bela­
stung der strapazierten Kassen der Gemeinden, die die 
Schiessanlagen zur Verfügung stellen müssen. 
Es ist nicht richtig, dass heute schon Anlagen auf 200 Meter 
zugelassen wären. Zwar kann die Geschäftsleitung des EMD, 
früher die KML, Ausnahmen bewilligen, und sie hat, wenn ich 
mich nicht täusche, in zwei Fällen Ausnahmen von etwas weni­
ger als 300 Metern bewilligt. Aber so klar, dass einfach jede 
Gemeinde die Wahl hätte, auf 150 Meter, 200 Meter oder 
250 Meter zu gehen, so klar ist das bei weitem nicht; es ist da­
her notwendig, den Sachverhalt im Gesetz zu artikulieren und 
diesen Sachverhalt im Gesetz mit dem Ergänzungsantrag, 
den ich Ihnen vorschlage und den ich Ihnen zur Annahme 
empfehle, ganz präzis zu regeln. 
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Dabei -das scheint mir ganz wesentlich - geht es nur um neue 
Anlagen, um Anlagen, die neu erstellt werden müssten. Die 
Gemeinde Herisau beispielsweise, in der ich zu Hause bin, ist 
zurzeit gerade in einer derartigen Situation. Sie sucht seit Jah­
ren ein geeignetes Gelände für eine neue Schiessanlage. He­
risau wäre problemlos in der Lage, eine neue Anlage aufzu­
stellen, wenn dies mit einer Distanz von 200 Metern realisiert 
werden könnte, aber für 300 Meter lässt sich in unserem sehr 
kupierten Gelände einfach nichts Geeignetes finden. 
Bestehende Anlagen können selbstverständlich völlig pro­
blemlos auf 300 Meter weitergeführt werden, aber neue Anla­
gen müssen auf kürzere Distanzen erstellt werden können. Auf 
diese Art und Weise würden die Gemeinden von einer Auf­
gabe entlastet, die sie in aller Regel sehr stark drückt; oder 
man würde ihnen mindestens eine Hilfestellung im Hinblick 
auf die Erstellung neuer Anlagen leisten. 
Selbstverständlich würden auf 200 Meter nicht die gleichen 
Scheiben verwendet wie auf 300 Meter, sondern entspre­
chend reduzierte Scheiben, so dass die Treffsicherheit der 
Schützen und der Wehrmänner genau gleich ermittelt werden 
könnte. Das heisst, es wäre also vom praktischen Erfolg und 
von der praktischen Ergebniskontrolle her überhaupt kein Un­
terschied zu vermerken. Es bliebe praktisch genau gleich wie 
heute, nur mit dem Unterschied, dass die Gemeinden von ei­
ner Auflage, von einer Verpflichtung, entlastet wären, die sie 
heute sehr stark in Anspruch nimmt 
Ich bitte Sie in diesem Sinne, dem Minderheitsantrag, der die 
Wehrkraft unseres Landes nicht beeinträchtigt, zu ent­
sprechen. 

Bühler Robert (R, LU): Ich bitte Sie, den Antrag der Minderheit 
Schoch abzulehnen. 
Selbstverständlich könnte das Obligatorische auch auf kür­
zere Distanzen geschossen werden. Trotzdem spricht einiges 
dagegen. Die Schützenvereine führen das Obligatorische 
durch. Wer sonst? Ich glaube, man müsste dieses Obligatori­
sche fallenlassen, wenn nicht die Schützenvereine es durch­
führen würden. 
Das Sportschiessen der Schützenvereine findet auf 300-
Meter-Anlagen statt, national und international; Synergien sol­
len ausgenützt werden. Ich bin überzeugt: Wer auf 300 Meter 
trifft, trifft auch auf 150 oder 200 Meter. Es gibt heute im ganzen 
2200 solcher 300-Meter-Anlagen. Die Schützenvereine brau­
chen also 300-Meter-Anlagen; es ist somit sinnvoll, dass die 
Obligatorischen ebenfalls auf 300-Meter-Anlagen durchge­
führt werden. 
Das obligatorische und das sportliche Schiessen bilden somit 
eine Einheit. Oder wollen Sie, dass die Schützenvereine 300-
Meter-Anlagen und die Gemeinden separat 150- oder 200-
Meter-Anlagen erstellen? Das käme sicher noch teurer zu ste­
hen als nur 300-Meter-Anlagen. Das Problem beim Schiessen, 
Herr Schech, liegt ja nicht bei den Distanzen der Anlagen, son­
dern beim Lärm. Verschiedene Massnahmen, u. a die Regio­
nalisierung der Anlagen, Artikel 130, wirken dem Lärm entge­
gen. Hier muss man ansetzen und nicht bei den Distanzen. 
Dazu kommt noch, dass der bundesrätliche Entwurf, den die 
Mehrheit der Kommission unterstützt, bezüglich Distanzen of­
fen ist. In Ausnahmefällen können kürzere Distanzen bewilligt 
werden. Das hat der Kommissionspräsident bereits gesagt. 
Lehnen Sie den Antrag der Minderheit Schach ab - der Scha­
den wäre grösser als der Nutzen. Denken wir daran, dass die 
Schützenvereine einen wesentlichen Beitrag zur Förderung 
des Wehrwillens leisten; sicherheitspolitisch ist das immer 
noch ein entscheidender Faktor. 

Loretan Willy (R, AG): Herr Bühler Robert hat die Gründe, die 
für die Fassung der Mehrheit sprechen, fast umfassend dar­
gelegt. 
Ich erlaube mir, einige wenige Ergänzungen anzubringen. Es 
sind mir keine Stellungnahmen der Kommunalverbände be­
kannt - Städteverband und Gemeindeverband, denen ich 
nach wie vor nahestehe-, die der Fassung der Mehrheit wider­
sprochen hätten; diese Fassung entspricht auch dem Ver­
nehmlassungstext. Von den Gemeinden her kommen also kei­
nerlei Forderungen nach Flexibilität im Sinne des Minderheits-
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antrages Schach. Denn die Kosten bei Neuerstellungen sind 
praktisch identisch, welche Distanz Sie auch immer wählen, 
mit Ausnahme der unterirdischen Anlagen, die ausnahms­
weise- ich denke an die kritische Situation im GebietAllschwi­
ler Weiher - von der Geschäftsleitung des EMD zugelassen 
werden können. 
Eine generelle Differenzierung der Schussdistanzen zuzulas­
sen stösst aber auch auf technische Schwierigkeiten. Gut, das 
ist jetzt etwas Schützenlatein: Wohl kann man die Grösse der 
Scheiben reduzieren, aber man schiesst mit demselben Kali­
ber, das Einschussloch bleibt gleich gross; das kann dann auf 
Hunderterscheiben einen Einfluss bei Randtreffern, 98er, 99er 
und 1 OOer, haben. Das ist wohl Schützenlatein, aber echtes. 
Dann kommt dazu - das habe ich mir auch sagen lassen -, 
dass die Rolle des Querwindeinflusses eine andere ist, ob Sie 
auf 150 Meter oder auf 300 Meter schiessen. Überlassen wir 
indessen solche feine Differenzierungsüberlegungen, wenn 
sie denn schon einmal angestellt und in die Praxis umgesetzt 
werden müssten, besser der Stufe der Verordnung. 
Auch aus diesen ergänzenden Gründen bitte ich Sie, den Min­
derheitsantrag Schach abzulehnen und der Mehrheit zuzu­
stimmen. 

Huber Hans Jörg (C, AG): Nachdem bei der letzten Debatte, 
die wir über diesen Gesetzentwurf geführt haben, von gewis­
sen Kreisen der Eindruck erweckt worden ist, das sei ein 
Thema, das lediglich Leute, die über längere Zeit in diesen 
Dingen engagiert sind, interessiere - die Debatte hat deswe­
gen eine gewisse Breite angenommen-, will ich mich der ge­
botenen Kürze befleissen. Allerdings nicht, ohne zu sagen, 
dass wir an einen bedenklichen Punkt der Auseinanderset­
zung kommen, wenn die Stimmen derjenigen, die damit über 
längere Zeit befasst sind, nicht mehr gehört werden, dafür 
mehr die theoretischen Überlegungen. 
Lassen Sie mich vom Latein, das Herr Loretan vorhin mit Bega­
bung für das Klassische durchexerziert hat, zu den Realitäten 
zurückkommen. Die Realität ist, dass dieses Schiessen bezo­
gen auf die Tätigkeit der Armee gewertet werden muss. Ent­
scheidend ist dieser Gesichtspunkt. Da ist nun völlig unbestrit­
ten - und das wird auch vom EMD für die Vorlage ins Feld ge­
führt -, dass die Kampfführung, die Kampfarten und die 
Kampfform auf den Stufen Gruppe, Zug, Kompanie, ja Batail­
lon im Rahmen des Einsatzkonzeptes der dynamischen 
Raumverteidigung nicht ändern. Es ändert sich nur etwas, und 
zwar sehr entscheidend: nämlich der zeitliche Rhythmus, in 
dem man das üben kann. Er wird von einem auf zwei Jahre er­
streckt 
Wenn das richtig ist, dann ist die Argumentation der Mehrheit 
zutreffend. Dann brauchen wir - das ist Kollege Schach zuzu­
gestehen - diese Distanz im Ortskampf nicht und auch im Vor­
alpengebiet weniger, aber dort, wo Felder sich öffnen. Dort 
brauchen wir den Einsatz der Waffe auf diese Distanz, wie sie 
eben von der Mehrheit in Aussicht genommen ist und wie sie 
geübt werden muss. Das Bild, das manchmal in Medien vor­
gezeichnet wird, nämlich dass gestreut in Räume geschossen 
wird, ist für die Schweizer Armee ein untypisches Verhalten, 
und zwar richtigerweise ein untypisches Verhalten, weil es im 
Prinzip mehr schadet und verschwendet als nützt 
Ich möchte Sie aus diesen Überlegungen, die spezifisch mili­
tärischer Art sind, aber durchaus eine Rückkoppelung zum 
Schützenwesen haben, bitten, dem Antrag der Mehrheit zuzu­
stimmen. 

Rüesch Ernst (R, SG): Gestatten Sie mir, einem, der glaubt, er 
verstehe auch etwas vom Schiessen, ein Wort, allzumal er seit 
Jahrzehnten in dieser Disziplin tätig ist. 
Herr Schach hat zweifellos recht, wenn er sagt, das militäri­
sche Schi essen sei nicht zwangsläufig auf 300 Meter zu absol­
vieren, aber es geht beim obligatorischen Schiessen nicht um 
ein Gefechtsschiessen. Es geht um ein Schulschiessen. 
Beim Schulschiessen habe ich auf allen Stufen immer wieder 
die Erfahrung gemacht, dass es zweckmässig ist, wenn man 
relativ schwierige Übungen startet, also auf eine relativ weite 
Distanz schiesst; wer die beherrscht, beherrscht auch alle kür­
zeren Distanzen, aber nicht umgekehrt. Ich habe dieses Ver-

michael.tellenbach
Textfeld



Organisation de l'armee et administration militaire 404 E 31 mai 1994 

fahren auch mit anderen Waffen mit Erfolg durchgeführt 
Darum sind diese 300-Meter-Stände weiterhin brauchbar, 
auch wenn das die obere Grenze des Einsatzes des neuen 
Sturmgewehres ist Wir haben 2000 solcher Schiessstände. 
Es wäre gerade aus Kostengründen unsinnig, nun andere zu 
bauen. 
Noch ein Gedanke: Ich befürchte, wenn ein Anrecht entsteht, 
dass die Gemeinden auch 150-Meter-Stände bauen können, 
wenn sie sich damit begnügen dürfen, dass dann ein entspre­
chender Druck entsteht, aus räumlichen Gründen, aus Grün­
den des Lärmschutzes usw., mit der Distanz herunterzuge­
hen: Ich befürchte, dass in den Gemeinden, die heute ihre 
300-Meter-Stände haben, ein neuer Druck entsteht, um die 
entsprechenden Distanzen zu verringern. Das gibt dann eine 
Entwicklung, die langsam Richtung Kurzdistanzen und Rich­
tung Luftpistolenschiessen führt, und das muss unter allen 
Umständen verhindert werden. 
Herr Schach hat gesagt, der Minderheitsantrag richte sich 
nicht gegen die Schiesspflicht, de facto wird es aber so sein. 
Auf alle Fälle habe ich von den Gegnern des Obligatorischen 
massenhaft positives Echo zu diesem Minderheitsantrag ge­
hört. Offensichtlich gibt es doch Leute, die glauben, über die 
Verringerung der Distanzen Richtung Kurzdistanz und Luftpi­
stole könnte man das Obligatorische langsam aus der Welt 
schaffen. Das Echo bei den Gegnern auf diesen Minderheits­
antrag war meines Erachtens zu gut, als dass ich ihm zustim­
men könnte. 
Ich bitte Sie deshalb, der Mehrheit zuzustimmen. 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Die Äusserungen 
von Herrn Schach veranlassen mich, als Berichterstatter noch 
einmal das Wort zu ergreifen. Herr Schach hat mir als Bericht­
erstatter ja vorgeworfen, dass es eigentlich nur um die Sport­
schützenvereine gehe und gar nicht um das ausserdienstliche 
Schiesswesen. Das habe ich erstens nicht gesagt, und zweit­
ens ist es auch in der Kommission höchstens von Ihnen, Herr 
Schach, gesagt worden - aber sonst von niemandem. 
Der Bund ist doch am ausserdienstlichen Schiesswesen inter­
essiert Er kann es selber nicht durchführen. Wenn er es den 
Schützenvereinen überlässt, ist es ja nicht so, dass er zuerst 
Bedingungen stellen und Auflagen machen kann, sondern er 
muss zuerst einmal dafür schauen, dass seine Interessen er­
füllt werden, d. h., dass diese Schiesstätigkeit durchgeführt 
wird. 
Ich wehre mich dagegen, dass ich etwas nur einfach für die 
Sportschützen darlegen wollte, und wehre mich vor allem da­
gegen, weil es in der Kommission nicht so war. 

Villiger Kaspar, Bundesrat: Der Bundesrat ist grundsätzlich 
der Meinung, dass die Schiessdistanz nicht gesetzlich veran­
kert werden sollte. Das ist nicht gesetzeswürdig. Sie, Herr 
Schach, wollen natürlich nur sicherstellen, dass auch andere 
Distanzen zugelassen werden. Der Bundesrat wird diese 
Frage in der Verordnung regeln. 
Ich habe ein gewisses Verständnis für das Anliegen, die 
Schiessdistanzen zu verkürzen. Es ist in der Tat so, dass das 
EMD jetzt schon Gesuche für verkürzte Distanzen bewilligen 
kann. Das kann zum Beispiel bei unterirdischen Anlagen oder 
dort, wo es geographisch nicht anders geht, ein Vorteil sein. 
Aus rein militärischer Sicht kann man sich darüber streiten, 
welche Distanz optimal wäre. Die Herren Huber und Rüesch 
haben Argumente angeführt, die für die 300 Meter relevant 
sind. Es gibt auch Fachleute, die sagen, eine 200-Meter­
Distanz sei im Hinblick auf die Frage Gefechtsschiessen eher 
realistisch. Aber ich glaube, eine generelle Senkung kommt 
aus rein finanziellen Gründen ohnehin nicht in Frage, weil die 
Schiessstände ja real bestehen und es Milliarden Franken ko­
sten würde, sie alle zu verändern. 
Bis in die allerletzten Verästelungen, Herr Loretan, haben wir 
die Frage allerdings nicht geprüft, auch nicht die Frage, ob das 
Kaliber verändert werden müsste, um auch bei kürzeren Di­
stanzen die Lochgrösse des Schusses zur Grösse der 
Scheibe in ein richtiges Verhältnis zu bringen. Diese Fragen 
kann ich Ihnen nicht schlüssig beantworten. 

Aber Spass beiseite. Wir sind der Meinung, dass in Ausnah­
mefällen durchaus kürzere Distanzen denkbar sind, ohne 
dass das Ziel der Ausbildung nicht erreicht werden könnte -
sofern man die Scheibe proportional verkleinert 
Nun ist es in der Tat so, dass die Schützenvereine natürlich 
eine Einheitsdistanz schon im Hinblick auf das Trainings­
schiessen bevorzugen. Die Schützenvereine - diese Meinung 
habe ich vorhin schon geäussert-sind die Träger des ausser­
dienstlichen Schiesswesens und erbringen eine Leistung für 
den Bund, die ihn sehr viel teurer zu stehen käme, wenn er 
diese selber erbringen würde. In diesem Sinne haben wir na­
türlich ein Interesse daran, den Schützenvereinen - weil sie 
Träger einer Bundesaufgabe sind - eine Lebensgrundlage zu 
belassen. 300-Meter-Stände sind natürlich attraktiver als 200-
Meter- oder 150-Meter-Stände. Ich glaube, das dürfen wir 
durchaus auch hier berücksichtigen. 
In diesem Sinne möchte ich Ihnen beantragen, den Minder­
heitsantrag Schach abzulehnen. Wir werden die Frage ab­
schliessend in der Verordnung regeln. Es wird nicht eine gene­
relle Zulassung von 200-Meter-Ständen geben, sondern es 
wird die Ausnahme bleiben; aber ich kann Ihnen zusichern, 
dass wir diese Ausnahme selbstverständlich dort zulassen 
werden, wo es von den Umständen her gerechtfertigt ist. Es 
wird also nicht so restriktiv sein, dass es überhaupt nie vor­
kommen kann. 
In diesem Sinne bitte ich Sie, dem Antrag der Mehrheit zuzu­
stimmen. 

Abs. 1-6-AI. 1-6 
Angenommen -Adopte 

Abs. 3bis -Al. 3bis 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Art. 69 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art. 70 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de /a commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

22Stimmen 
5Stimmen 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Hier kommen wir 
nun zu den drei verschiedenen Einsatzarten: Friedensförde­
rungsdienst, Assistenzdienst und Aktivdienst. 
Hier wird im Grundsatz der Friedensförderungsdienst erst­
mals erwähnt; er wird hier gesetzlich verankert und wird dann 
im Artikel 71 geregelt 

Villlger Kaspar, Bundesrat: Nur eine kleine Bemerkung, die 
aus aktuellem politischen Anlass vielleicht wichtig ist: In Arti­
kel 71, beim Friedensförderungsdienst, wird ausdrücklich ge­
sagt, dass für die Bildung und den Einsatz von bewaffneten 
Truppen für friedenserhaltende Operationen ein besonderes 
Bundesgesetz nötig ist Das heisst, wenn das Blauheimgesetz 
vom Volk verworfen würde, würde dieses Gesetz nicht als 
Grundlage für Blauhelme taugen. Wir haben uns ursprünglich 
die Frage gestellt, ob wir das integrieren und das Sonderge­
setz aufheben sollten. Aber das hätte nur das Militärgesetz be­
lastet Das heisst, das Blauhelmgesetz ist eigentlich das Spe­
zialgesetz, das auf Artikel 71 basiert Das Volk wird über das 
Blauheimgesetz nächstens-ich hoffe selbstverständlich posi­
tiv- entscheiden. 

Angenommen -Adopte 
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Art. 71 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Zu Artikel 71 hat Herr 
Bundesrat Villiger bereits einiges gesagt. Ich meinerseits ma­
che lediglich noch einmal den Hinweis, dass nun hier konkret 
die Voraussetzung für dieses Gesetz geschaffen wird; ich ver­
weise diesbezüglich auch auf die Botschaft, Seite 67. 
Bis heute ist ja die Rechtsgrundlage für solche Einsätze die 
Verordnung des Bundesrates vom 22. Februar 1989 über den 
Einsatz von Personal bei friedenserhaltenden Aktionen und 
Guten Diensten. Es handelt sich ausschliesslich um unbewaff­
nete Einsätze. Das Blauheimgesetz, wenn es angenommen 
wird - bzw. die Rechtsgrundlage, die hier geschaffen wird-, 
würde es dann ermöglichen, dass auch bewaffnete Einsätze 
gemacht werden könnten; Bewaffnung aber auch nur zur Not­
wehr und zur Selbstverteidigung. 

Angenommen -Adopte 

Art. 72 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 

e. zur Bewältigung anderer Aufgaben von nationaler Be­
deutung. 
Abs.2 
.... geleistet, als die Aufgabe im öffentlichen Interesse liegt und 
es den zivilen Behörden .... 
Abs.3 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 72 
Proposition de la commission 
A/.1 

e. afin d'accomplir d'autres täches d'importance nationale. 
Al. 2 
L'aide ne sera apportee que si la täche est d'interet public et 
que les autorites ne sont plus .... 
Al.3 
Adherer au projet du Conseil federal 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Der Assistenzdienst, 
wie er vom Bundesrat vorgeschlagen und in der Botschaft dar­
gelegt und begründet wird, wird nicht bestritten. Auch mit den 
Anderungen, welche die Kommission vorschlägt, wird der As­
sistenzdienst nicht bestritten. Die Kommission ist lediglich der 
Meinung, dass man, nachdem im Zusammenhang mit dem 
Assistenzdienst viele Fragen diskutiert wurden, mindestens 
zwei Änderungen vornehmen soll. 
Eine erste Änderung ist unter Absatz 1 Buchstabe e. Man will 
«andere» Aufgaben von nationaler Bedeutung, also nicht nur 
«vergleichbare» Aufgaben von nationaler Bedeutung, sondern 
allgemein andere Aufgaben von nationaler Bedeutung. Man 
will auf jeden Fall nicht eine Einschränkung nur auf Katastro­
pheneinsätze. 
Eine zweite Änderung: Der Bundesrat regelt wohl die Subsi­
diarität, indem er sagt: «Die Hilfe wird nur soweit geleistet, als 
es den zivilen Behörden nicht mehr möglich ist .... » Nach Kom­
mission muss die Aufgabe, zu deren Erfüllung Truppen zur 
Verfügung gestellt werden, auch im öffentlichen Interesse lie­
gen; also nicht nur subsidiär, sondern auch wenn dann tat­
sächlich eine Hilfeleistung erfolgt, muss diese im öffentlichen 
Interesse liegen, sonst kann sie nicht zur Verfügung gestellt 
werden. Das ist die Neuformulierung von Absatz 2, wie sie von 
der Kommission vorgeschlagen wird. 

Angenommen -Adopte 

Art. 73-77 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: In Artikel 75 haben 
wir eine neue Aufgabe; diese wird dem Bundesrat zugewie­
sen. Sie ermöglicht rasches, situationsgerechtes Handeln. Bei 
grösserem Aufgebot ist dann allerdings die Genehmigung 
des Parlamentes erforderlich. 

Angenommen -Adopte 

Art. 78 
Antrag der Kommission 
Abs. 1, 3 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.2 
.... angerechnet. Der Bundesrat entscheidet .... 

Art. 78 
Proposition de la commission 
Al. 1, 3 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al.2 
.... des services obligatoires. Le Conseil federal fixe les excep­
tions. 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Die Änderung, die 
vorgeschlagen wird, meine ich, spricht für sich, so dass sie 
hier nicht eigens erläutert werden muss . 

Villiger Kaspar, Bundesrat: Ich bin mir der Chancen einer an­
deren Meinung bewusst und verzichte deshalb auf Beharren. 
Ich finde es an sich nicht richtig, aber ich wehre mich nicht. 

Angenommen -Adopte 

Art. 79,80 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Bei Artikel 79 haben 
wir ebenfalls eine neue Aufgabe: Es geht um die Anordnung 
der Requisition im Assistenzdienst. Sie ist eine Folge der Auf­
gebotskompetenz und liegt beim Bundesrat. 
Bei Artikel 80 Absätze 3 und 4 geht es um die Sicherstellung 
der Bereitschaft für den Assistenzdienst. Es ist auch wieder 
eine Folge der Aufgebotskompetenz und muss beim Bundes­
rat liegen. 

Angenommen -Adopte 

Art. 81 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Minderheit 
(Plattner) 
Abs. 1 Bst. b 
Streichen 

Art. 81 
Proposition de la commission 
Majorite 
Adherer au projet du Conseil federal 

Minorite 
(Plattner) 
Al. 1 let. b 
Biffer 
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Präsident: Herr Plattner hat mir mitgeteilt, dass er seinen Min­
derheitsantrag zurückzieht, da wir diese Frage im Grundsatz 
schon entschieden haben. 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Ich wollte lediglich 
auf den Zusammenhang mit Artikel 1 Buchstabe c verweisen. 
Gemäss Amtlichen Bulletin (AB 1994 S 289) hat Herr Kollege 
Plattner bei der Behandlung von Artikel 1 Buchstabe c erklärt, 
wenn der Minderheitsantrag zu dieser Bestimmung abgelehnt 
werde, seien auch die Minderheitsanträge zu Artikel 81 und zu 
Artikel 88 erledigt bzw. zurückgezogen. 
Nachdem Sie bei Artikel 1 Buchstabe c den Minderheitsan­
trag Plattner mit 25 zu 2 Stimmen abgelehnt haben (aaO., 
Seite 290), dürfte dieser Minderheitsantrag als zurückgezogen 
gelten. 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon la proposition de la majorite 

Art. 82 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
.... die Armee oder Teile davon auf (Mobilmachung). 
Abs. 1 bis (neu) 
Die Bundesversammlung kann den Bundesrat ermächtigen, 
im Rahmen einer festgelegten Höchstgrenze zusätzliche Trup­
pen aufzubieten und Wiederaufgebote anzuordnen. 
Abs.2, 3 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs. 3bis (neu) 
Der Bundesrat entscheidet über die Entlassung von Truppen. 
Abs.4 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 82 
Proposition de la commission 
Al. 1 
.... l'armee ou des parties de l'armee (mobilisation). 
Al. 1 bis (nouveau) 
Dans le cadre d'une limite maximale determinee, !'Assem­
blee federale peut autoriser le Conseil federal a mettre sur 
pied des troupes supplementaires et ordonner de nouvelles 
convocations. 
Al. 2, 3 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al. 3bis (nouveau) 
Le Conseil federal statue sur le licenciement des troupes. 
Al. 4 
Adherer au projet du Conseil federal 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Bei Artikel 82 geht es 
um folgende Punkte: Bei Absatz 1 schlägt die Kommission nur 
eine andere Formulierung vor. Statt «die Armee oder einzelne 
Truppen davon» sprechen wir von «die Armee oder Teile da­
von». Es geht also um eine redaktionelle Änderung. 
Neu Absatz 1 bis: «Die Bundesversammlung kann den Bun­
desrat ermächtigen .... » Es ist eine Kompetenzdelegation an 
den Bundesrat, Truppen aufzubieten. Ich mache darauf auf­
merksam, dass es sich um eine Kann-Vorschrift handelt Die 
Kommission ist der Meinung, dass diese zusätzliche Bestim­
mung unbedingt notwendig ist 
Schliesslich Absatz 3bis: «Der Bundesrat entscheidet über die 
Entlassung von Truppen.» Diese Bestimmung ersetzt an sich 
Artikel 92. Dort entscheidet der General über die Entlassung 
der Truppen. Wir glauben, dass das nicht richtig ist; deshalb 
sollte hier der Bundesrat als kompetent erklärt werden. 

Angenommen -Adopte 

Art. 83 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Die zum Aktivdienst aufgebotenen Truppen werden vereidigt 
Abs. 2(neu) 
Die Angehörigen der Armee leisten den Eid oder das Gelübde. 

Art. 83 
Proposition de la commission 
Al. 1 
Les troupes mobilisees pour le service actif sont assermen­
tees. 
Al. 2 (nouveau) 
Les militaires pretent serment ou promettent solennellement. 

Villiger Kaspar, Bundesrat: Artikel 83 ist klarer geworden. Ich 
bin damit einverstanden. 

Angenommen -Adopte 

Art.84-86 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: In Artikel 85 Absatz 5 
haben wir eine Kompetenzverschiebung. Es geht um die An­
ordnung der «Unbrauchbarmachung von Betrieben, Anlagen 
und Warenlagern» im Aktivdienst Es ist eine Einschränkung. 
Sie soll nicht mehr automatisch gelten. Der Bundesrat wird zu­
ständig erklärt 

Angenommen -Adopte 

Art. 87 
Antrag der Kommission 
. ... bis auf das 18. Altersjahr .... 

Art.87 
Proposition de la commission 
.... jusqu'a 18 ans l'äge .... 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: «Dauer der Militär­
dienstpflicht»: Gemäss Entwurf soll der Bundesrat im Landes­
verteidigungsdienst das Alter der Stellungspflicht bis auf das 
17. Altersjahr herabsetzen können. Gestützt auf das überein­
kommen über die Rechte des Kindes, das die Schweiz am 
1. Mai 1991 unterzeichnet hat, beantragt die Kommission eine 
Herabsetzung auf das 18. Altersjahr. 

Villiger Kaspar, Bundesrat: Zu Artikel 87 vielleicht nur noch 
die Begründung, warum wir die Altersgrenze um ein Jahr her­
aufsetzen. Es geht um das übereinkommen über die Rechte 
des Kindes, das am 1. Mai 1991 unterzeichnet worden ist Die­
ses enthält Schutzbestimmungen für Kinder in bewaffneten 
Konflikten. Als Kind im Sinne des Übereinkommens gilt jeder 
Mensch, der das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat Nun 
ist es theoretisch möglich, auch jüngere Kinder einzubezie­
hen. Wir wollten aber eine klare Grenze im Sinne dieses Über­
einkommens setzen, damit diese als Kinder geltenden jungen 
Menschen auf keinen Fall in die Armee eingezogen werden 
können. Ich glaube, das ist so vernünftig. 

Angenommen -Adopte 

Art. 88 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit 
(Plattner) 
Streichen 

Art. 88 
Proposition de la commission 
Majorite 
Adherer au projet du Conseil federal 
Minorite 
(Plattner) 
Biffer 
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Präsident: Auch hier entfällt der Minderheitsantrag Plattner. 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Auch hier gilt - ich 
habe bei Artikel 81 darauf hingewiesen - der Minderheitsan­
trag Plattner als zurückgezogen. Meines Erachtens ist die Dis­
kussion bereits bei Artikel 1 Buchstabe c geführt worden, so 
dass sie sich hier erübrigt Auf jeden Fall werden von der Kom­
mission keine Abänderungen beantragt, auch wenn dieser Ar­
tikel des langen und breiten diskutiert worden ist 
Ich ersuche Sie deshalb, dem Antrag der Mehrheit und damit 
dem Entwurf des Bundesrates zuzustimmen. 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon la proposition de Ja majorite 

Art.89, 90 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: In Artikel 90 geht es 
um eine neue Aufgabe. Es geht um den Oberbefehl vor der 
Wahl des Generals. Die Regelung des Oberbefehls bis zur 
Wahl des Generals wird neu dem Bundesrat zugewiesen. Dies 
erlaubt ein situationsgerechtes Handeln; die Kommission ver­
tritt die Meinung, dass das richtig sei. 

Angenommen -Adopte 

Art. 91 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.2 
Er erteilt dem General den Auftrag. 

Art. 91 
Proposition de la commission 
Al. 1 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al. 2 
II confie la mission au general. 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Bei Artikel 91 geht es 
lediglich um eine andere und nach Meinung der Kommission 
klarere Formulierung. Man erteilt einen Auftrag, man bestimmt 
ihn nicht. 

Angenommen -Adopte 

Art. 92 
Antrag der Kommission 
Titel 
Mitwirkung 
Wortlaut 
Der Bundesrat hört den General zu Entscheiden an, welche 
die Landesverteidigung betreffen; dieser kann dem Bundesrat 
Antrag stellen. 

Art. 92 
Proposition de la commission 
Titre 
Collaboration 
Texte 
Le Conseil federal consulte le general au sujet de decisions 
concernant la defense nationale; le general peut lui adresser 
ses propositions. 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Den Artikel 92 habe 
ich bereits erwähnt, es geht hier um die Entlassung; die ist jetzt 
in Artikel 82 geregelt. Es geht aber auch um die Mitwirkung 
des Generals. 

Angenommen -Adopte 

Art. 93 
Antrag der Kommission 
Titel 
Gliederung der Armee 
Abs. 1 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.2 
Streichen 

Art. 93 
Proposition de la commission 
Titre 
Articulation de l'armee 
Al. 1 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al.2 
Biffer 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Bei Artikel 93 geht es 
um den Titel und um die Streichung von Absatz 2, der nicht 
in den den General betreffenden Abschnitt gehört Ich muss 
aber bei Artikel 93 Absatz 2 ausdrücklich auf etwas aufmerk­
sam machen, weil ich in der Kommission damit beauftragt 
worden bin: Man ist der Meinung, dass die Friedensgliede­
rung durch den General nicht endgültig verändert werden 
darf. 

Angenommen -Adopte 

Art. 94 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art. 95 
Antrag der Kommission 
.... des Generals diesem unterstellt werden. 

Art. 95 
Proposition de la commission 
.... subordonnees au general apres son election. 

Angenommen -Adopte 

Art. 96 
Antrag der Kommission 
.... der General über weitere personelle und materielle Mittel 
des Landes .... ausgenommen sind. 

Art. 96 
Proposition de la commission 
.... le general dispose des autres moyens en personnel .... par 
laloi. 

Angenommen -Adopte 

Art. 97 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art. 98-100 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 
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Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Ich habe keine Be­
merkungen, ausser dass Artikel 98 mit Artikel 14 Beschluss C 
identisch ist, Artikel 99 mit Artikel 15 Beschluss C und Arti­
kel 100 mit Artikel 16 Beschluss C. 

Angenommen -Adopte 

Art. 101 
Antrag der Kommission 
Abs. 1, 2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.3 
.... und Pflichten wie alle Angehörigen der Armee. 

Art. 101 
Proposition de /a commission 
Al. 1, 2 
Adherer au projet du Conseil federal 
A/.3 
.... que tous les autres .... 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Artikel 101 ist iden­
tisch mit Artikel 17 des Beschlusses C. 

Angenommen -Adopte 

Art. 102, 103 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de /a commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Zu Artikel 102 und 
103 keine Bemerkung. 

Angenommen -Adopte 

Art. 104, 105 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Die Artikel 104 und 
105 behandeln den Nachrichtendienst In der Kommission 
wurde eingehend über diesen Nachrichtendienst gespro­
chen. Es wurde auch eine Eingabe der Geschäftsprüfungsde­
legation der eidgenössischen Räte zur Kenntnis genommen 
und eingehend diskutiert Es kam aber zu keinem Anderungs­
antrag, so dass hier von unserer Seite her keine weiteren Be­
merkungen zu machen sind. 

Danioth Hans (C, UR): Ich muss im Namen und Auftrag der 
Geschäftsprüfungsdelegation, die vom Kommissionspräsi­
denten kurz erwähnt worden ist, folgende präzisierende Erklä­
rung abgeben. 
Das Parlament hat bekanntlich die Geschäftsprüfungsdelega­
tion ins Leben gerufen, um die Aktivitäten des Staates im Be­
reich der inneren und äusseren Sicherheit regelmässig über­
prüfen zu können. Die Delegation hat übrigens kürzlich Emp­
fehlungen zu Abgrenzungs- und Zusammenarbeitsfragen zwi­
schen Nachrichtendienst und militärischer Sicherheit einer­
seits und der Bundespolizei andererseits verabschiedet. Sie 
konnten auch davon Kenntnis nehmen. 
Die Delegation begrüsst die klare und detaillierte Umschrei­
bung der Aufgaben des Dienstes für militärische Sicherheit, wie 
sie in Artikel 105 des revidierten Militärgesetzes aufgenommen 
werden soll: Damit wird ein rechtsstaatlich einwandfreies Funk­
tionieren dieses wichtigen Dienstes sichergestellt, wodurch 
neue Fehlentwicklungen der unkontrollierten Datenerfassung 
vermieden werden sollen. Gerade mit Blick darauf, dass dieser 
Dienst von Gesetzes wegen die schon im Datenschutzgesetz 
vorbehaltene Kompetenz erhalten soll, selbst sensitive Perso­
nendaten zu bearbeiten, ist die klare Eingrenzung der Aufga­
ben in Absatz 1 von Artikel 105 gerechtfertigt und geboten. 

Ich gestatte mir, auf die Tragweite von Artikel 105 Absatz 1 
Buchstabe a hinzuweisen. Danach hat der Dienst für militäri­
sche Sicherheit u. a die militärische Sicherheitslage zu beur­
teilen. Der Bundesrat hat nun auf Seite 95 der Botschaft betref­
fend das Bundesgesetz über die Armee und die Militärverwal­
tung sowie den Bundesbeschluss über die Organisation der 
Armee für die ordentliche Lage festgehalten, dass «die präven­
tive Sicherung der Armee vor Spionage, Sabotage und die Ab­
wehr rechtswidriger Handlungen gegen die militärische Lan­
desverteidigung alleinige Aufgabe der Polizei des Bundes, der 
Kantone und der Gemeinden im Rahmen ihrer Aufgaben im 
Staatsschutzbereich» sei. Diese Auffassung wird von der Ge­
schäftsprüfungsdelegation vollumfänglich geteilt. 
Artikel 105 E-MG ist nun im lichte dieses Grundsatzentschei­
des zu sehen. Die Buchstaben b, c, d und e von Absatz 1 ent­
halten sämtliche Elemente, die für die Auftragserfüllung durch 
den Dienst für militärische Sicherheit erforderlich sind. Sie 
sind denn auch unbestritten. 
Für die Beurteilung der militärischen Sicherheitslage hinge­
gen, wie sie in Buchstabe a von Absatz 1 vorgesehen ist, trifft 
dies nicht zu. Damit nun der Dienst für militärische Sicherheit 
den Schutz der militärischen Informationen und Objekte ge­
währleisten kann, wie dies beispielsweise Buchstabe b ver­
langt, muss er ohnehin die eingehenden Informationen aus­
werten und Gefährdungsprognosen erstellen. Die Beurteilung 
der militärischen Sicherheitslage darf aber in Friedenszeiten 
keine über diesen Auftrag hinausgehende Bedeutung haben. 
Die von der Geschäftsprüfungsdelegation angeregte ersatz­
lose Streichung von Buchstabe a wurde von der Sicherheits­
politischen Kommission abgelehnt. Wir haben uns damit ab­
gefunden. Immerhin möchte die Geschäftsprüfungsdelega­
tion den Anwendungsbereich von Buchstabe a eingeschränkt 
wissen und legt Wert auf die - offenbar auch von der Sicher­
heitspolitischen Kommission akzeptierte- einschränkende In­
terpretation dieser Bestimmung, welche hiermit Eingang in die 
Materialien finden soll. 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Seitens der Sicher­
heitspolitischen Kommission kann lediglich gesagt werden, 
dass es hier um die Prävention im Bereich von Objekt- und In­
formationsschutz geht. Es braucht die entsprechende Lage­
beurteilung, um den richtigen Objekt- und Informationsschutz 
betreiben zu können. Die Lagebeurteilung hat keine selbstän­
dige Bedeutung und einen ausschliesslich deklaratorischen 
Charakter, wenn man dem so sagen will. Aber immerhin: Der 
Echtheitsauftrag in der ordentlichen Lage der militärischen Si­
cherheit ist auf den Informations- und Objektschutz und auf 
die Kriminal- und Sicherheitspolizei beschränkt. 
Gerade angesichts der Erfahrungen der PUK EMD und der 
Auslegungsprobleme der rechtlichen Grundlagen erfolgte der 
ausdrückliche Hinweis auf diese Selbstverständlichkeit von 
seiten der Verantwortlichen der militärischen Sicherheit. Er 
zielt auf grössere Transparenz, und zwar im Interesse derjeni­
gen, die das Gesetz zu lesen beziehungsweise anzuwenden 
haben. 

Villiger Kaspar, Bundesrat: Die Bedenken der Geschäftsprü­
fungsdelegation rühren ja daher, dass man Angst hat, auf­
grund dieses Artikels könne der militärische Sicherheitsdienst 
in Friedenszeiten irgendwelche lnlandaufklärung betreiben 
und beispielsweise wieder Fichen anlegen. 
Ich erkläre hier ausdrücklich, dass das nicht der Fall sein darf 
und sein wird. Das entbindet diesen Dienst aber nicht davon, 
die Lage zu beurteilen, sonst kann er seine anderen Auf­
gaben nicht erfüllen. Er ist aber hier auf Informationen und 
Analysen anderer Dienste, z. B. der Bundespolizei, angewie­
sen, ohne dass diese ins Detail zu gehen brauchen. Es muss 
einfach eine qualitative, umfassende Lagebeurteilung sein, 
und damit muss er weiterarbeiten. So gesehen wird - auch 
wenn die Kommission richtigerweise davon abgesehen hat, 
das zu streichen - den Anliegen der Geschäftsprüfungsdele­
gation sicher Rechnung getragen, und sie kann das auch 
überprüfen. 

Angenommen - Adopte 
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Art.106-110 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art. 111 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
.... und das übrige Armeematerial. Der Bundesrat kann im Ein­
vernehmen mit den Kantonen .... 
Abs. 2, 3 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 111 
Proposition de la commission 
Al. 1 
.... materiel de l'armee. Le Conseil federal, en accord avec les 
cantons, peut designer .... 
Al.2,3 
Adherer au projet du Conseil federal 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: In Artikel 111 schlägt 
die Kommission eine Änderung vor. Man verstärkt die Stellung 
der Kantone. Der Bundesrat kann «im Einvernehmen» (statt 
«nach Rücksprache») mit den Kantonen handeln. 
In Absatz 3 von Artikel 111 handelt es sich um eine Kompetenz­
verschiebung. Es geht um die Entschädigung für die Beschaf­
fung der persönlichen Ausrüstung, wo eine Verschiebung vom 
Parlament zum Bundesrat erfolgt Es ist eine Entlastung der 
Bundesversammlung von Einzelheiten. Die Genehmigung des 
Budgets obliegt selbstverständlich dem Parlament. 

Angenommen -Adopte 

Art. 112-118 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Ich habe lediglich 
eine Bemerkung zu Artikel 118. Da geht es um eine Kompe­
tenzverschiebung bei der lnspektionspflicht von der Militäror­
ganisation hin zum Bundesrat Es ist eine Einschränkung, er­
laubt aber eine differenzierte Regelung, so dass man dieser 
ohne weiteres zustimmen kann. 

Angenommen -Adopte 

Art.119 
Antrag der Kommission 
Abs. 1, 3, 4 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.2 
.... Gegenstände der persönlichen Ausrüstung, die im .... 

Art.119 
Proposition de Ja commission 
A/.1, 3, 4 
Adherer au projet du Conseil federal 
A/.2 
.... les effets de l'equipement personnel qui continueront .... 

Loretan Willy (R, AG): Ich möchte Herrn Bundesrat Villiger als 
Chef EMD bitten, sich zur Tragweite von Artikel 119 Absatz 3 
auch hier im Rat zuhanden der Materialien zu äussern, wie wir 
das in einem kurzen Meinungsaustausch in der Kommission 
gemacht haben. 
Absatz 3 von Artikel 119 besagt folgendes: «Der Bundesrat be­
zeichnet die Gegenstände der persönlichen Ausrüstung, die 
den Angehörigen der Armee zu Eigentum überlassen wer­
den.» Dazu gehört die persönliche Waffe, also das Sturmge-

wehr 57, das Sturmgewehr 90 oder für einige wenige Jahre, 
soweit die Vorräte noch da sind, auch noch der Karabiner 31, 
das sogenannte Holzgewehr - im übrigen nach wie vor eine 
ausgezeichnete Präzisionswaffe. 
Ich gehe davon aus, dass die Regelung der Verordnung vom 
16. Oktober 1991 über die Überlassung von Handfeuerwaffen 
beim Ausscheiden aus der Armee nach wie vor in Kraft bleiben 
wird und in bezug auf die Überlassung der persönlichen Waffe 
an den Wehrmann beim Ausscheiden aus der Armee nicht ein­
geschränkt wird; im Gegenteil, dass sie dann gelegentlich 
ausdrücklich auf das Sturmgewehr 90 ausgedehnt wird. 
Ich möchte den Chef EMD bitten, hierzu eine Erklärung abzu­
geben. 

Villiger Kaspar, Bundesrat: Mit der Änderung, die ja nur den 
Zivilschutz betrifft, bin ich einverstanden. 
Ich nehme gerne kurz zur Frage von Herrn Loretan Stellung. 
Der Bundesrat hat nicht vor, hier seine Praxis zu ändern. Sie 
wissen ja, dass die Überlassung der persönlichen Waffe ein 
verfassungsmässiges Recht ist, dass aber der Bundesrat die 
Modalitäten festlegen kann. Wir geben diese Waffe nicht vor­
aussetzungsfrei dem Wehrmann, sondern er muss einen 
Schiessnachweis erbringen. Wir halten das für gerechtfertigt, 
weil wir die Waffe nur solchen überlassen wollen, die auch eine 
gewisse Beziehung zu dieser Waffe haben und mit einigen 
Schiessen auch einen Tatbeweis dieser Beziehung erbringen. 
Rein von der Entsorgung der alten Sturmgewehre her wäre es 
für den Bund wahrscheinlich billiger, sie alle voraussetzungs­
frei den Wehrmännern abzugeben. Aber das hat-wieder um­
gekehrt - den Nachteil, dass Leute, die nicht interessiert sind, 
vielleicht diese Waffe sofort weitergeben. Sie wissen, dass wir 
in diesem lande gleichzeitig das Problem haben, dass zu 
viele Waffen frei erhältlich sind und zum Teil dann ins Ausland 
gehen. Das möchten wir vermeiden. 
Ich glaube, wir haben hier einen vernünftigen Mittelweg gefun­
den, und wir werden auch auf diesem Wege bleiben. Ich kann 
in diesem Sinne Herrn Loretan beruhigen. 

Angenommen -Adopte 

Art.120 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art. 121 
Antrag der Kommission 
Abs. 1, 2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs. 2bis (neu) 
Dieses stellt die Mitwirkung der obersten Truppenkomman­
danten in allen grundlegenden Fragen der Landesverteidi­
gung sicher. 
Abs.3 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 121 
Proposition de Ja commission 
Al. 1, 2 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al. 2bis (nouveau) 
Celui-ci s'assure la collaboration des commandants de troupe 
superieurs pour toutes les questions fondamentales de lade­
fense nationale. 
Al. 3 
Adherer au projet du Conseil federal 

Art.122 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

michael.tellenbach
Textfeld



Organisation de l'armee et administration militaire 410 E 31 mai 1994 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Der Bundesrat muss 
in den grundlegenden Fragen der Landesverteidigung mit 
den obersten Truppenkommandanten zusammenarbeiten. 
Die Kommission ist der Meinung, dass Artikel 121 und 122, wie 
sie hier vorgeschlagen werden, gutgeheissen werden kön­
nen, aber dass insbesondere Artikel 121 ergänzt werden 
muss, damit die Mitwirkung der obersten Truppenkomman­
danten in allen grundlegenden Fragen der Landesverteidi­
gung sichergestellt ist Diese Mitwirkung erfolgte bis vor kur­
zem in der KML; heute haben wir die Geschäftsleitung. 
Jetzt wird das «EMD 95» kommen, und ich bitte Herrn Bundes­
rat Villiger, zu dieser Regelung auch hier im Plenum einige 
Ausführungen zu machen; denn es wäre falsch, jetzt einfach 
die ausführliche Diskussion in der Kommission zu wiederho­
len. Könnten Sie uns sagen, wie «EMD 95» nach dem jetzigen 
Stand der Planung in Zukunft aussehen wird? 
Das sind meine Bemerkungen als Berichterstatter zu beiden 
Artikeln. 

Huber Hans Jörg (C, AG): Im Rahmen dieser Revision habe 
ich drei Schwerpunkte für mich gesetzt. 
Der erste Schwerpunkt ist die Frage des Grenzraumes. Da ha­
ben Sie mit der knappsten aller Mehrheiten entschieden. Un­
terdessen ist in der Fachliteratur, in der Publikation von Herrn 
Professor Stahel, dazu das Kritische gesagt worden, was ge­
sagt werden musste. 
Der zweite Schwerpunkt betrifft das Verhältnis zwischen Ver­
antwortung, Gehorsam und Befehl. Ich stelle fest, dass die 
Kommission des Nationalrates diesbezüglich nicht so ent­
schieden hat, wie unser Rat entschieden hat, und verfolge das 
mit Aufmerksamkeit 
Der dritte und entscheidende Schwerpunkt ist für mich die 
Frage der Führung der Armee im Frieden. Die Schweizer Ar­
mee kann für sich in Anspruch nehmen, als Friedensarmee 
bezeichnet zu werden. Daher ist die Führung im Frieden von 
zentraler Bedeutung, nicht nur für die Einsatzkonzeption, son­
dern auch für die Ausbildung, für die Bewaffnung, für all das, 
was die innere Seite einer Armee angeht - das, was die Deut­
schen den Bereich der «inneren Führung», wir vielleicht eher 
die «Seele der Armee» nennen. 
Wir haben uns in der Kommission intensiv mit den sich hier 
stellenden Fragen auseinandergesetzt. Wir haben Ihnen ge­
stützt darauf diesen Antrag auf Einfügung von Artikel 121 Ab­
satz 2bis unterbreitet, der erfreulicherweise auch die Zustim­
mung des EMD gefunden hat Bei Artikel 121 ist in erster Linie 
der Vorrang der zivilen Gewalt klar herausgehoben, sicherge­
stellt, gesetzlich normiert Darüber bestand nie eine Mei­
nungsverschiedenheit. Hingegen geht es darum, wie die 
obersten Truppenkommandanten im Frieden - das schliesst 
das Vorhandensein eines Oberbefehlshabers aus - bei der 
Meinungsbildung, bei der Entscheidfindung des Departe­
ments, des Departementsvorstehers, des Bundesrates zum 
einen mitwirken, und wie zum anderen nachher über sie diese 
Befehle zur Durchführung auf die unteren Strukturen der Ar­
mee weitergeleitet werden. 
Die bisherige Militärorganisation hatte diesbezüglich eine 
ganz klare und umfassende Norm. Diese Norm entfällt im Zei­
chen einer gewissen zusätzlichen Flexibilität, die bei einer Ge­
setzgebung, die doch auf einige Zeit angelegt ist-wenn auch 
nicht, wie Sie kürzlich dargelegt haben, Herr Bundesrat, auf 
Ewigkeitsdauer, aber doch für einige Zeit-, vom Gesetzgeber 
durchaus zu vertreten ist. 
Ich habe Ihnen gegenüber in einem Brief die Frage erneut auf­
geworfen, und Sie haben meine letzten Zweifel «in einem posi­
tiven Sinn» beseitigt, indem Sie dargelegt haben, dass es be­
absichtigt ist, die Verordnung des Bundesrates vom 31. Ja­
nuar 1968 über die Obliegenheiten des Eidgenössischen Mili­
tärdepartements, der Kommission für militärische Landesver­
teidigung, des Leitungsstabes und der Truppenkommandan­
ten (Dienstordnung) neu zu gestalten und dass darin die Füh­
rung der Armee in Friedenszeiten geregelt werden soll. 
Zusammen mit diesem Zusatz, den wir hier nun einzufügen 
beantragen, nämlich die Mitwirkung der obersten Truppen­
kommandanten in allen grundlegenden Fragen der Landes­
verteidigung sicherzustellen, haben wir ein optimales Zusam-

menwirken zwischen dem zivilen dominanten Element und 
dem militärisch dienenden, führenden und ausführenden Ele­
ment sichergestellt. 
Ich danke Ihnen nicht nur für die Auskunft, sondern auch für 
die Bereitschaft, dieses Problem zu sehen und durch die Ent­
gegennahme des Kommissionsantrages auf Ergänzung in ei­
nem positiven Sinn zu gestalten. 
Ich habe einen letzten Wunsch im Zusammenhang mit Arti­
kel 121. Wir wissen, dass Sie zurzeit ein Experiment durchfüh­
ren, über das ich sehr Positives gehört habe, indem Sie, Herr 
Bundesrat - von Ihrer Herkunft her -, anstelle der «Kommis­
sion für militärische Landesverteidigung» eine «Geschäftslei­
tung» eingesetzt haben. Ich habe die Armee und die Tätigkeit 
in der Armee nie als «business as usual» verstanden, sondern 
ich habe das immer als etwas ganz Spezifisches verstanden, 
das einerseits mit sehr viel zivilen und staatspolitischen Wer­
ten verbunden ist, aber trotzdem durch die Problematik der Ul­
tima ratio und des Einsatzes der Armee als Ultima ratio in ei­
nem besonderen Zusammenhang steht. Wenn Sie noch eine 
bessere Bezeichnung finden als Geschäftsleitung, werden Sie 
in mir einen haben, der Ihnen dankbar dafür ist und der Ihnen 
aus voller Überzeugung zustimmt. 
Ich danke Ihnen für das, was Sie hier getan haben, um ein rela­
tiv schwieriges Problem klarzumachen, transparent zu ma­
chen und uns die Möglichkeit zu geben, aus Überzeugung 
dieser Lösung zuzustimmen. 

Villiger Kaspar, Bundesrat: Ich komme dem Wunsch Ihres 
Kommissionspräsidenten gerne nach und mache einen kur­
zen Tour d'horizon durch die Departementsreform. 
Die Armeereform - das ist, glaube ich, eine gute Nachricht -
kann zeitgerecht auf den 1. Januar 1995 implementiert wer­
den. Im Departement wird «wie wild» gearbeitet. Unser Con­
trolling zeigt, dass alles planmässig läuft. Das haben wir vor al­
lem auch Ihnen zu verdanken, weil Sie unseren forschen 
Rhythmus bei den Bundesbeschlüssen C und D mitgehalten 
haben; ich möchte diesen Dank noch einmal ausdrücklich 
wiederholen. 
Es war von Anfang an klar, dass die Veränderung der Armee 
auch eine Veränderung des Departementes nach sich ziehen 
muss. Wir haben schon vor längerer Zeit angefangen, uns Ge­
danken darüber zu machen, welchen Leitlinien eine solche 
Departementsreform zu folgen habe. Wir sind der Meinung, 
dass das Departement ein Dienstleistungsbetrieb ist, der die 
Armee betreibt, und kein Selbstzweck. Wir haben das Leitbild 
eines effizienten, resultatorientierten Dienstleistungsbetriebes 
vorgegeben. 
Wenn die Armee um ein Drittel kleiner wird, muss auch das De­
partement kleiner werden. Sie wissen auch, wir haben das im 
Detail publiziert, dass wir in grossem Umfang Stellen abge­
baut haben, nämlich seit rund drei Jahren - bis Stand März 
1994 - schon über 2000 Stellen. Wir sind einerseits stolz dar­
auf, dass das möglich war; andererseits hat das natürlich auch 
zu Härten, zu Personalproblemen geführt, die recht schmerz­
lich sind. Es betrifft vor allem auch bestimmte Regionen; wir 
sind uns dessen voll bewusst. 
Nun sind wir noch nicht so weit, dass wir Ihnen jetzt schon alle 
Fragen über die neue Gestalt des neuen Departementes be­
antworten könnten. Es sind ungefähr 13 Arbeitsgruppen mit 
Querschnittprojekten an der Arbeit. Es geht einmal um die 
Grundstruktur des Departementes, aber es geht um zahllose 
Einzelprojekte, zum Beispiel in bezug auf Regionalisierung, 
zum Beispiel auch in bezug auf Recht, Personelles oder Infor­
matik. 
Ein ganz zentrales Teilprojekt ist das Projekt Industriepoten­
tial, wo es darum geht, sämtliche industriell tätigen Bereiche 
des Departementes - inklusive derjenigen der KMV und des 
OKK- neu zu strukturieren, neu zu unterstellen, möglichst effi­
zient zu gestalten. Wir sind beim Grundmodell zurzeit daran, 
einen Entscheid zu suchen. Ich möchte diesen wenn immer 
möglich noch im ersten Semester dieses Jahres fällen, weil 
auch eine gewisse Unsicherheit besteht, in welche Richtung 
es nun weitergehe. Sie haben der Presse entnehmen können, 
dass verschiedene Grundmodelle in Prüfung sind, eines mit 
einer eher monokratischen Spitze, eines aufbauend auf der 
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heutigen Struktur, aber doch mit starken Veränderungen. Ich 
kann im Moment dazu nur sagen, dass ich selber keiner Struk­
tur zustimmen werde, die auch nur im entferntesten das Primat 
der Politik gefährden würde. 
Ich suche eine Struktur-ich glaube, ich muss das als Bundes­
rat tun -, bei der die wesentlichen Entscheide auf Stufe Ge­
schäftsleitung, vormals KML, gefällt werden. Die auch poli­
tisch wesentlichen Entscheide, die der Chef EMD beispiels­
weise in Bundesrat und Parlament zu vertreten hat, dürfen 
nicht auf unteren Stufen entschieden werden. Das geht nicht, 
und es gibt Modelle, die in dieser Richtung etwas anfällig sind. 
Aber wir werden unabhängig von der Grundmodellwahl sehr 
viel Innovatives verwirklichen, vor allem auch im Bereich Indu­
striepotential. 
Sie wissen, dass wir im Personalabbau noch weiter gehen 
müssen. Wir glauben auch, dass das machbar ist, ohne dass 
die Leistung des Departementes darunter leidet. Das ist aber 
ein schwierigerer und fast ein schmerzlicherer Prozess als die 
Armeereform selber, weil hier gewachsene Strukturen, die mit 
Profis besetzt sind, berührt sind; es kommen hier Probleme 
der Besitzstandwahrung hinein, es kommen Widerstände. Es 
ist nicht ganz einfach, etwas, das in Jahrzehnten gewachsen 
ist, plötzlich grundlegend umzubauen. Aberwirkommen nicht 
darum herum, wirklich tiefgreifende Einschnitte zu machen, 
weil wir sonst die Ziele nicht erreichen. 
Ich komme zur Frage der «Geschäftsleitung»: Ich weiss - Herr 
Huber-, dass diese Bezeichnung etwas irritiert hat, vor allem 
bei emeritierten Generälen, wobei ich nicht Milizgeneräle 
meine. Vielleicht ist der Name auch nicht ganz gut gewählt. 
Wenn wir einen besseren finden, werden wir ihn verwenden. 
Es ging eigentlich darum, mit dem Wort «Geschäftsleitung» 
darzulegen, dass wir im Sinne einer zivilen Geschäftsleitung 
alle massgeblichen Verantwortlichen in die Entscheidfindung 
einbeziehen wollen. Das ist genau das, was Sie mit Ihrem An­
trag sicherstellen wollen; deshalb kann ich ihm zustimmen, 
aber natürlich im Rahmen der Kompetenzordnungen. Letzt­
lich ist der Chef EMD zuständig, der eine Sache politisch ver­
antworten muss, der sie im Bundesrat einbringen muss, und 
der Bundesrat hat die letzte Verantwortung - die kann ihm 
durch eine Geschäftsleitung nicht abgenommen werden, das 
ist völlig klar. 
Wir haben aber bewusst einen neuen Namen anstelle von 
KMLgesucht, um zu zeigen, dass wir eine Änderung der Philo­
sophie einführen wollen. Das Modell haben wir gestern, nach 
einem Jahr Probelauf, im Geschäftsleitungsausschuss einge­
hend diskutiert. Wir sind zum Schluss gekommen, dass es 
taugt und dass wir, bis die neuen Strukturen Ende 1995 auch 
rechtlich verankert sind, diesen Versuch weiterführen und ihn 
dann in geeigneter Form ins Definitivum versetzen wollen. 
Es geht eigentlich darum, dass jeder Gruppenchef einen Son­
derausschuss für seine spezifischen Belange hat, in dem wie­
derum die anderen Gruppen, aber auch die Korps vertreten 
sind. Damit erreichen wir, dass der Gruppenchef seine Ge­
schäfte zuhanden der Geschäftsleitung koordinieren und so 
vorbereiten kann, dass sie im Prinzip entscheidungsreif sind. 
Aber weil in diesen Unterausschüssen die anderen Gruppen­
chefs nicht dabei sind, sind sie in der Geschäftsleitung ihrer­
seits in der Entscheidfindung frei. Die Geschäftsleitung hat so­
mit vollen Handlungsspielraum. Zurzeit gibt es bei den Aus­
schüssen noch einige Abgrenzungsprobleme. Dieses System 
hat sich aber ausserordentlich gut bewährt; ich behaupte, 
dass heute die Korps in die Meinungsbildung frühzeitig und in­
tensiver, als sie es je waren, einbezogen sind. 
Diese Struktur wird je nach Grundentscheidmodell etwas an­
gepasst werden müssen. Im wesentlichen möchten wir gleich 
weiterfahren. Die rechtliche Realisierung dieser Departe­
mentsreform ist noch nicht ganz absehbar, das hängt auch 
davon ab, was Sie im Verwaltungsorganisationsgesetz be­
schliessen, vor allem auch davon, wieviel Kompetenz sie dem 
Bundesrat geben. Nach dem heutigen Stand der Revision ist 
es denkbar, dass bei Gruppenmodifikationen ein Parlaments­
entscheid nötig wird; aber das alles ist noch völlig offen, und 
wir werden die Sicherheitspolitischen Kommissionen selbst­
verständlich auf dem laufenden halten und zu gegebener Zeit 
die rechtlichen Schritte einleiten. 

5-S 

Militärorganisation und Truppenordnung 

Wichtig ist mir, dass die Grundentscheide noch dieses Jahr 
gefällt werden können, damit im Departement wieder Sicher­
heit in bezug auf die Marschrichtung entsteht. Dann wird es 
sehr viel Arbeit brauchen, bis das alles implementiert ist, einen 
Aufwand, der sicher mit der Armeereform vergleichbar ist, 
wenn er nicht noch grösser ist. Das war ein kurzer Exkurs in ei­
nen Prozess, der im Moment intensiv läuft 
Ich möchte noch beifügen, dass ich unter Truppenkomman­
danten natürlich die obersten Truppenkommandanten, also 
die Korpskommandanten, verstehe. 

Angenommen -Adopte 

Art. 123-129 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Zu den Artikeln 123 
bis 129 habe ich keine Bemerkungen, ausser dass darauf hin­
zuweisen ist, dass Artikel 124 mit Artikel 18 im Beschluss C 
identisch ist. 

Angenommen -Adopte 

Art.130 
Antrag der Kommission 
Abs. 1, 3 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.2 
.... ausser Dienst und weisen Schiessvereine den Anlagen 
zu ..... 

Art.130 
Proposition de la commission 
Al. 1, 3 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al.2 
. ... du service et attribuent des installations aux societes de tir. 
lls veillent .... 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Wenn wir hier eine 
abweichende Formulierung vorschlagen, muss klar festgehal­
ten werden, dass es sich nicht um eine materielle Änderung 
handelt, sondern lediglich um eine neue Formulierung zwecks 
Klarstellung, zwecks Präzisierung. 
Wir beantragen Ihnen auf jeden Fall, dieser Änderung zuzu­
stimmen. 

Angenommen -Adopte 

Art. 131 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Art.132 
Antrag der Kommission 
Titel 
Anhörungen 
Abs.1 
Vor dem Bewilligungsentscheid sind die interessierten Bun­
desbehörden, Kantone und Gemeinden sowie die übrigen Be­
troffenen anzuhören. 
Abs.2 
Bundesbehörden, Kantone und Gemeinden sind auch anzu­
hören, wenn die Baute oder Anlage nach Artikel 131 Absatz 4 
keiner Bewilligung bedarf. 
Abs. 3-5 
Streichen 

michael.tellenbach
Textfeld



Organisation de l'armee et administration militaire 412 E 31 mai 1994 

Art.132 
Proposition de la commission 
Titre 
Consultation 
Al. 1 
Les autorites federales, les cantons et les communes concer­
nes de meme que les autres milieux interesses seront consul­
tes avant qu'une decision portant sur l'octroi de l'autorisation 
soit prise. 
A/.2 
Les autorites federales, les cantons et les communes seront 
egalement consultes lorsque la construction ou l'installation 
ne sont pas soumises a autorisation en application de 
l'article 131 alinea 4. 
Al.3-5 
Bitter 

Art. 132bis (neu) 
Antrag der Kommission 
Titel 
Zustimmung 
Abs. 1 
Die Bewilligung bedarf der Zustimmung der Bundesbehör­
den, die nach einem anderen Bundeserlass für die Erteilung 
einer Bewilligung zuständig wären. 
Abs.2 
Für die Rodung von Wald ist in jedem Fall die Zustimmung des 
Bundesamtes für Umwelt, Wald und Landschaft erforderlich. 
Abs.3 
Verbleibt zwischen den beteiligten Bundesstellen eine Diffe­
renz, so wird diese zwischen den Departementen bereinigt 
Kommt keine Einigung zustande, so entscheidet der Bundesrat. 

Antrag Zimmerli 
Titel 
Mitwirkung der Bundesbehörden 
Abs. 1 
Bundesbehörden, die nach einem anderen Bundeserlass für 
die Erteilung einer Bewilligung zuständig wären, werden von 
der Bewilligungsbehörde eingeladen, einen Mitbericht einzu­
reichen und Antrag zu stellen. 
Abs.2 
Kann die Bewilligungsbehörde dem Antrag der zum Mitbericht 
eingeladenen Bundesbehörde nicht folgen, so hat sie dies im 
Bewilligungsentscheid zu begründen. 
Abs.3 
In diesem Fall ist die Bundesbehörde, deren Anliegen im Be­
willigungsentscheid nicht berücksichtigt wurden, zur Be­
schwerde berechtigt. 

Art. 132bis (nouveau) 
Proposition de la commission 
Titre 
Approbation 
Al. 1 
L'autorisation necessite l'approbation des autorites federales 
qui seraient competentes pour delivrer une autorisation sur la 
base d'une autre disposition federale. 
A/.2 
Le defrichement des forets necessite dans tous les cas l'ap­
probation de l'Office federal de l'environnement, des forets et 
du paysage. 
Al. 3 
Si une divergence subsiste entre les offices federaux concer­
nes, celle-ci est reglee par les departements. Le Conseil fede­
ral statue si aucun terrain d'entente n'est trouve. 

Proposition Zimmerli 
Titre 
Participation des autorites federales 
Al. 1 
L'autorite qui delivre l'autorisation invite les autorites federales 
qui sont competentes pour delivrer une autorisation sur la 
base d'une autre disposition federale a presenter un corapport 
assorti d'une proposition. 

A/.2 
Si l'autorite qui delivre l'autorisation ne peut pas donner suite a 
la proposition de l'autorite federale invitee a presenter un co­
rapport, eile motive son rejet dans la decision d'autorisation. 
Al. 3 
L'autorite federale dont la proposition n'a pas ete suivie dans 
la decision est alors habilitee a faire recours. 

Art. 132ter (neu) 
Antrag der Kommission 
Titel 
Zuständigkeit und Verfahren 
Abs. 1 
Der Bundesrat bezeichnet die Bundesbehörde, die für den Be­
willigungsentscheid zuständig ist, und regelt das Verfahren im 
einzelnen. 
Abs.2 
Ist eine Enteignung notwendig, so kann während des Bewilli­
gungsverfahrens die Planauflage nach dem Enteignungsge­
setz angeordnet und, zusammen mit der Erteilung der Bewilli­
gung, über die enteignungsrechtlichen Einsprachen und Be­
gehren entschieden werden. In einem solchen Fall werden an 
der Einigungsverhandlung nach Artikel 48 des Enteignungs­
gesetzes nur die Entschädigungsforderungen behandelt; der 
Präsident der Schätzungskommission kann die Verhandlung 
auf einen späteren Zeitpunkt verschieben. 

Art. 132ter (nouveau) 
Proposition de Ja commission 
Titre 
Competence et procedure 
Al. 1 
Le Conseil federal designe l'autorite federale competente pour 
decider de l'octroi de l'autorisation; il regle les details de la pro­
cedure. 
A/.2 
Lorsqu'une expropriation est necessaire, l'autorite peut, au 
cours de la procedure d'autorisation, ordonner le depöt de 
pi ans prevu par la loi sur l'expropriation et statuer sur les oppo­
sitions et les pretentions fondees sur l'expropriation en meme 
temps qu'elle accorde l'autorisation. Dans ce cas, seules les 
demandes d'indemnites seront traitees lors de l'audience de 
conciliation prevue par l'article 48 de la loi sur l'expropriation; 
le president de la Commission d'estimation peut renvoyer l'au­
dience. 

Art. 132quater (neu) 
Antrag der Kommission 
Titel 
Beschwerde 
Abs. 1 
Die Bewilligungsentscheide unterliegen letztinstanzlich der 
Verwaltungsgerichtsbeschwerde an das Bundesgericht. 
Abs.2 
Das Beschwerderecht richtet sich nach dem jeweiligen in der 
Sache anwendbaren Bundesrecht. Zur Beschwerde berech­
tigt sind auch die interessierten Kantone und Gemeinden. 

Art. 132quater (nouveau) 
Proposition de la commission 
Titre 
Recours 
Al. 1 
Les decisions portant sur l'octroi de l'autorisation peuventfaire 
l'objet, en derniere instance, d'un recours de droit administra­
tif au Tribunal federal. 
A/.2 
Le droit de recours est regle par le droit federal applicable 
dans le cas d'espece. De meme, les cantons et les communes 
beneficient du droit de recours. 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Ich beantrage Ihnen, 
die Artikel 131 , 132, 132bis, 132ter und 132quater miteinander 
zu behandeln. Möglich ist aber auch, voraus Artikel 131 zu be­
raten, hier geht es ja um den Grundsatz «Bewilligungspflicht, 

michael.tellenbach
Textfeld



31. Mai 1994 s 413 Militärorganisation und Truppenordnung 

ja oder nein?». Stimmen Sie der Bewilligungspflicht zu, dann 
muss das Verfahren geregelt werden. Lehnen Sie die Bewilli­
gungspflicht ab, dann bleibt der Ist-Zustand bestehen. Aller­
dings ist es möglich, ich weise ausdrücklich darauf hin, dass 
man das Verfahren kennen will, bevor man der Bewilligungs­
pflicht zustimmt. Ich begreife dies, weshalb ich meine: Ge­
meinsam diskutieren, Verfahren bereinigen und dann über die 
Bewilligungspflicht entscheiden. Also über die Bewilligungs­
pflicht, Artikel 131, erst entscheiden, wenn das Verfahren be­
kannt und festgelegt ist. 
Artikel 131 ist unbestritten, d. h., es bestehen keine Differen­
zen. Ich stelle fest, dass der Bundesrat, die Kommission und 
auch die Antragsteller hinter diesem Artikel stehen. Mit diesem 
Artikel wird die Bewilligungspflicht für militärische Bauten und 
Anlagen eingeführt. 
Die Kommission beantragt Ihnen, Artikel 131 gemäss Entwurf 
des Bundesrates zuzustimmen. 
Was Artikel 132 anbelangt, mit der Einführung der Bewilli­
gungspflicht für Bauten und Anlagen, die der Landesverteidi­
gung dienen, wird gegenüber geltendem Recht ein recht gros­
ser Schritt getan. Man hat grosses Gewicht auf die Konzentra­
tion des Verfahrens gelegt; dies ist zweifellos im Sinne der Stu­
die, die diesbezüglich gemacht worden ist. 
Die Kommission will auch, dass sich die betroffenen Behörden 
rechtzeitig, ja sogar möglichst früh, beteiligen. Ohne Konzen­
tration des Verfahrens könnte dies eventuell ein Nachteil sein. 
Mit der Konzentration des Verfahrens kann die frühe Beteili­
gung der betroffenen Behörden, zumindest mit Bezug auf spe­
ditive Abwicklung, nur Vorteile bringen. 
Die Kommission will vermeiden, dass Bundesbehörden vor 
Bundesgericht gegeneinander auftreten können oder gar auf­
treten müssen. Die Bundesbehörden gehören schliesslich 
zum Bund, was so gesehen bedeuten würde, dass der Bund 
gegen den Bund vor dem Bundesgericht Verfahren führte. 
Das entspricht auch nicht der Verwaltungshierarchie. 
Der Antrag Zimmerli lag der Kommission nicht vor. Wohl war 
der Kommission die Meinung von Herrn Zimmerli bekannt. 
Das ermöglichte es der Kommission - ich habe es bereits an­
getönt-, die aufgeworfenen Fragen oder die Differenzen zum 
Antrag der Kommission zu erörtern. 
Die Kommission ist auf jeden Fall der Meinung, dass bei Arti­
kel 132 die Absätze 3 bis 5 gestrichen werden müssen, dass 
demgegenüber die Artikel 132bis, 132ter und 132quater be­
schlossen werden müssen. 
Es geht bei Artikel 132bis um die «Zustimmung». Der Text ist 
klar genug, so dass auf weitere Ausführungen verzichtet wer­
den kann. 
Artikel 132ter regelt die Zuständigkeit und das Verfahren. Es 
gilt hier, mit Bezug auf den Text, das soeben Gesagte. 
Artikel 132quater behandelt die Beschwerde. Auch hier kann 
ich festhalten, dass der Text klar ist und keiner weiteren Erläu­
terungen bedarf. 
Die Kommission beantragt Ihnen, Artikel 132 Absätze 1 und 2 
sowie den Artikeln 132bis, 132ter und 132quater in der Fas­
sung der Kommission zuzustimmen. 

Zimmerli Ulrich 0/, BE): Bundesrat und Kommission haben 
mit der Einführung einer Bewilligungspflicht für Bauten und 
Anlagen, die der Landesverteidigung dienen, einen mutigen 
Schritt getan. Besondere Anerkennung verdient, dass dabei 
ein klares Bekenntnis zum Prinzip der sogenannten Verfah­
renskoordination abgelegt wurde. 
Die vorgeschlagene Bewilligung der vom Bundesrat zu be­
zeichnenden Bundesbehörde soll alle übrigen vom Bundes­
recht vorgesehenen Bewilligungen ersetzen. So steht es im in 
Absatz 1 von Artikel 131, der, wie es der Kommissionspräsi­
dent gesagt hat, unbestritten ist, und das überzeugt 
Leider nimmt die Kommission in Artikel 132bis sogleich prak­
tisch alles wieder zurück, was sie zum Zweck der Verfahrens­
koordination zu erreichen vorgegeben hat. Sie will die Ertei­
lung der Bundesbewilligung für Bauten und Anlagen, die der 
Landesverteidigung dienen, von der förmlichen Zustimmung 
der Bundesbehörden abhängig machen, die nach einem an­
deren Erlass für die Erteilung einer Bewilligung zuständig wä­
ren. Ich verweise auf Absatz 1 dieser neuen Bestimmung. Ja 

mehr noch: Sie will für die Rodung von Wald in jedem Fall die 
Zustimmung des Buwal als Bewilligungsvoraussetzung im 
Gesetz verankern (Abs. 2). 
«In jedem Fall» heisst in jedem Fall, das ist nicht interpretati­
onsfähig; es ist also offenbar mehr als das, was in Absatz 1 
steht. «In jedem Fall Zustimmung der Rodungsbewilligungs­
behörde» ist schon deshalb merkwürdig, wenn das das Buwal 
sein soll, weil das Anliegen -wie ich das gesagt habe - bereits 
durch den Absatz 1 abgedeckt ist, wenn man nicht gleich 
auch noch die kantonalen Zuständigkeiten zur Erteilung von 
Rodungsbewilligungen für Flächen unter 5000 Quadratmeter 
vernichten will. Also muss ich daraus schliessen, dass es für 
Rodungen im hier interessierenden Bereich überhaupt keine 
qualifizierte kantonale Mitwirkung mehr geben soll. Das halte 
ich ohnehin für falsch. Wenn schon, hätte man konsequenter­
weise gewisse Zustimmungen der kantonalen Forstpolizeibe­
hörden vorbehalten müssen. 
Ich halte das Zustimmungsmodell, wie es uns die Kommission 
vorschlägt, für widersprüchlich und für nicht vereinbar mit dem 
Konzentrationsmodell, wie es in Artikel 131 verankert werden 
soll und wie es im übrigen ja für andere Verfahren auch gelten 
soll, wenn es der Bundesgesetzgeber will. 
Wenn Sie heute dem Antrag der Kommission zustimmen, ist 
das meines Erachtens ein äusserst unglückliches Präjudiz, 
das die Bemühungen um eine Beschleunigung und Konzen­
tration der Bewilligungsverfahren weitgehend wirkungslos 
werden lässt. Wird Zustimmung einer anderen Behörde ver­
langt - dabei kann es sich vernünftigerweise ja nur um ein 
Bundesamt handeln-, dann löst sich der vom Bundesrat be­
antragte Verzicht auf weitere Bewilligungen bzw. sein Be­
kenntnis zur Verfahrenskonzentration praktisch in Luft auf. 
Warum? Zustimmung heisst ja unverzichtbare positive Beur­
teilung des Projekts aus der Sicht der Bundesbehörde, die ih­
rerseits einen Teilaspekt in einem besonderen Bewilligungs­
verfahren zu beurteilen hätte, wenn es dieses Verfahren noch 
gäbe. Gerade das will man ja nicht Man will eine ganzheitliche 
Beurteilung. Oder anders gesagt: Nichtzustimmung heisst 
notwendigerweise Verpflichtung zur Verweigerung der Bewilli­
gung durch die Konzentrationsbehörde, oder - noch anders 
gesagt - es heisst schlicht Vetorecht der mitwirkenden Bun­
desbehörde, die selber keine Bewilligungszuständigkeit mehr 
haben soll. Das ist in meinen Augen widersprüchlich. 
Das von der Kommission in Absatz 3 vorgesehene Bereini­
gungsverfahren hilft hier leider auch nicht weiter. Es ist zwar 
gut gemeint, aber es hilft nicht weiter. Liegt keine Zustimmung 
einer der in den Absätzen 1 und 2 genannten Behörden vor, 
gibt es nichts mehr zu bereinigen. Und vor den Bundesrat 
dürfte das Geschäft gewiss auch nicht getragen werden, wenn 
im Streitfall das Bundesgericht auf Verwaltungsgerichtsbe­
schwerde hin entscheiden soll, wie es Artikel 132quater zu 
Recht vorsieht. Denn das Bundesgericht ist nach dem aner­
kannten System der schweizerischen Verwaltungsrechts­
pflege keine Instanz, die bundesrätliche Entscheide zu über­
prüfen hat. Das hat die Kommission wohl übersehen. Was uns 
die Kommission hier also vorschlägt, geht sachlich nicht auf 
und ist auch verwaltungsprozessual gesehen unhaltbar. 
Legitim ist aber das Anliegen der Kommission, der Mitwirkung 
der in den Absätzen 1 und 2 genannten Behörden mehr Ge­
wicht zu verleihen, damit sie die von ihnen zu wahrenden öf­
fentlichen Interessen im Bewilligungsverfahren mit genügen­
dem Nachdruck vertreten können. Das gilt insbesondere für 
die Fragen der Walderhaltung. 
Ich schlage Ihnen deshalb mit meinem Antrag ein qualifizier­
tes Mitberichtsverfahren mit Antragsrecht vor. Entspricht die 
Bewilligungsbehörde dem Antrag der mitwirkenden anderen 
Bundesbehörde nicht, so hat sie dies in ihrem Entscheid ge­
hörig zu begründen. Damit wird für alle Verfahrensbeteiligten 
die nötige Transparenz geschaffen. Ein Beschwerdeverfahren 
gegen den positiven Bewilligungsentscheid gegen den Willen 
einer mitwirkenden Behörde ist damit praktisch vorprogram­
miert, und das ist auch richtig. Das wird die Bewilligungsbe­
hörde gewiss zu einer besonders sorgfältigen Prüfung von ne­
gativen Mitberichten veranlassen. 
Damit die unterlegene Bundesbehörde ihrerseits ein entspre­
chendes Verfahren vor dem Departement- das ist ja die erste 
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Beschwerdeinstanz - provozieren kann, ist ihre Beschwerde­
befugnis förmlich im Gesetz zu verankern, weil eine solche Be­
hördenbeschwerde andernfalls nicht möglich wäre. 
Eine solche Behördenbeschwerde passt durchaus ins System 
der Verwaltungsrechtspflege, wenn wir das Konzentrations­
modell weiterverfolgen wollen. Aber bitte, wenn Sie die Behör­
denbeschwerde streichen wollen, stört mich das auch nicht 
Hauptsache ist, Sie kommen von diesem widersprüchlichen 
Zustimmungsverfahren ab. 
Die Ordnung, wie ich Sie Ihnen vorschlage, genügt gewiss, 
um zu garantieren, dass sämtliche Anliegen im hier interessie­
renden Bewilligungsverfahren sehr sorgfältig geprüft werden. 
Ich kann mir schlechthin nicht vorstellen, dass die Bewilli­
gungsbehörde leichtfertig über Einwendungen einer anderen 
Bundesbehörde hinweggehen kann, wenn Sie meinem An­
trag zustimmen. Im übrigen ist das Ganze gewiss ja auch ein 
Führungsproblem, wenn sich zwei Bundesämter hier «in die 
Haare geraten». Und Führungsprobleme kann man wahr­
scheinlich nicht durch gesetzliche Bestimmungen lösen. 
Nun noch einmal zurück zum Wald. Man komme mir bitte nicht 
mit dem Argument, nach meinem Modell würde die Zuständig­
keit der Kantone angetastet; das Gegenteil ist der Fall. Denn 
die Mitwirkung der kantonalen Forstpolizeibehörden ist über 
den Artikel 131 und über das Beschwerderecht der Kantone 
garantiert 
lchwehre mich auch gegen den Einwand, dass man bereits in 
zwei Verfahren ein solches Konzentrationsmodell gewählt 
habe. Man wird in diesem Zusammenhang das Plangenehmi­
gungsverfahren für Eisenbahngrossprojekte erwähnen. Das 
ist aber ein völlig anderes Verfahren; das ist ein Plangenehmi­
gungsverfahren, das in verschiedene Stufen aufgeteilt ist, wo 
die Mitwirkungsrechte der Kantone besonders qualifiziert ge­
regelt wurden. Das lässt sich also nicht vergleichen. 
Als zweites Beispiel wird hier gelegentlich das Luftfahrtgesetz 
angeführt. Beim Luftfahrtgesetz haben wir das Gegenteil von 
Koordination der Verfahren gemacht. Dafür haben wir die 
raumplanungsrechtliche Zuständigkeit der Kantone für die 
Flugplätze vernichtet. Das ist vielleicht auch nicht gerade ein 
Musterbeispiel dafür, wie der Gesetzgeber bei der koordinati­
onsrechtlichen Bereinigung vorgehen sollte. 
Ich bitte Sie deshalb, das Konzept der Kommission abzuleh­
nen, auf das systemwidrige Zustimmungserfordernis mit 
sachwidrigem Vetorecht zu verzichten und der von mir bean­
tragten Mitwirkungslösung zuzustimmen. Ein Abbau der Prü­
fungsintensität für Anliegen des Umweltschutzes, wie dies von 
gewisser Seite - nicht ohne Polemik - behauptet wird, ist da­
mit gewiss nicht verbunden. 

lten Andreas (R, ZG): Ich unterstütze den Antrag der Kommis­
sion und beziehe mich bei meinem Votum eigentlich nur auf 
die Frage der Rodungen im Wald. 
Bei Waldrodungen genügt meines Erachtens eine blosse An­
hörung oder ein Mitberichtsverfahren der Forstbehörden 
nicht Wo bloss die Anhörung gefordert ist, bleibt kein echter 
Einfluss auf den Entscheid. Während Jahrzehnten hat sich die 
Walderhaltungspolitik des Bundes und der Kantone bewährt, 
und dies nur, weil die Forstbehörden für die Rodungsbewilli­
gungen zuständig sind. 
Ich kann als Forstdirektor eines Kantons sagen: Der Druck auf 
den Wald ist immer noch sehr gross. Bei der Verabschiedung 
des neuen Waldgesetzes wurde im Parlament intensiv über 
die Rodungsbewilligung gesprochen. Dabei wurde die Ro­
dungsbewilligungspflicht auch für militärische Bauten und An­
lagen verankert Das war und bleibt sachlich richtig. Das soll 
doch jetzt nicht wieder zu Lasten des Waldes verändert, ja so­
gar verschlechtert werden. 
Der Antrag der Kommission, wonach die Forstbehörden einer 
Rodung zustimmen müssen, bestärkt die bewährte Walder­
haltungspraxis. Das wäre beim blassen Anhörungsrecht nicht 
der Fall; die Anhörung ist auf der untersten Ebene der Mitbe­
stimmung angesiedelt 
Welche rechtliche Stellung kommt dem Mitbericht im Sinne 
des Antrags Zimmerli zu? Ich ordne ihn der Anhörung zu. Da­
mit wird der Einfluss der Fachinstanz enorm verringert Das 
kann nicht im Interesse der Walderhaltung liegen! Im übrigen 

bin ich überzeugt, dass es auch im Interesse des EMD liegt, 
Bewilligungen durch die Forstbehörden zu erwirken. Das 
schützt das EMD vor falschem Misstrauen durch Naturschutz­
kreise. Dieser Schutz kann auch zur Beschleunigung des Ver­
fahrens führen; Beschwerden verzögern hingegen die Bewilli­
gungen. Damit gewinnen wir auch durch den Antrag Zimmerli 
keine Zeit 

Villiger Kaspar, Bundesrat: Der Antrag Zimmerli hat eine doch 
beachtliche verwaltungsinterne Betriebsamkeit ausgelöst. Die 
verschiedenen zuständigen Departemente haben sich in der 
Tat die Sache nicht leichtgemacht. Wir sind der Meinung, dass 
Sie dem Antrag der Kommission zustimmen sollten. Ich muss 
leider etwas ausholen, um dies zu begründen. 
Zuerst zum vorgesehenen Verfahren: Dieses Verfahren haben 
wir im Zusammenhang mit der Volksinitiative «40 Waffenplätze 
sind genug - Umweltschutz auch beim Militär» in Aussicht ge­
stellt. Wir müssen dieses Versprechen jetzt einlösen, und ich 
bin dankbar, dass dies hier nicht bestritten ist. 
Sie haben gesehen, dass wir das Bewilligungsverfahren, ge­
mäss den Anregungen Ihrer Sicherheitspolitischen Kommis­
sion, etwas überarbeitet haben. Es ist zwar im Kern nicht ver­
ändert, aber etwas klarer dargestellt worden. Die neue Fas­
sung hat einige Merkmale: In formeller Hinsicht wurde die 
Gliederung verfeinert, es sind nun fünf statt zwei Artikel. Materi­
ell enthält die Regelung das Zustimmungserfordernis der Bun­
desbehörden, die nach einem anderen Bundeserlass für die 
Erteilung einer Bewilligung zuständig wären. Betroffen davon 
ist natürlich in erster Linie das Buwal. Dieses Erfordernis 
wurde ja in Ihrer Kommission auch eingehend beraten. 
Um alle Unklarheiten - für den Fall der Uneinigkeit zwischen 
dem Amt, das seine Zustimmung geben müsste, und der Be­
willigungsinstanz - zu beseitigen, haben wir diese Diffe­
renzbereinigung auch im Gesetz geregelt, und zwar in Artikel 
132bis Absatz 3. Die Bereinigung erfolgt nach dieser Rege­
lung auf Departementsstufe. Gelingt dort keine Einigung, so 
befindet der Bundesrat über die Differenz und gibt der Ent­
scheidungsinstanz entsprechende Weisungen. Dies ent­
spricht dem ordentlichen Ablauf in solchen Fällen. Eine aus­
drückliche Erwähnung dieses Differenzbereinigungsverfah­
rens im Gesetz wäre aus rechtlicher Sicht gar nicht nötig gewe­
sen; aber aus politischer Sicht waren wir einverstanden, dies 
ausdrücklich im Gesetz zu verankern, um alle Unklarheiten zu 
beseitigen. Die vorberatende Kommission hat dies sehr einge­
hend diskutiert 
Im übrigen richtet sich auch die neue Fassung materiell nach 
dem bundesrätlichen Entwurf, das heisst, dass die übrigen 
Betroffenen vorgängig angehört werden, ihnen steht nach er­
folgtem Entscheid das Beschwerderecht zu. 
Die letzte Beschwerdeinstanz ist das Bundesgericht, das wird 
in Artikel 132quater präzisiert. Die Bewilligungen werden vor­
aussichtlich durch das EMD erteilt. Diese Zuständigkeit sowie 
die übrigen Einzelheiten des Verfahrens werden in der Verord­
nung zu regeln sein. 
Zum Antrag Zimmerli: Bei diesem Antrag geht es in erster Li­
nie um die Grundsatzfrage, ob die betroffenen Behörden vor 
dem Bewilligungsentscheid ihre Zustimmung geben müssen 
oder in anderer Form mitwirken sollen. Ihre vorberatende 
Kommission hat sich schliesslich gemäss Entwurf des Bun­
desrates für das Zustimmungserfordernis der Behörden ent­
schieden, aber, wie gesagt, Form und Systematik noch etwas 
verbessert 
Das von uns vorgeschlagene Verfahren hat zwei Präjudizien 
aus jüngster Zeit. Vorsorglich hat Herr Zimmerli dazu schon 
Stellung genommen. Es sind dies das Planungsgenehmi­
gungsverfahren bei Eisenbahngrossprojekten - ich habe die 
Botschaft noch hervorgegraben und festgestellt, dass damals 
eine ähnliche Diskussion wie hier geführt wurde -und das Ver­
fahren im Luftfahrtgesetz, das kürzlich vom Volk angenommen 
worden ist 
Der Bundesrat hat sich im Zusammenhang mit diesen beiden 
Vorlagen auch mit den Vor- und Nachteilen der Varianten «Zu­
stimmung der betroffenen Bundesstellen» bzw. «Anhörung 
der betroffenen Bundesstellen und Rechtsmittel dieser Stellen 
an das Bundesgericht» auseinandergesetzt. Er ist dabei zum 
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Schluss gelangt, dass die Zustimmungsvariante einerseits 
eine kohärente Politik der Fachstellen besser gewährleistet, 
z. B. bei Waldrodungen, und andererseits auch dem Kollegia­
litätsprinzip besser entspricht, das für den Bundesrat und da­
mit auch für die Verwaltung gilt. 
Nach diesem Prinzip sollten divergierende öffentliche Inter­
essen nicht als Streitigkeiten zwischen den Departementen vor 
das Bundesgericht getragen, sondern verwaltungsintern berei­
nigt werden. Ich hätte auch etwas Mühe mit der Vorstellung, 
dass sich zwei Departemente vor dem Bundesgericht «bekrieg­
ten». Ich meine, diese Überlegungen gelten nach wie vor. 
Die Variante Ihrer Kommission steht mit beiden erwähnten Ver­
fahren im Einklang. Wir möchten nun nicht mit dem Militärge­
setz ein neues Verfahrenssystem einführen und damit eine «In­
sellösung» schaffen. Es ist nicht undenkbar - Herr Zimmerli 
hat das ja angedeutet-, dass man einmal generell auf eine an­
dere Lösung kommt Dann müsste man aber wahrscheinlich 
eine Änderung aller entsprechenden Gesetze vornehmen. 
Wenn wir künftig gerichtliche Verfahren zwischen den Depar­
tementen oder Fachstellen des Bundes vor dem Bundesge­
richt einführen würden, dann müsste befürchtet werden, dass 
die heute gut eingespielte und funktionierende Zusammenar­
beit zwischen den Bundesstellen beeinträchtigt werden 
könnte; das möchten wir vermeiden. Es entspricht dem We­
sen einer Verwaltungshierarchie eher, wenn Differenzen unter 
Bundesbehörden letztlich vom Bundesrat als der obersten 
Leitung der Bundesverwaltung bereinigt werden. Dieses Vor­
gehen schliesst ja nicht aus, dass das Hauptverfahren in letz­
ter Instanz vor dem Bundesgericht entschieden wird. Es ist 
zwar nicht häufig, aber keineswegs ungewöhnlich, dass intern 
strittige Vorfragen vom Bundesrat im Rahmen seiner Aufsicht 
über die Verwaltung mittels Weisungen an die für den Ent­
scheid zuständigen Fachstellen gelöst werden. 
Bei diesem Bereinigungsverfahren würde der Bundesrat nur 
eine Weisung zu einem Teilelement des erstinstanzlichen Ent­
scheides erlassen. Die Zuständigkeit der Entscheidinstanz 
würde dadurch also nicht verändert: Der Bundesrat würde 
nicht selber zur Entscheidinstanz, die Weiterzugsmöglichkeit 
ans Bundesgericht bliebe gewahrt. 
Sowohl in der Fassung der SiK wie auch im Antrag Zimmerli 
wird Gewicht darauf gelegt, dass nur eine einzige Behörde ver­
fügt, bei gleichzeitiger wirksamer Beteiligung der weiteren be­
troffenen Behörden. Das Verfahren wird aber kohärenter, 
wenn diese Behörden frühzeitig mitwirken können und da­
durch allfällige Differenzen unter den Behörden möglichst 
frühzeitig bereinigt würden, nicht erst am Schluss im Be­
schwerdeverfahren, wie dies bei der Version Zimmerli der Fall 
wäre. 
Unklar bleiben für uns auch die Kompetenzen der Kantone bei 
kleinen Rodungen. Eine Bewilligungspflicht für diese Rodun­
gen wäre aufgrund von Artikel 131 Militärgesetzentwurf ausge­
schlossen, weil die militärische Baubewilligung alle anderen 
vom Bundesrecht vorgesehenen Bewilligungen ersetzt Ein 
Mitberichtsverfahren, wie es Herr Zimmerli für Bundesbehör­
den vorschlägt, besteht für die Kantone hingegen nicht. Nach 
den Vorstellungen Ihrer Kommission und des Bundesrates 
wirken die Kantone in zwei Verfahrensstufen mit. Sie werden 
erstens vorgängig angehört, und zweitens steht ihnen die Be­
schwerde an das Bundesgericht offen, wenn sie mit dem Ent­
scheid nicht einverstanden sind. Damit sind ihre Rechte voll 
gewahrt, zugleich wird das Verfahren auf die Bundesbehör­
den konzentriert; das ist meines Erachtens in den Fällen ge­
rechtfertigt, wo die Bundesbehörden Aufgaben des Bundes 
vollziehen müssen. 
Die kantonalen Befugnisse werden in diesem Bereich unseres 
Erachtens nicht wesentlich tangiert. Das hat sich auch darin 
gezeigt, dass die Übertragung der Bewilligungen für kleine 
Rodungen an den Bund im Vernehmlassungsverfahren kaum 
auf Opposition der Kantone gestossen ist; im Bund ist es ja 
Sache des Buwal, wie wir gesehen haben. 
Aus diesen Überlegungen heraus möchte ich Ihnen beantra­
gen, bei der Fassung der Kommission zu bleiben. 

Zimmerli Ulrich 01, BE): Die Argumente liegen auf dem Tisch. 
Nur eine einzige Anmerkung: Ich bestreite nachdrücklich, 

dass in meinem Modell Koordination und Bereinigung erst 
spät stattfinden. Sie finden - im Gegenteil - früher statt als bei 
der Zustimmungsvariante. Aber es ist eine Frage der Philoso­
phie und ein politischer Entscheid. Sie müssen jetzt ent­
scheiden. 

Art. 131, 132, 132ter, 132quater 
Angenommen -Adopte 

Art. 132bis 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Kommission 
Für den Antrag Zimmerli 

Art. 133 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art. 134 
Antrag der Kommission 

c. die Plätze und Lokale für die Mobilmachung; 

20Stimmen 
BStimmen 

d. die Besammlungs- und Parkplätze für die Truppe; 

Art.134 
Proposition de la commission 

c. les places et les locaux pour la mobilisation; 
d. (la modification ne concerne que le texte allemand) 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Hier geht es nur um 
Begriffe, um Formulierungen. Es sind unseres Erachtens jetzt 
die richtigen und aussagekräftigen Begriffe verwendet worden. 

Angenommen -Adopte 

Art. 135-150 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art. 151, 152 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Art.153 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 

b. die Entlassung der Angehörigen aus der Wehrpflicht bezie­
hungsweise deren Weiterverwendung nach Erfüllung der 
Dienstpflicht; 

Abs. 2, 3 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art.153 
Proposition de la commission 
A/.1 

b. la liberation des militaires du service militaire et leur affecta­
tion ulterieure apres l'accomplissement de leur obligation de 
servir respectivement; 
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Al.2,3 
Adherer au projet du Conseil federal 

Art.154 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Artikel 151 E-MG ent­
spricht dem Artikel 20 aus dem Beschluss C, Artikel 152 Ab­
satz 1 E-MG entspricht dem Artikel 21 aus dem Beschluss C, 
und Artikel 153 Absatz 1 E-MG entspricht Artikel 23 Absatz 1 
aus dem Beschluss C. 
Wir haben noch eine neue Aufgabe, bei dieser geht es um den 
Erlass von Übergangsbestimmungen inklusive Gesetzesab­
weichungen. Für diese wird der Bundesrat zuständig erklärt. 
Es ist für die Überführung von «Armee 61 » in die «Armee 95» 
zwingend notwendig, dies so zu regeln. Sie ist ohnehin befri­
stet auf fünf Jahre. Zudem ist auch der Zivilschutz beteiligt, nur 
haben wir da die andere Formulierung gebraucht 
Absatz 2 von Artikel 153 ist identisch mit Artikel 23 Absatz 2 
Beschluss C. Sonst keine Bemerkung. 

Angenommen -Adopte 

Änderung und Aufhebung bisherigen Rechts 
Modification et abrogation du droit en vigueur 

Ziff. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Ch.1 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Ziff.2 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Streichen 
Minderheit 
(Loretan, Bühler Robert, Schach) 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Ch.2 
Proposition de Ja commission 
Majorite 
Bitter 
Minorite 
(Loretan, Bühler Robert, Schoch) 
Adherer au projet du Conseil federal 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Bei Beamtengesetz, 
Verwaltungsorganisationsgesetz und Bundesrechtspflegege­
setz (Ziff. 2--4) geht es ja um die Ombudsperson. Das heisst, 
nachdem das Kapitel über die Ombudsperson nicht gestri­
chen worden ist, hat die Mehrheit hier nicht recht Es ist der 
Minderheit Loretan zuzustimmen. Der Begriff «Ombudsper­
son» muss bleiben, und zwar bei Ziffer 2, Beamtengesetz, Zif­
fer 3, Verwaltungsorganisationsgesetz, und Ziffer 4, Bundes­
rechtspflegegesetz. 

Bühler Robert (R, LU), Sprecher der Minderheit: Es ist selbst­
verständlich so, deshalb muss dazu nicht noch gesprochen 
werden. 

Angenommen gemäss Antrag der Minderheit 
Adopte se/on Ja proposition de Ja minorite 

Ziff.3 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Art. 58Abs. 1 Bst. D 
Streichen 
Art. 58 Abs. 1 Bst. F 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Minderheit 
(Loretan, Bühler Robert, Schach) 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Ch.3 
Proposition de Ja commission 
Majorite 
Art. 58 al. 1 Jet. D 
Bitter 
Art. 58 al. 1 Jet. F 
Adherer au projet du Conseil federal 

Minorite 
(Loretan, Bühler Robert, Schach) 
Adherer au projet du Conseil federal 

Präsident: Beim Verwaltungsorganisationsgesetz gilt das­
selbe wie bei der vorangehenden Ziffer. 

Angenommen gemäss Antrag der Minderheit 
Adopte selon Ja proposition de Ja minorite 

Ziff. 3bis (neu) 
Antrag Zimmerli 
Titel 
Bundesbeschluss vom 9. Oktober 1992 über die Einsicht in 
Akten der Bundesanwaltschaft 
Art. 9 Abs. 2 (neu) 
Gegen den Entscheid des Departements ist die Beschwerde 
an den Bundesrat zulässig. 

Ch. 3bis (nouveau) 
Proposition Zimmerli 
Titre 
Arrete federal du 9 octobre 1992 sur la consultation des docu­
ments du Ministere public de la Confederation 
Art. 9 a/. 2 (nouveau) 
La decision du departement peut faire l'objet d'un recours de­
vant le Conseil federal. 

Zimmerli Ulrich (Y, BE): Der Bundesrat will mit dem Erlass des 
Militärgesetzes die Gelegenheit benutzen, um im Bereich des 
Datenschutzes die Prozessgesetzgebung des Bundes auf 
dem Gebiet der Bundesverwaltungsrechtspflege redaktionell 
zu bereinigen. Das ist schon deshalb lobenswert, weil der vom 
Bundesrat anvisierte Artikel 100 OG (vgl. Ziff. 4) gewiss nicht 
gerade zu den leichtverdaulichen Materien gehört. Allerdings 
ist dann auch die «Unfallgefahr» bei solchen Bereinigungs­
übungen beträchtlich. 
Der Bundesrat schreibt auf Seite 118 in der Botschaft: «Auch 
die Änderung in Artikel 100 Absatz 2 Buchstabe a ist redaktio­
nell; materiell wurde sie bereits mit dem Datenschutzgesetz 
vom 19. Juni 1992 beschlossen.» Das ist an sich richtig, doch 
die Bereinigung ist missglückt. Warum? 
Der Bundesrat will einen neuen Absatz 2. Bisher bestand Arti­
kel 100 OG blass aus einem Absatz mit den Buchstaben bis 
und mit w. Es ist deshalb mehr als nur verständlich, dass der 
Bundesrat den Bereich des Militärs nicht dem nächstfolgen­
den Buchstaben x zuordnen wollte, sondern einen neuen Ab­
satz 2 vorschlug. Allerdings hätte er den Wortlaut des heutigen 
Ingresses zur Buchstabenaufzählung beachten müssen. Dort 
steht in der Fassung nach dem Datenschutzgesetz folgendes: 
«Die Verwaltungsgerichtsbeschwerde ist, soweit es sich nicht 
um Verfügungen aus dem Gebiet des Datenschutzes handelt, 
ausserdem unzulässig .... », und dann kommt eine Aufzählung. 
Nun schlägt der Bundesrat im neuen Absatz 2 von Artikel 100 
vor: «Absatz 1 findet keine Anwendung auf: a Verfügungen 
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auf dem Gebiete des Datenschutzes; .... »Was soll dann noch 
gelten, wenn Sie das stehenlassen? Das versteht niemand 
mehr. Eine Bereinigung tut also not, aber bitte eine solche, die 
diesen Namen auch wirklich verdient! 
Weil ich nicht Kommissionsmitglied war, schlage ich Ihnen 
eine solche Bereinigung heute im Plenum vor. Man kann auch 
den «verunglückten» Einleitungssatz in Absatz 1 von Arti­
kel 100 korrigieren, wie das das Eidgenössische Militärdepar­
tement im Sinne eines Gegenvorschlags zu meinem Abände­
rungsantrag zu Artikel 100 beantragt. Das kommt auf das glei­
che heraus. Ich will die Geschichte nicht unnötig komplizieren 
und ziehe meinen Antrag in diesem Punkt zugunsten des Ge­
genantrags des EMD zurück. Damit ist dieses Problem vom 
Tisch. 
Der andere Antrag, jener zum Bundesbeschluss über die Ein­
sicht in Akten der Bundesanwaltschaft, bleibt aber bestehen 
(vgl. Ziff. 3bis neu). Warum? 
Ich konnte der Versuchung nicht widerstehen, bei dieser Gele­
genheit zu prüfen, ob die mit dem Datenschutzgesetz vorge­
nommene Ergänzung des Eingangssatzes von Artikel 100 OG 
nicht allenfalls noch andere Ungereimtheiten mit sich ge­
bracht hat. Sie hat! Bei der Verabschiedung des Bundesbe­
schlusses vom 9. Oktober 1992 über die Einsicht in Akten der 
Bundesanwaltschaft - Sie erinnern sich vielleicht - sahen wir 
in Artikel 9 dieses Beschlusses vor, dass gegen die Verfügung 
des Sonderbeauftragten beim Eidgenössischen Justiz- und 
Polizeidepartement Beschwerde geführt werden könne. We­
gen der damals noch geltenden alten Fassung von Artikel 100 
OG war in beiden Räten klar, dass die Verwaltungsgerichtsbe­
schwerde ans Bundesgericht wegen der Ausnahmen in Buch­
stabe a von Artikel 100 gerade nicht zulässig sein solle. Dort 
geht es um Verfügungen auf dem Gebiete der inneren und 
äusseren Sicherheit unseres Landes. Das heisst, dass der 
Bundesrat in letzter Instanz entscheiden sollte. 
Der Nationalrat wollte zwar die Verwaltungsgerichtsbe­
schwerde einführen (AB 1992 N 711 ). Der Ständerat war aber 
anderer Meinung (AB 1992 S 445). Schliesslich stimmte der 
Nationalrat dem Ständerat zu (AB 1992 N 1148). Damit ist ein­
deutig und klar, dass sich die eidgenössischen Räte im Okto­
ber 1992, also nach Verabschiedung des Datenschutzgeset­
zes, gegen die Zulässigkeit der Verwaltungsgerichtsbe­
schwerde ausgesprochen haben. 
Wegen des neuen Ingresses von Artikel 100 OG steht diesem 
klaren Willen des Gesetzgebers nun der ebenso klare Wortlaut 
von Artikel 100 entgegen, auf den mangels hinreichender Ko­
ordination der Gesetzgebungsarbeit fatalerweise bei der spä­
teren Verabschiedung des gesamten Bundesbeschlusses 
nicht Rücksicht genommen wird. Das gilt es heute unbedingt 
zu korrigieren, wenn wir nicht das Bundesgericht eines Tages 
in grösste Schwierigkeiten bringen wollen. Das Bundesgericht 
müsste dann nämlich wählen, ob es nun den klaren Willen des 
Gesetzgebers oder den Wortlaut von Artikel 100 beachten will, 
Bereinigung im Sinne des Gegenantrags von Herrn Bundesrat 
Villiger hin oder her. 
Deshalb schlage ich Ihnen vor, Artikel 9 des genannten Bun­
desbeschlusses dahin gehend zu ergänzen, dass der Bun­
desrat Beschwerdeinstanz ist, und gleichzeitig die Bereini­
gung bei Artikel 100 OG vorzunehmen. Dann ist klar, dass 
eben der Bundesrat und nicht das Bundesgericht Beschwer­
deinstanz ist, was wir ja wollten. 
Nur der Vollständigkeit halber weise ich darauf hin, dass Arti­
kel 6 Absatz 1 der EMRK einer solchen Lösung nicht entge­
gensteht. Ich verweise auf die entsprechende Lehre, und zwar 
statt vieler auf einen Aufsatz von Rainer Schweizer mit dem Ti­
tel: «Die schweizerischen Gerichte und das europäische 
Recht.» (ZSR 1993, zweiter Band, S. 677) Wie das Bundesge­
richt in einem Genfer Fall aus dem Jahre 1992 (Bundesge­
richtsentscheid 118 lb 277) klar bestätigt hat, entspricht das 
Beschwerdeverfahren vor dem Bundesrat in diesen Fällen klar 
den Garantien der EMRK 
Es tut mir leid, wenn ich Sie mit dieser Juristerei gelangweilt 
haben sollte. Aber eine gewisse politische Bedeutung ist der 
von mir aufgeworfenen Frage gewiss nicht abzusprechen. 
Wenn wir schon bereinigen, sollten wir es gerade richtig 
machen. 

Ich bitte Sie deshalb, meinem Antrag zum Bundesbeschluss 
und auf der anderen Seite dem Gegenantrag des EMD zu Arti­
kel 100 zuzustimmen. Materiell bringen diese Anträge keine 
Änderungen gegenüber den von den eidgenössischen Räten 
seinerzeit - bei der Verabschiedung des Bundesbeschlusses 
über die Einsicht in Akten der Bundesanwaltschaft-gefassten 
Beschlüssen. 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Die Anträge, die jetzt 
hier begründet worden sind, lagen der Kommission nicht vor. 
Ich kann deshalb nicht als Berichterstatter im Namen und Auf­
trag der Kommission sprechen, meine aber persönlich, dass 
diese Anträge richtig sind und dass man ihnen zustimmen 
sollte. 

Villiger Kaspar, Bundesrat: Hier habe ich eine bessere Kunde 
für Herrn Zimmerli als beim letzten Antrag. Ich bitte Sie, diesem 
Antrag (Ziff. 3bis [neu]) zuzustimmen. Auch hier haben wir un­
sere Stellungnahme in der Bundesverwaltung relativ breit ab­
gestimmt. 
Herr Zimmerli will mit seinem Antrag zu Recht einen gesetzge­
bungstechnischen Fehler korrigieren und die oberinstanzli­
che Erledigung von Beschwerden über die Dossiereinsicht 
dem Bundesrat und nicht dem Bundesgericht zuweisen. Mit 
der Verabschiedung des Bundesbeschlusses vom 9. Oktober 
1992 über die Einsicht in Akten der Bundesanwaltschaft ha­
ben sich die eidgenössischen Räte ausdrücklich dafür ausge­
sprochen, dass gegen die Beschwerdeentscheide des EJPD 
die Beschwerde an den Bundesrat möglich sein solle. Dabei 
wurde aber übersehen, dass mit dem Datenschutzgesetz vom 
19. Juni 1992 gegen Verfügungen auf dem Gebiet des Daten­
schutzes die Möglichkeit der Verwaltungsgerichtsbe­
schwerde ans Bundesgericht eingeführt worden war. 
In dieser Frage ist es zu einem Meinungsaustausch zwischen 
Eidgenössischem Finanzdepartement, das bei Beschwerden 
bezüglich Ficheneinsicht die Entscheide des Bundesrates 
vorbereitet, und Bundesgericht gekommen. Anschliessend 
wurde vorgeschlagen, der Bundesrat solle sich ausdrücklich 
der Auffassung des Bundesgerichtes anschliessen, wonach 
gegen Beschwerdeentscheide des EJPD die Verwaltungsge­
richtsbeschwerde möglich sei. 
Nach Rücksprache mit dem zuständigen Departement (EJ PD) 
unterstützen wir nun den Antrag Zimmerli, da die vorgeschla­
gene Ergänzung von Artikel 9 des Bundesbeschlusses über 
die Einsicht in Akten der Bundesanwaltschaft und die Strei­
chung von Artikel 100 Absatz 2 Buchstabe a OG dem eigentli­
chen gesetzgeberischen Willen der eidgenössischen Räte 
entsprechen. 
In diesem Zusammenhang hat das Eidgenössische Finanzde­
partement bereits das Bundesgericht orientiert, dass sich die 
eidgenössischen Räte selbst um die Klärung der oberinstanz­
lichen Zuständigkeit für Dossiereinsichtsbeschwerden bemü­
hen. Pendente Beschwerdefälle werden vom EJPD erst ent­
schieden, wenn die oberinstanzliche Zuständigkeit definitiv 
geklärt ist. Diese Änderung bedingt zusätzlich auch eine re­
daktionelle Anpassung des Einleitungssatzes von Artikel 100 
OG, der mit dem Datenschutzgesetz seinerzeit eine neue Fas­
sung erhalten hat. 
Ich kann Ihnen also in diesem Sinne empfehlen, Herrn Zim­
merli zuzustimmen. 

Angenommen gemäss Antrag Zimmerli 
Adopte selon la proposition Zimmerli 

Ziff.4 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Art. 98 Bst. i 
Streichen 
Art. 99 Abs. 1 Bst. d, 2; Art. 100 Abs. 2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Minderheit 
(Loretan, Bühler Robert, Schoch) 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
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Antrag Zimmerli 
Art.100Abs.2Bst.a 
Streichen 

Ch.4 
Proposition de /a commission 
Majorite 
Art. 98 let. i 
Bitter 
Art. 99 a/. 1 let. d, 2; art. 100 al. 2 
Adherer au projet du Conseil federal 

Minorite 
(Loretan, Bühler Robert, Schech) 
Adherer au projet du Conseil federal 

Proposition Zimmerli 
Art. 100 al. 2 let. a 
Bitter 

Präsident: Herr Zimmerli zieht seinen Antrag zurück. 

Angenommen gemäss Antrag der Minderheit 
Adopte selon la proposition de la minorite 

Ziff.5 
Antrag der Kommission 
Art. 2 Ziff. 10; Art. 3 Ziff. 5; Art. 191b 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Art. 18Abs. 1 
Wird eine strafbare Handlung auf dienstlichen Befehl began­
gen, so ist der Vorgesetzte oder der Höhere, der den Befehl er­
teilt hat, als Täter strafbar. 
Art. 18Abs. 2 
Auch der Untergebene ist strafbar, wenn er sich bewusst war, 
dass er durch die Befolgung des Befehls an einer strafbaren 
Handlung mitwirkt Der Richter kann die Strafe nach freiem Er­
messen mildern (Art 47) oder von einer Bestrafung Umgang 
nehmen. 

Ch.5 
Proposition de la commission 
Art. 2ch. 10;art. 3ch. 5;art. 191b 
Adherer au projet du Conseil federal 
Art. 18 a/. 1 
Si l'execution d'un ordre constitue un acte punissable, le chef 
ou le superieur qui a donne !'ordre est punissable comme au­
teur de l'infraction. 
Art. 18al. 2 
Le subordonne ou l'inferieur est aussi punissable s'il s'est 
rendu compte qu'en donnant suite a !'ordre rec;:u il participait a 
la commission d'un acte punissable; le juge pourra attenuer li­
brement la peine (art 47) ou exempter le prevenu de toute 
peine. 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Bei Artikel 2 Ziffer 1 O 
Militärstrafgesetz keine Änderungen, keine Anträge. Bei Arti­
kel 3 Ziffer 5 gibt es auch keine Änderungen, hingegen wollen 
wir den neuen Artikel aus der Revision Militärgesetz hier über­
nehmen. 

Angenommen -Adopte 

Ziff.6 
Antrag der Kommission 
Art. 11 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Art. 22 Abs. 3 
Begründet ein anderer Erlass die Zuständigkeit einer Bundes­
behörde zum Entscheid über ein Vorhaben, so erteilt diese Be­
hörde die Ausnahmebewilligung. Diese bedarf der Zustim­
mung des Bundesamtes für Umwelt, Wald und Landschaft, 
welches seinerseits die kantonale Fachstelle (Art 25 Abs. 2) 
anhört 

Ch.6 
Proposition de la commission 
Art. 11 
Adherer au projet du Conseil federal 
Art. 22al. 3 
Si une autre norme juridique attribue a une autorite federale la 
competence de decider au sujet d'un projet, l'autorisation ex­
ceptionnelle est octroyee par cette autorite. L'autorisation doit 
etre approuvee par !'Office federal de l'environnement, des fo­
rets et du paysage qui demande pour sa part l'avis du service 
cantonal charge de la protection de la nature et du paysage 
(art. 25 al. 2). 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Zu Artikel 11 habe 
ich keine Bemerkungen. In Artikel 22 Absatz 3 geht es nur um 
eine redaktionelle Änderung. 

Angenommen -Adopte 

Ziff. 7 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de /a commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Ziff.8 
Antrag der Kommission 
Art. 3 Abs. 1; 11 Abs. 3; 16; 17 Abs. 1; 18; 19 Abs. 2; 24; 25-27; 
28Abs. 3; 33Abs. 1, 2; 37 Abs. 2; 38Abs. 1-3;40Abs. 4; 86; 92 
Abs. 3; 104Abs. 1, 2; 106; 107 Abs. 2; 108Abs. 2, 3; 109Abs. 1; 
123Abs. 1, 2; 125Abs. 1 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Art. 3Abs. 2; 4Abs. 2; 9Abs. 4 
«Kriegskommissäre» durch «Chefs Kommissariatsdienst» er­
setzen. 
Art. 44 
.. .. , dass die Kosten für die Reise in den Urlaub ganz oder teil­
weise .... 

Ch.8 
Proposition de /a commission 
Art. 3 a/. 1; 11 al. 3; 16; 17 al. 1; 18; 19 al. 2; 24; 25-27; 28 a/. 3; 
33al. 1, 2;37al. 2;38al. 1-3;40al. 4;86;92al. 3; 104al. 1, 2; 
106; 107al. 2; 108al. 2, 3; 109al. 1; 123al. 1, 2; 125al. 1 
Adherer au projet du Conseil federal 
Art. 3 al. 2; 4 al. 2; 9 a/. 4 
Remplacer «les commissaires des guerres» par «les chefs du 
service du commissariat». 
Art. 44 
Adherer au projet du Conseil federal 
(la modification ne concerne que le texte allemand) 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: In den Artikeln 3, 4 
und 9 werden die «Kriegskommissäre» in «Chefs Kriegskom­
missariatsdienst» umgetauft. 
Die Anpassung in Artikel 44 ist eine rein redaktionelle Angele­
genheit Wir haben gefunden, dass eine «Urlaubsreise» nicht 
so gut hierher passt, sondern dass es sich eher um eine 
«Reise in den Urlaub» handelt 

Angenommen -Adopte 

Ziff. 9-16 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Ch. 9-16 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 
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Ziff. 17 (neu) 
Antrag der Kommission 
Titel 
Obligationenrecht 
Art. 336c Abs. 1 Bst. a 
a. während die andere Partei schweizerischen obligatori­
schen Militärdienst, Zivilschutzdienst, Militärischen Frauen­
dienst oder Rotkreuzdienst leistet, sowie, sofern die Dienstlei­
stung mehr als elf Tage dauert, während vier Wochen vorher 
und nachher; 

Ch. 17 (nouveau) 
Proposition de Ja commission 
Titre 
Code des obligations 
Art. 336c al. 1 Jet. a 
a. pendant que le travailleur accomplit un service obligatoire, 
militaire ou dans la protection civile, en vertu de la legislation 
federale, pendant qu'il sert dans un service feminin de l'armee 
ou dans un service de la Croix-Rouge ou encore pendant les 
quatre semaines qui precedent et qui suivent ce service pour 
autant qu'il ait dure plus de onze jours; 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Die Sicherheitspoliti­
sche Kommission schlägt eine neue Ziffer 17, nämlich die Än­
derung des Obligationenrechts (OR), vor. Der Antrag liegt 
schriftlich vor. Zur Begründung ist folgendes festzuhalten: Es 
ist festgestellt worden, dass das OR einer Änderung bedarf, 
wenn wir die Dienstzeiten ändern. 
Artikel 336c OR schützt den Arbeitnehmer vor Kündigung 
während seines Militärdienstes und, sofern die Dienstleistung 
mehr als 12 Tage dauert, vier Wochen vorher und nachher. 
Kündigungen, die in diesen Sperrfristen ausgesprochen wer­
den, sind ungültig. Unter die erweiterte Sperrfrist, also vier Wo­
chen vor und nach dem Dienst, sind bisher auch die zweiwö­
chigen Dienstleistungen, z. B. EK, gefallen, weil sie 13 Tage 
dauerten. 
Schon heute wird die Truppe grundsätzlich am Freitag entlas­
sen. Die Dienstdauer beträgt bei den zweiwöchigen Diensten 
somit nur noch 12 Tage; dies wird auch mit der «Armee 95» so 
bleiben. Rund 40 000 Armeeangehörige werden in der «Ar­
mee 95» zweiwöchige Dienste leisten. 
Nun könnte man sagen, dass ja das Ganze immer noch im 
Rahmen ist. Wir glauben aber, dass es richtig ist für den Fall, 
dass da noch irgendwelche Verschiebungen vorkommen, die 
Fristen herabzusetzen auf die Dienstleistung von mehr als 
11 Tagen - anstatt 12 Tage. 
Die Kommission beantragt Ihnen einstimmig, dieser Ände­
rung zuzustimmen. 

Angenommen -Adopte 

Gesamtabstimmung - Vote sur l'ensemble 
Für Annahme des Entwurfes 32 Stimmen 

(Einstimmigkeit) 

B. Bundesbeschluss über die Organisation der Armee 
B. Arrete federa/ sur J'organisation de J'armee 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Eintreten haben wir 
bereits am 16. März 1994 beschlossen. Die Kommission bean­
tragt Ihnen, diesem Beschluss B zuzustimmen. 
Wir haben dem Beschluss D, Bundesbeschluss über die Rea­
lisierung der Organisation von «Armee 95», am 16. Dezember 
1993 zugestimmt. Der Bundesbeschluss B ist eigentlich iden­
tisch mit dem Bundesbeschluss D, den übrigens auch der Na­
tionalrat beschlossen hat. 
Damals haben wir die Eintretensdebatte für alle Beschlüsse 
geführt, so dass meines Erachtens auf eine Eintretensdebatte 
verzichtet werden kann. 

6-S 

Ich bin damit einverstanden, dass man zum Beschluss B über 
die Organisation der Armee in globo Stellung nimmt; ich habe 
lediglich zwei, drei Bemerkungen dazu. 

Detailberatung - Discussion par articles 

Titel und Ingress, Art. 1-5 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Titre et preambule, art. 1-5 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Der Beschluss Bist­
wie gesagt - an sich mit dem Beschluss D identisch, mit zwei 
Ausnahmen: 
Artikel 2, Soll-Bestand der Armee: «Die Armee verfügt zur Er­
füllung ihrer Aufträge im Assistenzdienst und im Aktivdienst 
über .... » (Abs. 1) Im Beschluss D war selbstverständlich die­
ser Assistenzdienst nicht erwähnt, weil wir ja in diesem befri­
steten Beschluss nichts Neues einführen wollten, also auch 
keinen Assistenzdienst. 
Der Assistenzdienst ist also jetzt im Beschluss B enthalten. 
Das betrifft selbstverständlich auch Artikel 7: Der Assistenz­
dienst muss sowohl in Artikel 2 als auch in Artikel 7 erwähnt 
werden. 

Angenommen -Adopte 

Art. 6 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Der Bundesrat bestimmt im Einvernehmen mit den betreffen­
den Kantonen die Zahl .... 
Abs.2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art.6 
Proposition de Ja commission 
Al. 1 
Le Conseil federal decide, an accord avec les cantons concer­
nes, le nombre des .... 
A/.2 
Adherer au projet du Conseil federal 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Es ist darauf hinzu­
weisen, dass in Artikel 6 beim Beschluss D «nach Anhören der 
betreffenden Kantone» in «im Einvernehmen mit den betreffen­
den Kantonen» geändert worden ist. Diese Änderung muss 
nun auch im Bundesbeschluss über die Organisation der Ar­
mee, also im Beschluss B, aufgenommen werden. 
Im übrigen ist in Beschluss B lediglich noch das Inkrafttreten 
(Art. 11) anders geregelt. 

Villiger Kaspar, Bundesrat: Bei mir ist jetzt eine gewisse Unsi­
cherheit bei Artikel 6 entstanden. Nach Auffassung meiner Mit­
arbeiter und nach meiner unmassgeblichen Meinung ist es 
umgekehrt: Die beiden Räte haben anlässlich der Differenzbe­
reinigung über den Bundesbeschluss D die Anhörung der 
Kantone beschlossen, nicht das Einvernehmen. 

Bühler Robert (R, LU): Herr Bundesrat Villiger hat recht. Es 
war ja mein Antrag; im Bereinigungsverfahren habe ich darauf 
verzichtet. 

Zlegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Ich habe die entspre­
chenden Unterlagen nicht zur Verfügung. Aber wenn Herr Kol­
lege Bühler Robert, der den Antrag gestellt hatte, im Differenz­
bereinigungsverfahren zugestimmt hat, wird es zweifellos so 
sein. 

Angenommen gemäss Entwurf des Bundesrates 
Adopte selon Je projet du Conseil federal 
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Art. 7-11 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Gesamtabstimmung - Vote sur /'ensemble 
Für Annahme des Entwurfes 30 Stimmen 

(Einstimmigkeit) 

An den Nationalrat -Au Conseil national 

93.3567 

Interpellation Danioth 
Zukunft der Munitionsfabrik Altdorf 
Avenir de la fabrique 
de munitions d' Altdorf 

Wortlaut der Interpellation vom 6. Dezember 1993 
Laut kürzlicher Mitteilung des EMD sollen die beiden Muniti­
onsfabriken Altdorf und Thun im Rahmen einer grossen Um­
strukturierung eidgenössischer Rüstungsbetriebe unter einer 
einzigen Leitung zusammengefasst werden. Die Geschäftslei­
tung dieses Unternehmens soll dem Vernehmen nach in Thun 
angesiedelt werden. Nebst dem Abbau von gleich vielen Stel­
len in Altdorf und Thun sind mit der führungsmässigen Herab­
stufung der Munitionsfabrik Altdorf (MFA) ein Aderlass von 
zahlreichen Kaderstellen und längerfristig eine qualitative Aus­
dünnung der MFA verbunden. Da das heutige und zukünftige 
Schwergewicht der Produktion eher für Altdorf spricht, ist die 
Entscheidung in Uri auch politisch auf grosse Enttäuschung 
gestossen. 
Ich ersuche den Bundesrat um die Beantwortung folgender 
Fragen: 
1. Wie wird angesichts des betrieblichen Potentials die Herab­
stufung der MFA zur «Filiale» von Thun begründet? 
2. Welche Gründe haben nebst den in den Medien genannten 
für den Standort Thun den Ausschlag gegeben? 
3. Ist der Bundesrat bereit, das EMD anzuweisen, die Stand­
ortfrage der Geschäftsleitung zu überprüfen beziehungsweise 
gegebenenfalls durch aussenstehende Fachleute überprüfen 
zulassen? 
4. Welche Massnahmen ist der Bundesrat zu ergreifen gewillt, 
um die jeglicher Regional- und Berggebietsförderung, wie 
auch staatspolitischen Rücksichten, zuwiderlaufende Mass­
nahme in ihren verhängnisvollen Folgen zu mildern? 
5. Ist der Bundesrat bereit, bei ähnlichen Entscheidungen ins­
künftig die kleinen Kantone unserer föderalistischen Struktur 
entsprechend angemessen zu berücksichtigen? 

Texte de l'interpellation du 6 decembre 1993 
Le DMF a recemment annonce qu'il allait doter les deux fabri­
ques de munitions d'Altdorf et de Thoune d'une seule et 
meme direction, cette mesure s'inscrivant dans une vaste re­
structuration des entreprises federales d'armement Ace qu'il 
parait, le siege de cette direction unique se situera a Thoune. 
Outre le fait que la fabrique d'Altdorf verra disparaitre autant 
d'emplois que celle de Thoune, eile perdra de nombreux pos­
tes de cadres, ce qui entrainera son declassement et, a plus 
lang terme, sa satellisation. Comme les grandes orientations 
actuelles et futures de la production parlent plutöt en faveur 
d'Altdorf, les mesures envisagees par le DMF ont suscite une 
profonde deception dans le canton d'Uri, notamment dans les 
milieux politiques. 

Je prie le Conseil federal de repondre aux questions sui­
vantes: 
1. Compte tenu du potentiel industriel de la fabrique d'Altdorf, 
quelles sont les raisons qui justifient le declassement de cette 
entreprise, qui va devenir pour ainsi dire la filiale de la fabrique 
deThoune? 
2. Quels sont les arguments determinants - outre ceux qui ont 
ete mentionnes par les medias - qui ont fait que Thoune a ete 
choisie comme siege de la direction unique? 
3. Le Conseil federal est-il pret a ordonner au DMF de reexami­
ner le choix du siege de la direction ou de confier cette täche a 
des experts independants? 
4. Quelles mesures le Conseil federal est-il dispose a prendre 
pour attenuer les tres graves consequences que va entrainer 
la decision du DMF, laquelle contredit la politique d'aide aux 
regions, et notamment aux regions de montagne, tout en al­
lant a l'encontre des interets de l'Etat? 
5. Le Conseil federal est-il pret a tenir düment compte des inte­
rets des petits cantons de notre Etat federal s'il etait amene a 
prendre, a l'avenir, d'autres decisions de ce type? 

Mitunterzeichner- Cosignataires: Ziegler Oswald (1) 

Danioth Hans (C, UR): An den mehr oder weniger unvermeid­
lichen Abbau von Arbeitsplätzen des Bundes, vorab in Berei­
chen der SBB und des Militärs, ist man im Kanton Uri seit eini­
ger Zeit gewöhnt Vor allem auch bei der Munitionsfabrik Alt­
dorf sind in den letzten Jahren schmerzliche Redimensionie­
rungen mit Stellenabbau durchgeführt worden. Ein harter 
Schlag war die Ankündigung von Anfang Dezember letzten 
Jahres, dass abermals 150 Arbeitsplätze abgebaut werden 
müssten. 
Da in solidarischer Weise das Redimensionierungspotential 
im Zusammenhang mit dem neuen strategischen Umfeld auf 
beide Munitionsfabriken, also Thun und Altdorf, etwa gleich­
mässig verteilt wurde, brachte man dies- und jenseits des Su­
stens dem unvermeidlichen Opfer ein gewisses Verständnis 
entgegen. 
Unerwartet und daher um so härter traf die Munitionsfabrik Alt­
dorf, von der Direktion bis zum letzten Mitarbeiter, sowie Be­
hörden und die interessierte Öffentlichkeit die gleichzeitige 
Mitteilung, dass laut dem Lenkungsausschuss des Teilprojek­
tes «Industriepotential» inskünftig Thun zum Managementsitz 
nicht nur für die Produktionsstätten von Thun und Wimmis, 
sondern auch von Altdorf erkoren worden ist. 
Die Zusammenfassung der neuen Munitionsfirma unter der 
Gesamtleitung mit entsprechender Geschäftseinheit mit Sitz 
in Thun wurde in der Folge auch vom Chef EMD gebilligt Es 
wurden hierfür rein geschäftsmässige Überlegungen ange­
führt Inzwischen sind schon erste Personalentscheide auf Di­
rektionsebene gefallen, womit offenbar vollendete Tatsachen 
geschaffen sind. 
Die Begründung für die Zurücksetzung von Altdorf vermag im 
Urnerland jedoch nicht zu überzeugen. Einige grundsätzliche 
Überlegungen sind in dieser Hinsicht weiterhin aktuell. Zwar 
ist die Bildung von schlanken Geschäftseinheiten zu begrüs­
sen; dies gilt vor allem dann, wenn sie eine ausgeprägte Auto­
nomie eingeräumt erhalten. 
In Altdorf sind drei solche Geschäftseinheiten geplant: nebst 
der Grosskalibermunition die Umformtechnologie und die Si­
tuierung der Hohlladungen. Hinzu kommen die von der Ge­
schäftsleitung in Altdorf aktiv und innovativ getätigten Erweite­
rungen im zivilen Bereich. Gerade die in jüngster Zeit bewie­
sene hohe unternehmerische Verantwortung, mit der man 
sich neuen, bisher ungewohnten Herausforderungen stellte, 
sowie die Identifizierung von Volk und Behörden mit dem 
«Schächenwald», wie die Munitionsfabrik wegen ihrer Lage 
volkstümlich genannt wird, hätten die Standortvergebung des 
Sitzes nach Uri gerechtfertigt 
Zwar kämpfte auch die Region Thun mit voller Berechtigung 
für ihr Anliegen. Angesichts der um ein Vielfaches grösseren 
und auch weiträumigeren Diversifikation mit Militärbetrieben 
im Berner Oberland bestehen aber doch Unterschiede. Die 
Gesamtleitung der Munitionsfabrikationsbetriebe wäre ange­
sichts der heutigen Produktivität in Altdorf sowie der voraus-

michael.tellenbach
Textfeld



Organisation de l'armee et administration militaire 1772 N 6 octobre 1994 

Fünfzehnte Sitzung - Quinzieme seance 

Donnerstag, 6. Oktober 1994, Vormittag 
Jeudi 6 octobre 1994, matin 

08.00h 

Vorsitz.- Presidence: Haller Gret (S, BE) 

93.072 

Militärorganisation 
und Truppenordnung. 
Totalrevision 
Organisation de l'armee 
et administration militaire. 
Revision totale 

Fortsetz.ung - Suite 

Siehe Seite 1743 hieNor-Voir page 1743 ci-devant 

Art. 46Abs. 4 (Fortsetzung)-Art. 46al. 4 (suite) 

Fehr Lisbeth 0/, ZH): Die SVP-Fraktion ist für Beibehaltung der 
pädagogischen Rekrutenprüfungen. Es scheint uns unge­
recht, diese an einem einzigen Bericht, nämlich am letztjähri­
gen, zu messen. Rekrutenprüfungen bilden eine ausserge­
wöhnliche Gelegenheit, Untersuchungen in derart breitem 
Rahmen durchzuführen. Aufgrund dieser Ergebnisse ergibt 
sich auch die Möglichkeit, allenfalls Korrekturen im Berufs­
und Bildungswesen vorzunehmen. 
Man darf die Prüfungen auch nicht überbewerten, stellen sie 
doch im AS-Alltag vielfach einen angenehmen Zeitvertreib 
dar; je nach Charakter und Mentalität der einzelnen Rekruten 
werden diese Prüfungen ernsthafter oder auch lockerer aus­
geführt. Allerdings geht hier unter Umständen - das muss 
man doch zu bedenken geben, angesichts der künftigen AS­
Verkürzung - ein wertvoller halber Tag für die Ausbildung ver­
loren. Unter diesem Aspekt könnte man sich durchaus vorstel­
len, diese Prüfungen z. B. bei der Aushebung durchzuführen. 
Da sich mehr junge Männer melden müssen als bei der Aushe­
bung in die Armee aufgenommen werden, ergäbe dies ein 
noch repräsentativeres Bild und würde zudem die Rekruten­
schule zeitlich nicht belasten. Doch lassen wir die Prüfungen 
im Gesetz, Verbesserungen sind ja nicht verboten! Aber wir 
meinen, der Aufwand sei summa summarum trotz allem loh­
nenswert. 

Grossenbacher Ruth (C, SO): Die CVP-Fraktion ist der Mei­
nung, dass wir uns die Möglichkeit, 25 000 Jugendliche mit ei­
nem Budget von 500 0000 Franken zu befragen, nicht entge­
hen lassen sollten. Nicht nur, weil wir in der heutigen Zeit sonst 
kaum finanzielle Mittel zur Verfügung haben, um derartige Be· 
fragungen durchführen zu können, sondern - und das ist der 
Kernpunkt - weil diese Befragungen nur für sozialwissen­
schaftliche Forscher und Bildungsforscher und nicht für militä· 
rische Zwecke zur Verfügung stehen. Militärische Themen 
sind in der Rekrutenprüfung tabu. 
Die pädagogischen Rekrutenprüfungen weisen Stärken und 
Schwächen auf. Ihre Stärken sind: 
1. Sie haben jährlich eine feste Population und eignen sich be· 
stens für wiederholte, zyklische Befragungen. 
2. Die grosse Zahl von Befragten eignet sich, um extrem kleine 
Subgruppen zu analysieren. 

3. Eine weitere Stärke ist die kontrollierte Befragungssituation, 
die sehr oft bestritten wird, so auch von Frau Hollenstein. 
Alle Experten und Expertinnen - denn es gibt auch Expertin­
nen, die befragen, und ich habe mit einigen von ihnen gespro­
chen -stellen jedoch fest, dass die Klassenzimmerbefragung, 
im geschützten Raum sozusagen, mit einer kontrollierten Si­
tuation für die Befragung besser und vorteilhafter ist als eine 
Feldbefragung, bei der ein Interviewer einzelne Haushalte be­
sucht oder am Telefon befragt. Die Befragungssituation ist 
dort unkontrollierbar. Dies bestätigt auch ein neutrales priva­
tes Institut, das eine Expertise über die pädagogischen Rekru­
tenbefragungen durchgeführt hat. 
Zu den Schwächen, denn diese wollen wir ja auch erwähnen: 
1. Die primäre Schwäche der Rekrutenbefragungen ist die feh· 
lende Jugendrepräsentativität. Die Rekruten repräsentieren 
bloss etwa 30 Prozent der 20jährigen Schweizer Jugend. 
2. Eine weitere Schwäche sehe ich darin, dass die Kommis­
sion männlich geprägt ist. Nur eine Frau hat dort Einsitz. Die 
Kommission bestimmt immerhin über die Vergabe der Pro­
jekte, da sind männliche und weibliche Meinungen gefragt. 
3. Eine letzte Schwäche liegt im schwachen Feedback der Er· 
gebnisse an Schulen und in der Politik. Der Nutzungseffekt ist 
gering, und das ist sehr schade. Eine Arbeitsgruppe des EMD 
ist daran, diese Schwächen anzugehen. 
Welche Verbesserungen kann man jetzt vorsehen? Sicher ist, 
dass mehr Frauen in die Kommissionen müssen; aber es be­
steht auch die Möglichkeit, die Rekrutenschulen nicht flächen­
deckend zu befragen, also nicht alle 25 000 Rekruten, dafür 
aber eine repräsentative Zahl von jungen Frauen, von Auslän­
dern, von Nichtdiensttuenden. Das wird jetzt angegangen. Es 
wurde uns auch bestätigt, dass dies möglich ist. 
Ich bin fest überzeugt, dass diese Reformvorschläge nahezu 
kostenneutral sind, keine umwälzenden organisatorischen 
Veränderungen nach sich ziehen und sehr bald verwirklicht 
werden können. 
Die CVP-Fraktion ist deshalb bereit, einer Weiterführung der 
Rekrutenbefragungen zuzustimmen, und sie will auch, dass 
sie weitergeführt statt eliminiert werden. Verbessern ja, elimi­
nieren nein. 

Keller Anton (C, AG), Berichterstatter: Die Aussagen über die 
letzten Rekrutenprüfungen haben einigen Staub aufgewirbelt, 
woraus sich wohl auch der jetzige Vorstoss zu ihrer Abschaf­
fung begründet. Das EMD respektive die Armee könnten lh· 
rem Entscheid sehr locker entgegensehen, denn diese Befra­
gung dient ja nicht Armeezwecken. Es ist eine allgemeine Be­
fragung für ganz andere, umfassendere Bedürfnisse und Inter­
essen. Rekrutenschulen stellen sowohl Räumlichkeiten als 
auch die Rekruten für diese Befragung zur Verfügung. 
Aufgrund gewisser Vorkommnisse sollen diese Befragungen 
nun gestrichen werden. Unsere Kommission hat sich mit die­
ser Frage eingehend auseinandergesetzt. Sie hat sich doku· 
mentieren lassen und hat an einer Sitzung auch den wissen­
schaftlichen Adjunkten dieser Prüfungskommission angehört. 
Es ist zuzugeben, dass nicht alle Jugendlichen befragt wer­
den. Es ist zweifellos ein gewichtiger Nachteil, dass zum Bei­
spiel Frauen und Nichtdienstpflichtige nicht befragt werden. 
Dennoch ist es doch eine einzigartige Chance, dass man jähr­
lich rund 25 000 Jugendliche im Alter von 20 Jahren befragen 
kann. Diese periodisch weitergeführten Befragungen eröffnen 
Möglichkeiten, die wohl einmalig sind. Entscheidend ist ja 
doch nur, wie man die Befragung angeht, wie wissenschaftlich 
sie durchgeführt wird. Hier sind Verbesserungen geplant, ins­
besondere eine gezieltere Zusammenarbeit mit dem National· 
fonds und dem Bundesamt für Statistik. 
Mit eindeutiger Mehrheit kommt die Mehrheit der Kommission 
zum Schluss, dass diese Befragungen zu wissenschaftlichen 
Zwecken nach wie vor beibehalten werden sollten. In diesem 
Sinne stellen wir Ihnen Antrag. 

Savary Pierre (R, VD), rapporteur: Les examens pedagogi­
ques des recrues, appeles «enquetes a des fins scientifiques» 
dans la nouvelle loi, ont fait l'objet de nombreuses questions 
et interventions personnelles aupres du Conseil federal ces 
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derniers mois. Celui-ci a repondu de maniere precise et cir­
constanciee et propose le maintien de ces enquetes. 
La majorite de la commission est du meme avis et pense que 
ces enquetes se justifient. II est evident que les recrues ne re­
presentent pas toute Ja jeunesse et que des enquetes comple­
mentaires devront etre faites aupres des femmes et des hom­
mes du meme äge qui n'accomplissent evidemment pas 
d'ecole de recrues. Mais si cette recherche universitaire et so­
ciologique garde toute sa valeur, il ne taut pas oublier ceux qui 
sont sur le terrain. Ce sont presque toujours des enseignants 
et des cadres des departement cantonaux de l'instruction pu­
blique qui menent les enquetes et qui ont des contacts directs 
avec les recrues. lls tirent beaucoup d'enseignements de ces 
contacts et peuvent ainsi elaborer des programmes scolaires 
plus appropries. 
La majorite de la commission vous demande donc de mainte­
nir la possibilite de mener des enquetes aupres des jeunes re­
crues. Ces enquetes ne sont pas trop coüteuses par rapport 
aux resultats obtenus. 

Villiger Kaspar, Bundesrat: Die grosse Zahl - etwa 25 000 -
der jährlich befragten Rekruten aus allen Gegenden des Lan­
des macht es möglich, dass auch kleine Minderheiten, wie 
z. B. Romanischsprachige, Lehrlinge, Mitglieder jugendlicher 
Subkulturen und andere, in statistisch noch genügender An­
zahl kostengünstig befragt werden können. Eine solche Mög­
lichkeit gibt es sonst nicht. So ist z. B. im Rahmen dieser Befra­
gungen die Wahrnehmung der Lebensqualität in den 106 Re­
gionen der Schweiz über 15 Jahre hinweg untersucht worden. 
Mit den gängigen Methoden der Markt- und Sozialforschungs­
institute können solche Erhebungen nur unter unverhältnis­
mässig grossem finanziellen und personellem Aufwand 
durchgeführt werden. 
In einem Vielkulturenland sind Befragungen, wie sie die Re­
krutenbefragungen darstellen, von staatspolitischer Bedeu­
tung. Die zyklisch wiederkehrenden Befragungen ermögli­
chen auch Langzeitstudien. Derzeit wird eine Befragung über 
Wertvorstellungen bei jungen Männern und Frauen wieder­
holt, die schon 1979 und in Teilen 1988 durchgeführt wurde. 
Dadurch kann der Wertewandel auf methodisch gesicherter 
Basis sichtbar gemacht werden. Ähnliche Wiederholungen 
sind für die Erhebung von schulischem Wissen geplant. Sie 
geben Planungsgrundlagen für die Jugend- und Bildungs­
politik. 
Noch ein Weiteres: Die Befragung von jungen Leuten im 
20. Altersjahr erfolgt an der Schwelle vom Jugendlichen- ins 
Erwachsenenalter, also in einer Phase, in der wichtige Lebens­
entscheidungen gefällt werden. Zu wissen, welche Zukunfts­
erwartungen diese Generation hegt und welche Werte und Bil­
dungsvoraussetzungen sie mitbringt, ist vielleicht gerade in ei­
ner Zeit des Wandels besonders wichtig. 
Zum Vorwurf, die Rekruten würden unzutreffend oder be­
wusst falsch antworten: Das ist nicht so; Frau Grossenbacher 
hat darauf hingewiesen. Die Befragungssituation in der Re­
krutenschule ist nach Ansicht von Sozialwissenschattern eine 
Stärke der Befragung und keine Schwäche. Bei den privaten 
Umfragen ist nämlich oft unklar, in welcher Situation die Inter­
views stattgefunden haben. Ich habe eine Tochter, die kürz­
lich die Matura abgelegt und mir erzählt hat, wie solche Befra­
gungen von Gleichaltrigen, die etwas Geld verdienen wollen, 
ungefähr durchgeführt werden. Ich muss Ihnen sagen, das 
ist nicht gerade vertrauenerweckend. Bei der Rekrutenbefra­
gung haben Vorgesetzte Zutrittsverbot. Es werden alle Re­
geln des Datenschutzes und der Wahrung der Anonymität 
strikte beachtet. Es kommen bekanntlich ausschliesslich zi­
vile Themen zur Sprache. 
In den letzten 15 Jahren sind mehrere Untersuchungen nicht 
nur bei Rekruten selbst, sondern auch bei Frauen und nicht 
Dienst leistenden Männern in ergänzenden repräsentativen 
Stichproben durchgeführt worden. Geplant ist, solche reprä­
sentative Befragungen in Zukunft für die gesamte junge Wohn­
bevölkerung der Schweiz fest zu institutionalisieren. 
Das Problem der Untervertretung der Frauen bei den Institutio­
nen der Befragungen ist erkannt. Ich habe veranlasst, dass 
man bei den nächsten Vakanzen hier Abhilfe schafft. 

63-N 

Ich möchte noch darauf hinweisen, dass Artikel 46 Absatz 4 
nicht nur Grundlage für pädagogische Rekrutenprüfungen ist, 
sondern auch Befragungen bei der Aushebung und in der Re­
krutenschule zulässt, die für die Ausbildung wichtig sein kön­
nen, die armeerelevant sind. Wir können damit die Ausbildung 
besser steuern und führen. 
Frau Fehr hat noch die Frage aufgeworfen, ob man die Prü­
fung nicht besser an der Aushebung durchführen könnte. Ich 
muss leider sagen, dass es an der Aushebung noch schlech­
ter geht als während der Rekrutenschule, weil dort die jungen 
Leute immer verteilt und beschäftigt sind und weil an einem 
einzigen Tag ein beträchtliches Programm bewältigt werden 
muss. Es bleibt deshalb keine andere Lösung, als einen hal­
ben Tag während der Rekrutenschule dafür einzusetzen, was 
aus der Sicht der Armee natürlich schade ist. Es gibt jedoch 
keine andere Lösung, als die Befragungen dort durchzu­
führen. 
Ich bitte Sie, den Antrag der Minderheit Hollenstein abzu­
lehnen. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Art.47-49 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art. 50 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Minderheit 
(Hollenstein, de Dardel, Meier Hans) 
Abs. 1 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Abs. 2 (neu) 

88Stimmen 
29Stimmen 

Humanitäre Einsätze im Ausland, wie sie durch das IKRK und 
SKH geleistet werden, werden an die Militärdienstpflicht ganz 
oder teilweise angerechnet. 
Abs. 3 (neu) 
Der Bundesrat regelt die Einzelheiten. 

Art. 50 
Proposition de la commission 
Majorite 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Minorite 
(Hollenstein, de Dardel, Meier Hans) 
Al. 1 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
Al. 2 (nouveau) 
Les engagements humanitaires a l'etranger, comme ceux ac­
complis pour le CICR ou l'ASC, sont imputes integralement ou 
partiellement sur le service militaire obligatoire. 
Al. 3 (nouveau) 
Le Conseil federal regle les details. 

Hollenstein Pia (G, SG), Sprecherin der Minderheit: Im Be­
richt 90 über die Sicherheitspolitik der Schweiz wird festgehal­
ten, dass eine sicherheitspolitische Strategie auch aus der 
Friedensförderung durch Kooperation und Hilfeleistungen be­
stehe. Im Leitbild «Armee 95» wird unter dem Titel Multifunktio­
nalität das Motto «für den Frieden» betont. Schöne Worte, ge­
wiss. Doch wenn es an die Umsetzung geht, fehlt es oft an Be­
reitschaft. 
Wenn Sie dem Antrag der Minderheit zustimmen, tun Sie nicht 
mehr, als mit längst gemachten Versprechungen Ernst zu ma­
chen. Der Bundesrat will es mit einer Kann-Formulierung im 
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Gesetz offenlassen, ob humanitäre Einsätze, z. B. durch das 
IKRK oder das Schweizerische Katastrophenhilfekorps, an die 
Militärdienstpflicht angerechnet werden oder nicht Der Antrag 
der Minderheit will, dass humanitäre Einsätze im Ausland, wie 
sie durch das IKRK oder das Schweizerische Katastrophenhil­
fekorps geleistet werden, an die Militärdienstpficht ganz oder 
teilweise angerechnet werden müssen. 
Nach der Ablehnung der Blauhelmvorlage dürfen wir uns nicht 
noch mehr aus dem Bereich der humanitären Dienstleistun­
gen im Ausland verabschieden. Vielleicht ist Ihnen zuwenig 
bekannt, dass jene Organisationen, die humanitäre Einsätze 
in Katastrophengebiete vermitteln, grosse Mühe haben, z. 8. 
genügend Ärztinnen und Ärzte für die nötigen Aufgabenzuge­
winnen. Gerade für medizinisches Personal ist es sehr schwie­
rig, für solche Einsätze überhaupt Urlaub zu erhalten. Dies 
nicht etwa grundsätzlich wegen mangelnder Einsicht, son­
dern weil dieselben Leute oftmals anschliessend auch noch 
für militärische Wiederholungskurse aufgeboten werden. Eine 
Lockerung im Sinne einer verpflichtenden Anrechnung wenig­
stens eines Teils des !KAK-Einsatzes an die Dienstpflicht 
könnte die Rektrutierungsschwierigkeiten der betreffenden 
Organisationen etwas mildern. In der Verordnung können 
dann die Kriterien zur Anrechnung an den Militärdienst ge­
nauer festgelegt werden. 
Es geht auch darum, mit den rund um die Blauhelmvorlage 
gemachten Versprechungen, die Rotkreuzorganisationen 
würden vermehrt unterstützt, Ernst zu machen. 
Die Angst - auch Bundesrat Villiger formulierte dies -, dass 
durch die geforderte minime Lockerung die Wehrpflicht auf 
kaltem Weg unterlaufen würde, ist unberechtigt Die sehr ho­
hen Anforderungen für Einsätze in Krisengebietenleiben be­
stehen. 
Mit der Zustimmung zum Antrag der Minderheit wird jenen we­
nigen Ärzten, die bereit sind, in Kriegsgebieten die sehr an­
spruchsvollen, belastenden Aufgaben wahrzunehmen, etwas 
entgegengekommen. Stimmen wir nicht zu, wächst die Ge­
fahr, dass sich immer weniger Leute zur Verfügung stellen. Die 
Schweiz wird ihren internationalen Ruf auch im humanitären 
Bereich weiter schwächen. Mit der Zustimmung zum Antrag 
der Minderheit stärken wir hingegen die Stellung des Roten 
Kreuzes im internationalen Bereich. 
Ich bitte Sie, dem Antrag der Minderheit zuzustimmen. 

Keller Anton (C, AG), Berichterstatter: Das Eidgenössische 
Militärdepartement hat die Möglichkeit, den Einsatz und die 
Ausbildung von Angehörigen der Armee im Ausland teilweise 
oder - ausnahmsweise - ganz an die Dienstpflicht anzurech­
nen. Darunter fallen Einsätze wie etwa solche in der Friedens­
förderung, d. h. der Einsatz von Blaumützen - von Blauhel­
men sprechen wir ja jetzt nicht mehr-, aber auch solche von 
Militärbeobachtern, dann die Einsätze von eigentlichen militä­
rischen Funktionären wie Attaches; darunter fallen aber auch 
Trainingsschulung im Bereiche des Flugwesens oder des 
Lenkwaffentrainings und auch internationale militärische 
Sportwettkämpfe. All dies kann teilweise angerechnet werden. 
Das betrifft auch das Schweizerische Katastrophenhilfekorps. 
Auch für die Angehörigen dieses Korps ist es möglich, Teile ih­
rer Dienstleistung anrechnen zu lassen. 
Es besteht also eine gewisse Begrenzung auf das engere mili­
tärische Umfeld, auf Tätigkeiten militärischer Art, und das aus 
dem Grunde der Wehrgerechtigkeit Man kann hier nicht zu 
weit gehen, ohne Probleme zu schaffen; sonst ist nicht mehr 
klar, wo die Grenzen sind. Man muss diese verhältnismässig 
klar aufzeigen, um dann nicht in den Konflikt zu geraten, wer 
hier auch noch mit einbezogen werden könnte. 
Im wesentlichen will die Minderheit-da ja das Schweizerische 
Katastrophenhilfekorps in diese Reduktionsmöglichkeit be­
reits mit einbezogen ist- das IKRK mit einbeziehen, d. h. kon­
kret die IKRK-Delegierten. Es sind Hunderte von jungen Leu­
ten, die in den Genuss dieser Regelung kämen. Das scheint 
der Kommission zu weit zu gehen. Es ist eine Öffnung, die wir 
nicht vornehmen können. Dies würde für diese Leute praktisch 
die Freistellung, die Entlassung aus der Wehrpflicht bedeuten; 
denn diese sind ja während Jahren tätig. Wenn man das auch 

nur teilweise anrechnet, würde das rasch die volle Dienstlei­
stung abdecken. 
Der Antrag der Minderheit Hollenstein geht entschieden zu 
weit und muss abgelehnt werden. 

Savary Pierre (R, VD), rapporteur: La proposition de la mino­
rite Hollenstein est une idee genereuse, mais il faut bien ad­
mettre qu'il s'agit de services tout a fait differents. Laissons aux 
jeunes un peu de volontariat et d'ideal dans leurs engage­
ments humanitaires. 
En fait, ce que demande Mm• Hollenstein - eile l'a repete ce 
matin -, c'est l'imputation d'une partie au moins des services 
accomplis a l'etranger sur la duree du service militaire obliga­
toire. C'est deja plus ou moins regle dans l'article 50 selon la 
version du Conseil federal; aller plus loin poserait un certain 
nombre de problemes difficiles a resoudre. 
Ou doivent etre les medecins? Est-ce qu'ils doivent etre a 
l'etranger pour soigner les gens qui en ont besoin dans des 
crises ou des conflits? Ou bien est-ce qu'ils doivent etre au­
pres de la troupe pour soigner les soldats suisses? II faut bien 
admettre qu'ils doivent etre aux deux places et on ne peut pas 
faire en sorte qu'ils partent, soit tous d'un cöte, soit tous de 
l'autre. 
Je vous demande de suivre la majorite de la commission. 

Villiger Kaspar, Bundesrat: Nach der Fassung des Bundesra­
tes, der der Ständerat zugestimmt hat, und dem Antrag der 
Mehrheit Ihrer Kommission kann das EMD Dienstleistungen 
im Ausland an die Dienstleistungspflicht anrechnen. Es ist hier 
natürlich nicht frei; es geht vom gesamten Umfeld und vom Ti­
tel des Artikels her nur um eigentliche Dienstleistungen, um 
militärische Einsätze, und um nichts anderes. 
Herr Keller Anton hat darauf hingewiesen, was hier in Frage 
kommen kann: friedenserhaltende militärische Operationen, 
Militärmissionen usw. Auch die Tätigkeit des Schweizeri­
schen Katastrophenhilfekorps haben wir teilweise angerech­
net, obschon das aus meiner Sicht ein Grenzfall ist Das Kata­
strophenhilfekorps wäre teilweise ohne die Armee nicht ein­
satzfähig. 
Nun will die Minderheit weiter gehen und allgemeine humani­
täre Einsätze im Ausland, zum Beispiel diejenigen des IKRK, 
anrechnen. Das ist nun halt doch eine Unterlaufung der Wehr­
pflicht auf kaltem Weg, ich kann es leider nicht anders sagen, 
Frau Hollenstein. Aus Gründen der Wehrgerechtigkeit ist das 
einfach nicht möglich. Sonst kommt sofort die Frage auf, 
warum etwas anderes nicht auch angerechnet werden kann. 
Ich meine, es gibt viele nützliche Tätigkeiten, die man gerne 
anrechnen würde! 
Ich glaube, dass diesem Anliegen vielleicht zu gegebener Zeit 
Rechnung getragen werden könnte, wenn, was jetzt eine Stu­
dienkommission prüft, die allgemeine Wehrpflicht durch eine 
allgemeine Dienstpflicht abgelöst würde. Dann wären solche 
Anrechnungen sicher denkbar. Im Moment jedoch dürfen wir 
dies aus verfassungsrechtlichen Gründen nicht tun. 
Bei den Militärärzten haben wir eine besonders schwierige Si­
tuation: Die ärztliche Versorgung in der Truppe, im besonde­
ren auch während der Rekrutenschule, ist wegen Mangels an 
Ärzten heute schon prekär geworden. In verschiedenen Schu­
len müssen bereits heute WK-Nachholer aufgeboten werden; 
kleinere Einheiten können von Zivilärzten vor Ort ärztlich ver­
sorgt werden. Aufgaben aber, die der Truppenarzt auch hat, 
die wichtig sind - z. B. Beurteilung der Diensttauglichkeit, Be­
ratung des Kommandanten, Gruppenmedizin für die Einheit, 
Ausbildung des Sanitätspersonals usw. -, müssen vernach­
lässigt werden. Daraus entstehen für die Armee Risiken, die 
beträchtlich sein können. 
Dazu kommt, dass für den Einsatz im Ausland vor allem erfah­
rene und gut ausgebildete Militärärzte und geschultes Fach­
personal benötigt werden. Das sind jedoch Leute, die, bedingt 
durch ihre berufliche Laufbahn, schon 30 bis 40 Jahre alt sind 
und in der Armee nur noch wenige Kurse mit ihrer Einteilungs­
einheit leisten müssen. Eine Anrechnung dieses Einsatzes 
würde bedeuten, dass sie vielleicht sofort die ganze Dienst­
pflicht erfüllt hätten und der Einheit überhaupt nicht mehr zur 
Verfügung stünden. 
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Ich bitte Sie, aus all diesen übergeordneten Gründen den An­
trag der Minderheit abzulehnen, obwohl ich dem Anliegen 
durchaus Verständnis entgegenbringen kann. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Art. 51 
Antrag der Kommission 

85Stimmen 
33Stimmen 

Das Eidgenössische Militärdepartement legt die Ausbildungs­
ziele und Ausbildungsführung für den Einsatz der Armee fest. 

Art. 51 
Proposition de /a commission 
Le Departement militaire federal fixe les buts et regle la 
conduite de l'instruction en fonction de l'engagement de 
l'armee. 

Villiger Kaspar, Bundesrat: Ich habe die Protokolle und die 
Anträge zu Artikel 51 noch einmal durchgelesen und glaube, 
dass sich hier ein kleiner Fehler eingeschlichen hat. Es sollte 
auf der Fahne beim Satz «Das Eidgenössische Militärdeparte­
ment legt die Ausbildungsziele und die Ausbildungsführung 
für den Einsatz der Armee fest» nicht «Absatz 2» heissen denn 
diese Formulierung Ihrer Kommission ersetzt die bund~srätli­
che Fassung ganz. Die Aufteilung in einen Absatz 1 und einen 
Absatz 2 fällt also weg. 
Der Ständerat wollte ja mit seiner Formulierung festschreiben, 
dass nur so viel ausgebildet wird, wie für die Erfüllung des Auf­
trages nötig ist. Im Hinblick auf die Multifunktionalität müssen 
also nicht alle alles können. Nun ist es eigentlich logischer, 
wenn man das an den Einsatz der Armee und nicht an die ab­
strakte Umschreibung des Auftrages anbindet. Die Formulie­
rung Ihrer Kommission sagt das gleiche wie die ständerätli­
che, aber sie sagt es besser. Deshalb kann man es dabei be­
wenden lassen. Artikel 51 in der ständerätlichen Fassung wird 
also durch diesen Satz vollständig ersetzt. 

Angenommen -Adopte 

Art.52-59 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art. 60 
Antrag der Kommission 
Abs. 1, 3 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Abs.2 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Minderheit 
(Sandoz) 
Die neuernannten Korporale bestehen in der Regel eine voll­
umfängliche Rekrutenschule ihrer Truppengattung. 

Art. 60 
Proposition de la commission 
Al. 1, 3 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

A/.2 
Majorite 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
Minorite 
(Sandoz) 
En regle generale, les caporaux nouvellement nommes ac­
complissent une ecole de recrues complete dans leur arme. 

Abs. 1, 3-AI. 1, 3 
Angenommen -Adopte 

Abs. 2-A/. 2 

Sandoz Suzette (L, VD), porte-parole de la minorite: J'an­
nonce mes interets: man frere est commandant d'ecole et j'ai 
souvent parle avec lui des difficultes liees a la nouvelle presen­
tation de l'article 60 et des preoccupations qu'ont tous les 
commandants d'ecole en relation avec ce nouvel article. 
De quoi s'agit-il? Actuellement, les articles 127 et 128 de la loi 
federale sur l'organisation militaire prevoient une ecole de 
sous-officiers de 27 jours, c'est-a-dire de quatre semaines, et 
ensuite l'obligation pour les caporaux de suivre une ecole de 
recrues complete dans leur arme, ce qui signifie qu'ils ont qua­
tre semaines d'ecole de sous-officiers et 17 semaines d'ecole 
de recrues, soit 21 semaines. Si nous maintenions le systeme 
actuel, il y aurait quatre semaines d'ecole de sous-officiers et 
15 semaines d'ecole de recrues, 19 semaines au total, soit 
deux de moins. 
Dans le projet du Conseil federal, on supprime la precision re­
lative a quatre semaines, donc 27 jours, pour laisser, ce qui est 
touta fait normal, a l'alinea 3, au Conseil federal le droit de fixer 
la duree de l'instruction, mais on prevoit aussi a l'alinea 2 qu'il 
n'y a plus l'exigence de faire une ecole de recrues complete 
dans une arme. La est le probleme. L'idee du Conseil federal, 
c'est, le cas echeant, de porter de quatre a six semaines la du­
ree de l'ecole de sous-officiers, de maniere a ne pas prolonger 
la duree totale du service (parce qu'il y aurait alors 6 et 15, soit 
21 semaines comme actuellement), mais plut6t a pouvoir di­
minuer la duree totale du service des sous-officiers, et de faire 
se chevaucher les trois dernieres semaines de l'ecole de 
sous-officiers et les trois premieres de l'ecole de recrues, si 
bien que les sous-officiers n'auraient plus que six semaines 
d'ecole de sous-officiers plus 12 semaines d'ecole de recrues, 
soit 18 semaines en taut donc trois semaines de moins qu'a 
l'heure actuelle. L'idee du Conseil federal est parfaitement le­
gitime: il est juste, campte tenu des exigences de la vie econo­
mique et professionnelle, de chercher a diminuer la duree du 
service. 
Le probleme qui se pose tient cependant au chevauchement 
envisage et qui ne resulte pas de la loi. Ce chevauchement 
pose des problemes a trois points de vue: des problemes 
humains, des problemes d'instruction et des problemes de 
securite. 
1. Problemes humains d'abord. lmaginez la difficulte que peu­
vent eprouver des caporaux a entrer dans une ecole de re­
crues qui «roule» depuis trois semaines deja, et dans laquelle 
les groupes se sont formes, les hommes se connaissent. Arri­
vent alors, apres trois semaines, les caporaux. II y a, sur le plan 
de l'insertion de ceux-ci, un probleme humain reel dont cer­
tains caporaux que nous avons eu l'occasion d'interroger ont 
fait etat, problemes qui sont evidemment differents, il taut le 
dire, selon les armes. 
Problemes humains, du point de vue des recrues. Pendant les 
trois semaines ou les recrues n'ont pas de caporaux, elles de­
vront, parce que les lieutenants ne peuvent pas taut faire, le 
cas echeant, trouver des responsables. On va responsabiliser 
certaines recrues, et c'est bien, mais apres trois semaines on 
va leur reprendre cette responsabilite puisque les caporaux ar­
rivent. Certains caporaux ont eu l'occasion de constater, dans 
une experience partielle - il n'y a pas encore d'experience 
complete a ce jour -, que cela deresponsabilise, apres trois 
semaines, un certain nombre de recrues, ce qui pose un pro­
bleme humain. 
Problemes humains pour les lieutenants qui se trouvent, pen­
dant trois semaines, sans aide de caporaux pour faire face a 
l'entree de l'ecole de recrues. Problemes humains parce qu'ils 
sont epuises, parce qu'ils ne peuvent pas faire face a toutes les 
täches, parce qu'ils ne sont plus formes pour remplacer les ca­
poraux. lls ne sont pas formes pour cela Certes, encore une 
fois, selon les armes - et je crois qu'il est necessaire d'avoir 
une souplesse - le probleme est un peu different. 
Problemes humains pour les instructeurs qui doivent, pendant 
les trois semaines ou l'ecole de sous-officiers et l'ecole de re-
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crues se recouvrent, assurer pleinement la formation des ca­
poraux futurs ainsi que la formation dans le cadre de l'ecole de 
recrues. Tres peu de personnes peuvent travailler plus de 
24 heures par jour, meme si elles y ajoutent les nuits, seien la 
bonne plaisanterie militaire. Voilä pour les problemes hu­
mains. 
2. Problemes d'instruction: Vous savez comme moi que la 
qualite de la formation ne depend pas forcement de la duree. 
Le fait de prolonger de quatre ä six semaines l'ecole de sous­
officiers n'est pas une garantie de meilleure formation. On a pu 
constater, parce que nous sommes alles en sous-commission 
interroger aussi des caporaux, que si la formation des trois 
premieres semaines est assez intense, puisque les caporaux 
sont pris en main pour eux-memes, en revanche les trois se­
maines suivantes, ils ne peuvent pas etre formes de fagon 
aussi intense; il y a du temps perdu, il y a le sentiment que la 
formation n'a pas gagne ou ne gagnerait pas ä cette espece 
de division du temps de formation. Or, l'instruction, vous le sa­
vez, est fondamentale pour «Armee 95». 
En ce qui concerne les recrues, bien des officiers ou des 
sous-officiers nous ontfait part de la difficulte, voire de l'impos­
sibilite qu'il y aurait ä assurer, sur les 12 semaines restantes, la 
formation suffisante de nos recrues. Je le repete, toute la va­
leur d'«Armee 95» repose sur l'instruction. Si eile n'est pas par­
faitement donnee des l'ecole de recrues, sachant que les 
cours de repetition n'interviendront que tous les deux ans, il y 
a lä un probleme reel, probleme qui varie, il faut le dire, seien 
lesarmes. 
3. Enfin, je l'ai dejä dit, il y a des problemes de securite, qui 
tiennent ä un encadrement deficient, par la force des choses, 
pendant les trois premieres semaines d'ecole de recrues. Ces 
risques existent, et vous savez que, malheureusement, les ris­
ques entrainent tres souvent des dangers pour les humains. 
Mais aussi problemes de securite parce que, dans certaines 
places d'armes, il n'y a pas les infrastructures suffisantes pour 
assurer la coexistence d'une ecole de sous-officiers et d'une 
ecole de recrues - rangement et surveillance du materiel, re­
mise du materiel. Les consequences peuvent etre dramati­
ques. Nous engageons une responsabilite considerable. 
Ma proposition de minorite permet de tenter l'experience que 
souhaite, ä juste titre, le Conseil federal, mais non pas de la 
rendre dejä generale. En reprenant la formulation «une ecole 
de recrues complete» de la loi actuelle, en precisant «en regle 
generale» - ce que je fais -, on assure la possibilite d'essayer 
ce nouveau systeme, notamment dans les armes qui s'y pre­
tent, mais on empeche une generalisation absolue des main­
tenant, alors que nous ne savons pas si le resultat sera positif 
partout, mais que nous savons en revanche, au stade actuel, 
qu'il y a un grand nombre de difficultes. 
Je VOUS demande, dans l'interet d'«Armee 95», dans l'interet 
de l'instruction dont depend tout le succes de cette nouvelle 
formule excellente, de soutenir ma proposition de minorite 
qui, encore une fois, n'empeche pas le Conseil federal de 
faire, comme il le souhaite et c'est legitime, certains essais et 
de tenter certaines nouveautes. 

Tschuppert Karl (R, LU): Nach diesem sehr ausführlichen Ex­
kurs von Frau Sandoz möchte ich trotzdem im Namen der 
FDP-Fraktion beantragen, diesen Minderheitsantrag abzuleh­
nen. Frau Sandoz sagt zu Recht, dass ihre Formulierung so 
flexibel sei, dass die Versuche mit den Unteroffiziersschulen 
weitergeführt werden können. Wenn Sie aber dem Minder­
heitsantrag zustimmen und sich das neue Ausbildungskon­
zept trotz Frau Sandoz' Bedenken in den weiteren Versuchen 
weiterhin bewährt, müssten wir, um es definitiv einzuführen, in 
Kürze wieder eine Gesetzesänderung vornehmen. Das ist 
nicht sinnvoll. 
Persönlich bin ich davon überzeugt, dass sich das neue 
Modell mit einer sechswöchigen Unteroffiziersschule und ei­
ner dreiwöchigen Überschneidung durchsetzen wird. Ich 
hatte Gelegenheit, mit unserer Subkommission 3 im Monat 
August eine RS zu besuchen, wo dieses Modell angewendet 
und von allen Seiten sehr positiv beurteilt wurde. Es wurde 
übereinstimmend ausgeführt, dass die künftigen Unteroffi­
ziere selbständiger würden und bei der Ausbildung viel mehr 

Sicherheit zeigten. Zudem wurde festgehalten, dass mit dem 
neuen Modell die technischen Kenntnisse merklich verbessert 
werden konnten. Wichtig ist allerdings - das geben wir zu -, 
dass während der zeitlichen Überlappung der beiden Schulen 
der Bestand der Instruktoren vollzählig ist oder sogar noch 
verstärkt wird. 
Wir von der FDP sind überzeugt, dass dieses neue Ausbil­
dungskonzept die erwarteten Verbesserungen bringen wird 
und dass die gegenwärtigen Kinderkrankheiten - so könnte 
man es nennen-, die es zugegebenermassen noch gibt, sich 
nach einer gewissen Anlaufzeit lösen - oder besser: heilen -
lassen. Wir müssen aber dem EMD die Chance geben, die Ver­
suche weiterzuführen und nach Abschluss der Versuchs­
phase das Modell auch definitiv einführen zu können, wenn es 
sich tatsächlich bewährt 
Wenn Sie aber dem Minderheitsantrag Sandoz zustimmen, 
kann das Projekt nach Abschluss der Versuche nicht einge­
führt werden, und das würden wir ausserordentlich bedauern. 
Ich bitte Sie, den Minderheitsantrag Sandoz abzulehnen und 
der Mehrheit zuzustimmen. 

Fehr Lisbeth (V, ZH): Auch die SVP-Fraktion sieht ein gewis­
ses Problem im Zusammenhang mit der verlängerten theoreti­
schen Ausbildung von Unteroffizieren. Sie haben es gehört: 
Die Unteroffiziersschule soll künftig sechs Wochen dauern; 
drei Wochen davon entfallen auf den Anfang der Rekruten­
schule. Man verlängert den theoretischen Teil um zwei Wo­
chen und verkürzt den praktischen, das Abverdienen. Gegen­
über der heutigen Regelung würde dies - infolge der vorgese­
henen AS-Kürzung - effektiv fünf Wochen weniger praktische 
Ausbildung bedeuten. Das ist kein Pappenstiel, insbesondere 
wenn man bedenkt, dass praktische Erfahrung im Führen von 
Leuten ein nicht zu unterschätzender Faktor in der Ausbildung 
ist 
Man sollte eine theoretische Ausbildung nicht überbewerten, 
wichtig ist die Qualität und nicht die Quantität Es kommt der 
leidige Umstand dazu, dass in den ersten Wochen einer AS 
der Leutnant allein mit seinem Zug auskommen muss, was 
verständlicherweise zu dessen Überforderung führt - dies 
um so mehr, als er ja diese Funktion zum ersten Mal ausübt 
Gut, er ist auf die Hilfe von Instruktoren angewiesen. Wir wis­
sen, dass wir zuwenig Instruktoren haben. Unter ihnen gibt 
es qualifizierte, weniger qualifizierte und unqualifizierte. Un­
teroffiziere kommen dann in ein eingespieltes System hinein 
und wissen nicht, was in der Ausbildung bereits abgedeckt 
worden ist Stoffüberschneidungen und Leerläufe sind vor­
programmiert 
Die SVP-Fraktion ist der Meinung, dass der Anfang der AS op­
timal funktionieren sollte. Was einmal verpasst wurde, kann 
nicht wieder eingeholt werden. Ich persönlich sehe auch die 
Möglichkeit, dass man die angehenden Korporale am Ende 
ihrer eigenen RS in einer ersten Tranche noch zwei zusätzliche 
Theoriewochen absolvieren lässt Damit wäre mindestens ein 
optimaler Start der RS gewährleistet. Die SVP-Fraktion hat die 
Problematik erkannt; eine Mehrheit stimmt dem Minderheits­
antrag Sandoz zu, weil sie weitere Abstriche in der praktischen 
Ausbildung klar missbilligt. 

Präsidentin: Die CVP-Fraktion unterstützt den Antrag der 
Mehrheit 

Borer Roland (A, SO): Dies ist einer der seltenen Fälle, wo die 
Mehrheit der Fraktion der Freiheits-Partei Frau Sandoz nicht 
unterstützen kann. Aber auch das soll zwischendurch einmal 
vorkommen. 
Auch wir haben das Problem der Instruktoren erkannt Wir se­
hen, dass diese Überschneidung von RS und Unteroffiziers­
schule zu Problemen führen kann. Wir sind aber der Meinung, 
dass das Problem EMD-intern gelöst werden muss und auch 
gelöst werden kann. Nach unserer Ansicht lässt die Formulie­
rung, wie sie der Bundesrat vorsieht und wie ihr die Mehrheit 
folgen will, alle zukünftigen Lösungen offen. Es ist mit der For­
mulierung des Bundesrates absolut möglich, dass man in Zu­
kunft, wenn das Projekt, dass die Unteroffiziersschule die Re-
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krutenschule während zweier Wochen überschneidet, schei­
tern sollte, wieder zu einem System des Hintereinanders 
kommt. 
Wir sehen in der Formulierung des Bundesrates keine Pro­
bleme. Wenn wir aber der Formulierung gemäss Minderheit 
folgen, heisst das, dass auf jeden Fall das System der klaren 
Abgrenzung der Unteroffiziersschule von der Rekrutenschule 
verfolgt werden muss. Für uns bedeutet dies einen Rück­
schritt. 
Wir sind der Meinung, dass man dem Neuen eine Chance ge­
ben muss. Wir meinen aber auch, dass man zum Altbewährten 
zurückgehen sollte, wenn sich das Neue nicht bewährt. In die­
sem Bereich haben wir in den Vorsteher des EMD das abso­
lute Vertrauen, dass er im Falle, dass das alte System besser 
wäre, zu diesem zurückkehren würde. 
Eines ist eine Tatsache: Bis heute wurde der Unteroffiziersaus­
bildung in unserer Armee zuwenig Zeit gewidmet Dies hatte 
zur Folge, dass wir zum Teil schlecht oder nicht vollständig 
ausgebildete Unteroffiziere hatten. Es ist also eine absolute 
Notwendigkeit, dass die Unteroffiziere in Zukunft besser und 
damit auch länger ausgebildet werden. Auf der anderen Seite 
will aber die Wirtschaft unsere jungen Schweizer, teilweise 
auch Schweizerinnen, dem Militär, der Armee, nur möglichst 
kurzzeitig zur Verfügung stellen. Um hier beiden, einer guten 
Unteroffiziersausbildung und auch der Wirtschaft, entgegen­
zukommen, hat das EMD, glauben wir, den gangbaren Weg, 
einen guten Kompromiss gefunden. 
Wir werden der Mehrheit zustimmen. Wir werden aber keine 
Hemmungen haben - sollte sich das System in Zukunft nicht 
bewähren -, diesbezügliche Rückkommens- und spätere Än­
derungsanträge für die Rückkehr zum alten System zu unter­
stützen. 

Keller Anton (C, AG), Berichterstatter: Worum geht es bei Arti­
kel 60 Absatz 2? Es geht darum, dass die Unteroffiziere besser 
ausgebildet werden sollten, ohne Verlängerung ihrer Dienst­
zeit. Das ist natürlich ein Problem, das gewisse Anpassungen, 
vielleicht sogar gewisse Zwänge erfordert Die Lösung, die 
das EMD plant, ist die, dass man die Unteroffiziersschule auf 
sechs Wochen verlängern will, also zwei Wochen mehr als bis­
her. Damit ergibt sich eine Verkürzung des Abverdienens in 
der Rekrutenschule um drei Wochen. Während dieser drei Wo­
chen ist der Zugführer mit den Rekruten allein; die Unteroffi­
ziere sind dann eben noch in ihrer spezifischen Ausbildung. 
Dieses Modell will man fördern, damit das Schwergewicht auf 
der seit Jahren und Jahrzehnten immer wieder verlangten bes­
seren Ausbildung der Unteroffiziere liegt. Da ist man bereit, 
sich zu arrangieren. 
Der Bundesrat bietet hier die entsprechende Formulierung an. 
Es ist eine offene, eine flexible Formulierung, die es ermög­
licht, diesen Weg zu gehen - und zwar auf breiter Front, an al­
len Schulen-, weil man ihn als notwendig erachtet. 
Demgegenüber beantragt die Minderheit Sandoz eine vielen­
gere Formulierung. Sie schliesst es auch nicht ganz aus, dass 
man Experimente durchführen kann. Sie sagt aber, dass von 
den neuernannten Korporalen in der Regel eine «vollumfängli­
che» Rekrutenschule geleistet wird, und das heisst klar, dass 
man diesen Versuch nicht in der ganzen Breite, wie es wün­
schenswert ist, durchführen kann. 
Deswegen beantragt Ihnen die Kommission mit 18 zu 1 Stim­
men Ablehnung des Antrages der Minderheit Sandoz. 
Wir haben uns anlässlich von Subkommissionsbesuchen bei 
verschiedenen Rekrutenschulen, wo dieses Experiment be­
reits durchgeführt wurde, überzeugen können, dass die neue 
Regelung insgesamt positiv ist, so dass man sie jetzt auf der 
ganzen Front einführen sollte. Wenn es sich dann nicht be­
währen sollte - was ich persönlich nicht glaube -, dann er­
möglicht die flexible Formulierung des Bundesrates, dass 
man auch wieder darauf zurückkommen kann. 

Savary Pierre (R, VD), rapporteur: Par sa proposition de mino­
rite, Mm• Sandoz souleve tout le probleme de l'instruction des 
sous-officiers dans l'«Armee 95». La commission a longue­
ment entendu le chef de l'instruction sur ce point, et eile a 
meme ete voir, par sous-commissions interposees, la mise en 

place dans les ecoles de recrues de cette nouvelle formation 
et Integration des sous-officiers. 
Je rappelle que la formation des sous-officiers se fera, des l'an­
nee prochaine, non plus pendant quatre semaines, mais pen­
dant six semaines: trois avant l'ecole de recrues et trois au de­
but de l'ecole de recrues. Cette fa9on de faire est nouvelle, je 
dirais meme qu'elle est audacieuse et demande une grande 
disponibilite des instructeurs qui doivent assumer pendant 
trois semaines l'ecole de sous-officiers et le debut de l'ecole 
de recrues. Elle demande egalement de gros efforts aux lieute­
nants, qui sont seuls avec les recrues pour la formation indivi­
duelle et pour la formation de base. Avec l'arrivee des sous­
officiers a l'ecole de recrues commence alors l'instruction de 
groupe et l'instruction technique des armes lourdes. 
La commission est d'avis que cette formule, bien qu'impar­
faite, merite d'etre etudiee. Elle fait donc confiance au chef du 
departement, ainsi qu'aux responsables de l'instruction, pour 
poursuivre et voir si cette fa9on de faire est benefique pour les 
interesses. C'est pourquoi la commission est favorable a une 
formulation tres generale dans la loi, qui permette d'aller de 
l'avant, de tirer des enseignements de ce qui est mis en place 
pour l'instant. Avec la proposition de minorite, on fixe un peu 
trop le cadre, qui devient plus rigide, puisque Mm• Sandoz im­
pose aux sous-officiers de faire la totalite de l'ecole de sous­
officiers. 
Je vous propose donc de vous rallier a la majorite de votre 
commission. 

Villiger Kaspar, Bundesrat: Es ist für mich ausserordentlich 
wichtig, dass Sie den Antrag der Minderheit Sandoz ablehnen. 
Es geht hier um ein ziemlich schwieriges Optimierungspro­
blem in der Ausbildung. Sie sollten nicht durch starre Formu­
lierungen die Möglichkeit der Anpassung der Ausbildung an 
neue Umstände verhindern. Wir stehen natürlich in einem Ziel­
konflikt: Einerseits müssen wir die Ausbildung des Unteroffi­
ziers markant verbessern, andererseits müssen wir aber ver­
suchen, die gesamten Ausbildungszeiten zu verkürzen. 
Der Konflikt zwischen militärischer und ziviler Ausbildung ist in 
letzter Zeit sehr viel grösser geworden. Wir müssen Rahmen­
bedingungen schaffen, die auch beruflich stark belasteten 
oder in Ausbildung befindlichen jungen Schweizern ermögli­
chen, eine militärische Karriere zu machen. Es scheint mir für 
die Armee eher verkraftbar, in der Ausbildung irgendwo eine 
Konzession zu machen, aber dafür noch die richtigen Leute zu 
bekommen, als die Ausbildung immer mehr auszudehnen 
und die richtigen Leute als Kader nicht mehr zu bekommen -
das ist ausserordentlich wichtig. 
Zum Unteroffizier: Die Hauptlast der militärischen Grundaus­
bildung in der Armee trägt der Unteroffizier. Er verfügt aber als 
Vertreter der untersten Hierarchiestufe über die geringste Er­
fahrung und auch über die kürzeste Kaderausbildung. Aus 
psychologischer Sicht hat der Korporal einen ziemlich schwie­
rigen Stand. Er verfügt in der Regel weder reife- noch persön­
lichkeitsmässig über die notwendige Überlegenheit. Wir müs­
sen ihn also in seiner fachlichen Autorität als Führer und Aus­
bildner stützen; wir müssen ihm einen grösseren Vorsprung in 
der Führungsfähigkeit geben, als er ihn heute hat. Das bedingt 
eine längere Ausbildungszeit. Auf der anderen Seite habe ich 
Ihnen gesagt, dass wir seine Ausbildung trotzdem verkürzen 
müssen. Wir müssen versuchen, die zivile und militärische 
Ausbildung bezüglich Lehrabschluss, Maturitätsprüfungen, 
Semesterbeginn an den Hochschulen usw. besser zu koordi­
nieren. Und hier ist es nötig, dass wir nicht nur die Rekruten­
schule um zwei Wochen, sondern auch die Unteroffiziers­
schule um eine Woche verkürzen und trotzdem die Gesamt­
ausbildung verlängern. 
Ich hätte Verständnis für die starke Kritik an diesem Modell, 
wenn wir noch keinerlei Erfahrung hätten. Ich selber war auch 
relativ skeptisch, als wir die ersten Versuche einleiteten. Aber 
es ist nicht so, dass wir jetzt bei dieser Formulierung von Hypo­
thesen ausgehen, sondern wir gehen von einer doch recht 
breiten Erfahrung aus; ausser in einem Fall waren die Erfah­
rungen mit diesem neuen Modell ermutigend und positiv. Die 
Selbständigkeit und auch die Eigenverantwortung der Rekru­
ten konnten durch die ersten drei Wochen ohne Korporale ge-
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steigert werden, was positiv ist Es kommt dazu, dass die Zug­
führer die Rekruten nach diesen drei Wochen wesentlich bes­
ser kennen als nach dem alten System. Das ist psychologisch 
wichtig. 
Der Ausbildungsstand der Unteroffiziere war erheblich besser, 
und die drei Rekrutenschulwochen ohne Gruppenführer sind 
verkraftbar. Es ist allerdings richtig, dass hier dem Instruktor 
eine grosse Aufgabe zukommt Auch der Einsatz geeigneter 
Instruktoren und Unteroffiziere als Klassenlehrer in der Unter­
offiziersschule hat sich bewährt 
Natürlich ist dieses Modell nicht ganz problemlos. Zum Bei­
spiel haben sehr viele Leutnants vor diesen ersten drei Wo­
chen etwas Angst gehabt Wir müssen also auch in den Offi­
ziersschulen den angehenden Zugführern etwas mehr mitge­
ben. Die bestehenden Mängel sind behebbar. Ich habe selber 
mit Unteroffizieren, mit Rekruten, mit Zugführern und mit 
Schulkommandanten, die Erfahrung hatten, eingehend über 
diese Problematik gesprochen. Das Hauptproblem ist natür­
lich nach wie vor der Mangel an Instruktoren. Aber ich kann Ih­
nen zusichern, dass wir dieses Problem in den nächsten Jah­
ren lösen können. Der Ausbildungschef hat mir einen äusserst 
guten Bericht über diese Problematik unterbreitet 
Im Rahmen des Abbaus von Personal im EMD werden wir in 
den nächsten Jahren auch eine gewisse Kompensation bei 
der Anzahl der Instruktoren und des Lehrpersonals durchfüh­
ren können, so dass ich davon ausgehe, dass das lnstrukto­
renproblem in drei, vier, fünf Jahren endgültig behoben sein 
sollte. Daraus folgere ich, dass dieses neue Modell eine 
Chance darstellt Es gilt nun, diese nicht durch eine starre Re­
gelung zu verhindern. 
Natürlich lässt die Formulierung der Minderheit Sandoz es zu, 
die Versuche weiterzuführen. Aber sie lässt es eben nicht zu, 
diese dann zur Regel werden zu lassen. Umgekehrt lässt die 
flexible Formulierung des Bundesrates es zu, auf die alte Lö­
sung zurückzukommen, wenn sich das neue Modell nicht be­
währt Ich kann Ihnen versichern, dass wir dies ungesäumt tä­
ten, wenn sich dieses Modell wirklich nicht bewähren sollte. 
Aber bis jetzt hat es sich bewährt Deshalb bin ich zuversicht­
lich, dass wir auf dieser Linie weiterfahren können. Es mag Än­
derungen geben - in der Anzahl Wochen usw.-, aber da brau­
chen wir eine gewisse Flexibilität Sie sollten grundsätzlich 
keine Gesetze schaffen, die für den Ausbildungsbereich zum 
Korsett werden, das sich nicht mehr durchbrechen lässt, wenn 
sich die Zeiten und die Ausbildungsbedürfnisse ändern. 
Ich bitte Sie, der Mehrheit zuzustimmen und den Antrag der 
Minderheit Sandoz abzulehnen. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Art. 61-67 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art. 68 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Minderheit 

106Stimmen 
13Stimmen 

(Dünki, Carobbio, de Dardel, Gross Andreas, Hollenstein, 
Hubacher, Meier Hans, Tschäppät Alexander) 
.... der Armee in denjenigen Jahren, in welchen sie keine obli­
gatorischen Ausbildungsdienste oder Wiederholungskurse 
leisten, ausserdienstliche Schiessübungen bestehen: 

Abs.2 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Abs.3 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Minderheit 
(Bischof, Meier Hans) 
Subalternoffiziere können die Schiesspflicht mit der Pistole 
statt mit dem Sturmgewehr erfüllen. 

Abs.4~ 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art.68 
Proposition de la commission 
Al. 1 
Majorite 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
Minorite 
(Dünki, Carobbio, de Dardel, Gross Andreas, Hollenstein, 
Hubacher, Meier Hans, TschäppätAlexander) 
Doivent effectuer des exercices de tir hors du service, les an­
nees au cours desquelles ils n'accomplissent pas de service 
d'instruction ni de cours de repetition, les militaires suivants: 

Al.2 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

A/.3 
Majorite 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
Minorite 
(Bischof, Meier Hans) 
Les officiers subalternes peuvent accomplir le tir obligatoire 
avec le pistolet au lieu du fusil d'assaut 

A/.4~ 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Dünki Max (U, ZH), Sprecher der Minderheit: Bei Artikel 25 
habe ich gestern für die Beibehaltung der obligatorischen 
Schiesspflicht gestimmt Ich hoffe, Sie haben dies bemerkt 
Ich bin mir voll bewusst, dass das Schi essen eine der wichtig­
sten Tätigkeiten des Soldaten ist Er muss die Waffe richtig 
handhaben können, und auch der Wartung ist grösste Beach­
tung zu schenken. Das haben Sie alles gestern beim Grund­
sätzlichen gehört 
Niemand kann aber bestreiten, dass die Handhabung der 
Waffe und dergleichen zu den eigentlichen Aufgaben der mili­
tärischen Aus- und Weiterbildung gehört Auch wenn ich zu­
gebe, dass die Absolvierung der ausserdienstlichen Schiess­
pflicht eine lange Tradition und sogar einen gesellschaftlichen 
Stellenwert hat, ist sie vom militärischen Standpunkt aus gese­
hen sicher nicht absolut notwendig. Wenn ein Wehrmann in 
den Dienst einrückt, soll und muss er Gelegenheit bekommen, 
an der persönlichen Waffe ausgebildet zu werden. Das gehört 
nach meiner Meinung zum Dienstbetrieb und muss Priorität 
haben. Leider wird diese Aufgabe von vielen Kommandanten 
nicht immer ernst genug genommen. Sie vernachlässigen 
eine Hauptaufgabe des Militärs. Sie sollten von den Vorgesetz­
ten etwas unter Druck gesetzt werden. Schiessübungen gehö­
ren in erster Linie zum Dienstbetrieb. Darum bin ich der Mei­
nung, dass der Wehrmann nur noch in denjenigen Jahren das 
Obligatorische schiessen sollte, in welchen er keinen Militär­
dienst leistet Eine solche Regelung würde der Wehr- oder 
Schlagkraft der Armee keinen Schaden zufügen. Für viele 
wäre es aber eine Erleichterung. 
Ich würde empfehlen, einmal bei den Wehrmännern eine Um­
frage zu veranstalten, um festzustellen, was sie zu meinem 
Vorschlag sagen. Ich bin überzeugt, dass er von der grossen 
Mehrheit befürwortet würde. Als Sektionschef habe ich mit vie­
len Unteroffizieren und Soldaten Kontakt und auch mit Verant­
wortlichen von Schiessvereinen. Mein Antrag stammt aus sol­
chen Kreisen. Auch Armeebefürworter und gute Soldaten 
empfinden das jährliche Obligatorische als Schikane, das kei­
ner Notwendigkeit mehr entspricht 
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Gestern waren die Sprecher der bürgerlichen Mehrheit ganz 
ehrlich, und ich danke Ihnen dafür. Am Obligatorischen wird 
nur wegen der Schützenvereine festgehalten. Der Bund will ih­
nen diese Aufgabe weiterhin zuhalten, damit ihre Existenz fi­
nanziell gesichert bleibt Dieses Privileg haben wir ihnen ge­
stern auch bestätigt. Was wollen wir eigentlich noch mehr? Die 
finanzielle Basis ist gesichert. Es gibt kein «Schützenvereins­
sterben». 
Ich glaube nicht, dass es in der Armee am Schiesskönnen 
mangelt Soviel mir bekannt ist, kennen auch andere Staaten 
keine ausserdienstliche Schiesspflicht. Hier sind wir Schwei­
zer wieder ein Sonderfall. Wir sind doch im Schiessen nicht 
schlechter als die anderen. Sonst wäre es um unsere Abwehr­
bereitschaft schlecht bestellt. 
Bei der grossen Mehrheit unserer Soldaten mangelt es bei ei­
ner ganz anderen Disziplin, ich meine bei der Marschtüchtig­
keit. Man würde der Armee einen grösseren Gefallen erwei­
sen, wenn man vorschriebe, jeder Dienstpflichtige müsse pro 
Jahr eine ausserdienstliche, obligatorische 20-Kilometer­
Marschübung absolvieren. Das hätte Sinn für die Armee und 
würde etwas bringen. Mancher Wanderverein hätte auch 
Freude, wenn der Bund solche Veranstaltungen mitfinanzie­
ren würde. Wandergruppen gehören eben nicht zu den staats­
erhaltenden Organisationen. Ihre Tradition kann nicht auf un­
seren mutigen Wilhelm Tell gestützt werden. Darum können 
sie auch nicht für die Armee im ausserdienstlichen Bereich 
eine dringend erforderliche Aufgabe übernehmen. 
Zum Lärmproblem: Jetzt müssen Massnahmen getroffen wer­
den, damit die Lärmschutzverordnungen bei den Schützen­
häusern eingehalten werden. Das wird in Zukunft sehr viel 
Geld kosten. Ohne die finanzielle Unterstützung des Bundes 
und der Kantone können die meisten Gemeinden bei ihren 
Schützenhäusern den Vorschriften nicht gerecht werden. 
Lärmimmissionen zu vermeiden oder zu verringern ist das be­
ste und billigste Mittel. Auch aus dieser Sicht ist der Antrag si­
cher begründet. 
Es handelt sich um einen Vermittlungsantrag. Bitte unterstüt­
zen Sie ihn. Es wäre ein Schritt in die richtige Richtung. Die Auf­
hebung des ausserdienstlichen Schiessobligatoriums wird 
früher oder später wieder aufs Tapet kommen. Das Parlament 
hat eine Vordenkerrolle zu übernehmen. Überlassen wir die In­
itiative nicht andern, die eventuell militärfeindliche Motive ver­
treten. Ich wäre Ihnen für Ihre Zustimmung dankbar. 

Bischof Hardi (D, ZH), Sprecher der Minderheit: Sie sehen bei 
Artikel 68 Absatz 3, dass ich zusammen mit Herrn Meier Hans 
eine kleine Minderheit bilde. Trotzdem steht hinter diesem An­
trag auch der Wunsch einiger tausend Mitbürgerinnen und 
Mitbürger. Explizit sind damit die Mitglieder des Schweizeri­
schen Schützenvereins gemeint. Was für ein Gedanke veran­
lasste mich, diesen Antrag in der Kommission überhaupt zu 
stellen? 
Bei Artikel 68 Absatz 3 kann - ich betone: kann - der Bundes­
rat vorsehen, dass «Subaltemoffiziere die Schiesspflicht mit 
der Pistole statt mit dem Sturmgewehr erfüllen». Der Ausdruck 
«kann vorsehen» ist mir zuwenig präzise, das heisst soviel wie 
«vielleicht einmal». Deshalb möchte die Minderheit bei diesem 
Artikel, dass die Formulierung «Der Bundesrat kann» durch 
«Subaltemoffiziere können» ersetzt wird. Damit würde es neu 
heissen: «Subaltemoffiziere können die Schiesspflicht mit der 
Pistole statt mit dem Sturmgewehr erfüllen.» In der Dokumen­
tation des EMD betreffend Militärgesetz vom letzten Septem­
ber hiess es bei Artikel 68 Absatz 3 noch «können». Praktisch 
identisch dasselbe bei der Dokumentation «'Armee 95'» und 
Ausbildung», auch vom letzten September, wo das EMD 
schrieb: «Subaltemoffiziere können neu wählen, ob sie das 
obligatorische Programm mit der Pistole oder mit dem Sturm­
gewehr schiessen wollen.» In der Kommission las man plötz­
lich nichts mehr von dieser Version; das bewog mich zu mei­
nem Antrag, damit die letztjährigen Aussagen des EMD, die 
den Schützenvereinen in der gesamten Schweiz dazumal un­
terbreitet wurden, nicht an Glaubwürdigkeit verlieren. 
Herr Bundesrat, Sie wissen, dass die Begehren des Schweize­
rischen Schützenvereins bei diesem Artikel sogar noch weiter 
gehen, das heisst, der Schweizerische Schützenverein würde 

es begrüssen, wenn die Schiesspflicht mit der Pistole erfüllt 
werden müsste. Mit der bundesrätlichen Version wäre jeder 
Subaltemoffizier, der seine Schiesspflicht erfüllen möchte, ge­
zwungen, ein Sturmgewehr von irgend jemandem auszulei­
hen. Das wäre jedesmal mit einem riesigen Aufwand verbun­
den. Nicht genug damit, dass jeder heutige Subaltemoffizier 
das Hantieren mit dem Sturmgewehr X-hundertmal in der RS 
gelernt und nachträglich in jedem WK wieder geübt hat 
Ein Mitglied unserer Kommission behauptete, dass sich sehr 
oft subalternoffiziere in der Folge gar nicht mehr um das 
Sturmgewehr kümmern würden, es sei teilweise sogar kata­
strophal, welche Kenntnisse Subaltemoffiziere der mittleren 
Jahrgänge hinsichtlich des Sturmgewehrs hätten. Darauf 
kann ich nur folgendes erwidern: Sollte dies tatsächlich der 
Fall sein, so würde ich behaupten, dass diese Leute in dieser 
Position völlig unfähig wären und dass sie auch nicht befugt 
wären, den Rang eines Offiziers zu bekleiden. Ich bin mir be­
wusst, dass Subaltemoffiziere die Schiesspflicht teilweise 
heute schon mit der Pistole erfüllen können. Ich teile sogar 
Ihre Auffassung, Herr Bundesrat, dass die Zugführer im Obli­
gatorischen die Kriegs- und nicht die Selbstverteidigungs­
waffe trainieren müssten. Doch irgendwann kommen auch Sie 
zur Einsicht- oder es ergeben sich plötzlich Änderungen-, so 
dass die Erfüllung der Schiesspflicht mit der Pistole doch noch 
Sinn macht. 
Ich bitte Sie, auch wenn gewaltige Investitionen getätigt wer­
den müssen, dem Schweizerischen Schützenverein dieses 
wichtige Instrument zu gewähren und dem Minderheitsantrag 
zuzustimmen. 

Hari Fritz (Y, BE): Im Namen der SVP-Fraktion habe ich unsere 
Ablehnung des Antrages der Minderheit Dünki bereits bei Arti­
kel 25 begründet. 
Einzig nachzuholen ist noch, dass wir auch den Antrag der 
Minderheit Bischof ablehnen. Die SVP-Fraktion ist überzeugt, 
dass auch die Offiziere die Handhabung des Sturmgewehrs 
beherrschen müssen und somit die obligatorische Übung mit 
dieser Waffe zu absolvieren haben. Als zusätzliches Argument 
kann man den wertvollen Kontakt zwischen Unteroffizieren, 
Soldaten und Offizieren in den Schiessvereinen anführen. 
Wir beantragen also, den Antrag der Minderheit Dünki und 
den Antrag der Minderheit Bischof abzulehnen. 

Fritschi Oscar (R, ZH): Bei Artikel 25 haben wir mit deutlicher 
Mehrheit, nämlich im Verhältnis von 3 zu 1, beschlossen, an 
der ausserdienstlichen Schiesspflicht festzuhalten. Der Min­
derheitsantrag Dünki möchte diese Pflicht gewissermassen 
«halbieren». Er sieht vor, dass die Schiesspflicht wann immer 
möglich nicht ausserdienstlich, sondern im Rahmen der Wehr­
pflicht erfüllt wird. Das bedeutet beim vorgesehenen Zweijah­
resrhythmus der Wiederholungskurse für 80 Prozent der Ar­
meeangehörigen eine Reduktion der ausserdienstlichen 
Schiesspflicht um die Hälfte. Für eine Minderheit würde die 
ausserdienstliche Pflicht sogar völlig wegfallen. 
Aus folgenden zwei Gründen bitten wir Sie, den Antrag der 
Minderheit Dünki abzulehnen: 
1. Mit unserem Grundsatzentscheid bei Artikel 25 haben wir 
auch am System festgehalten, dass die Schützenvereine die 
Infrastruktur für die Erfüllung der ausserdienstlichen Schiess­
pflicht zur Verfügung zu stellen haben. Für die Bereitstellung 
einer solchen Infrastruktur erhalten die Schützenvereine eine 
Subvention, und diese Infrastruktur ist auf jährliche Benützung 
angelegt. Mit anderen Worten: Es geht nicht so sehr um die 
Subvention von staatserhaltenden Organisationen, sondern 
es geht einfach darum, dass es unter dem Gesichtspunkt von 
Aufwand und Ertrag rationeller ist, wenn die bestehende Infra­
struktur jährlich genutzt wird. 
2. Zudem wird die Anzahl der Ausbildungstage mit der «Ar­
mee 95» ohnehin reduziert. Die Arbeitspläne für die alle zwei 
Jahre stattfindenden Wiederholungskurse werden dicht sein -
sie sollen sogar vor allem dicht sein. Jedenfalls würde etwas 
schieflaufen, wenn es künftig möglich wäre, einen Tag Präzisi­
onsschiessen - ohne Abstriche - ins Ausbildungsprogramm 
zu integrieren. Dazu kommt, dass der Zeitaufwand für die aus­
serdienstlichen Pflichten ohnehin stark sinkt, weil die lnspek-
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tionen weitgehend wegfallen. Im Verhältnis gesehen, kürzen 
wir an keinem Ort stärker als beim Zeitaufwand für die ausser­
dienstlichen Pflichten. Darum bin ich der Meinung, wir sollten 
nicht bei den ausserdienstlichen Pflichten weiter kürzen. 
Wenn Herr Dünki eine Umfrage anregt, wie es die Angehöri­
gen der Armee mit der ausserdienstlichen Dienstpflicht halten 
möchten, empfehle ich ihm, gleich noch die Frage anzu­
schliessen, ob sie nicht lieber den Siebenstundentag statt die 
bisherige Regelung haben möchten. Wahrscheinlich ergäbe 
es auch da eine Mehrheit Es muss wieder einmal daran erin­
nert werden, dass die Wehrpflicht, wie ihr Name sagt, Pflichten 
bringt und dass diese bei uns auch solche ausserhalb der 
Dienstleistungen einschliessen. 
Wenn wir also wollen, dass die quantitativen Abstriche bei der 
Ausbildung der «Armee 95» durch eine qualitative Optimie­
rung kompensiert werden, müssen wir dafür besorgt sein, 
dass das Obligatorische wirklich und durchgehend eine aus­
serdienstliche Pflicht bleibt, was angesichts der Redimensio­
nierung der ausserdienstlichen Pflichten sehr wohl zumutbar 
ist. Wir bitten Sie deshalb, den Antrag der Minderheit Dünki zu 
Absatz 1 abzulehnen. 
Das gleiche gilt für den Antrag der Minderheit Bischof zu Ab­
satz 3: Die Subaltemoffiziere, die als Zugführer eingesetzt 
sind, sollen ihr Obligatorisches nicht mit der persönlichen 
Waffe schiessen, sondern mit jener, die auch ihre Mannschaft 
benützt; schliesslich sind sie für die Ausbildung verantwort­
lich. Diese Argumentation ist sachlich sinnvoll. Also sollte es 
nicht völlig dem Belieben der Subaltemoffiziere überlassen 
werden, mit welcher Waffe sie das Obligatorische schiessen. 
Stimmen Sie deshalb in beiden Fällen der Mehrheit zu! 

Leu Josef (C, LU): Im Namen der CVP-Fraktion bitte ich Sie, 
beide Minderheitsanträge abzulehnen. 
Bezüglich des Minderheitsantrages Dünki möchte ich mich 
nicht weiter äussern. Ich kann nur meine Vorredner in ihrer Ar­
gumentation unterstützen. 
Bezüglich Schiesspflicht für Subaltemoffiziere gilt es in der 
Frage, ob Pistole oder Sturmgewehr, grösstmögliche Flexibili­
tät zu wahren. Schliesslich ist das Sturmgewehr die eigentli­
che Kriegswaffe und nicht die Pistole. Dem Bundesrat soll es 
vorbehalten sein, hier die näheren Bestimmungen zu erlas­
sen. Es wäre falsch, das Obligatorische allgemein auf die Pi­
stolenträger auszuweiten. Dazu fehlen die nötigen Schiess­
stände; es bräuchte grosse Investitionen, welche nicht nur 
den finanziellen Rahmen, sondern auch den Rahmen der Ver­
hältnismässigkeit sprengen würden. 
Ich bitte Sie also im Namen der CVP-Fraktion, beide Minder­
heitsanträge abzulehnen. 

Keller Anton (C, AG), Berichterstatter: Wir haben die Debatte 
über die ausserdienstliche Schiesspflicht grundsätzlich 
geführt und haben uns mit deutlicher Mehrheit dafür aus­
gesprochen. 
Herr Dünki möchte nun gewissermassen einen Zweijahres­
rhythmus einführen. Die Schiesspflicht soll nur in jenen Jahren 
bestehen, in denen kein Dienst geleistet wird. Es ist wenig 
sinnvoll, dass man die bereits gekürzten Dienstzeiten durch 
Standschiessen nochmals kürzt. Standschiessen sind zudem 
mit Lärmimmissionen verbunden, die von verschiedenen WK­
Gemeinden als zusätzliche Belastung empfunden würden. 
Es ist auch darauf hinzuweisen, dass wir mit der Anerkennung 
der ausserdienstlichen Schiesspflicht auch die Schützenver­
bände anerkannt haben, die diese Schiessen durchführen. 
Und wir haben uns auch dafür ausgesprochen, einen Beitrag 
zu ihrer Unterstützung zu leisten. Mit der Zustimmung zu die­
sem Minderheitsantrag würden wir die Möglichkeiten der 
Schützenverbände schmälern, die doch die Infrastruktur für 
diese Schiessen zur Verfügung stellen müssen. Ich glaube, 
das muss man ehrlicherweise auch zugeben. Man darf auch 
erwähnen, dass diese Verbände grosse Leistungen erbrin­
gen. Sie bilden zum Beispiel pro Jahr 20 000 Jungschützen 
aus; das sind Leistungen, die Anerkennung verdienen. 
Die Kommissionsmehrheit kam doch dazu - bei einem gewis­
sem Verständnis für die Anliegen-, den Antrg der Minderheit 
Dünki klar abzulehnen. 

Savary Pierre (R, VD), rapporteur: Les reponses precises des 
porte-parole des groupes me permettent d'etre tres bref sur ce 
sujet 
Ce que l'on reproche en fait a la proposition de minorite Dünki, 
c'est de faire un transfert de tout ou partie de l'activite hors ser­
vice sur les cours de repetition. Je vous rappelle qu'en fait, 
dans «Armee 95», nous avons deja diminue l'ensemble des 
jours de service. Donc, si l'on transfere encore tout ce qui peut 
se faire hors service - c'est-a-dire les tirs et le maniement de 
!'arme - eh bien, nous chargerons d'une journee chaque an­
nee les cours de repetition, car il faut organiser le tir, faire les 
cours de rattrapage, et les contröles seront extremement diffi­
ciles. Cela demande du temps et c'est pratiquement une jour­
nee qui sera perdue pour les tirs et le maniement de !'arme. 
Je vous invite des lors a ne pas charger encore davantage les 
cours de repetition qui le seront deja beaucoup des l'annee 
prochaine et a voter pour la proposition de la majorite de la 
commission. 
La proposition de la minorite Bischof demande que le chef de 
section puisse faire les tirs avec le pistolet. La, si la majorite a 
laisse une formulation tres generale, en disant que le Conseil 
federal «peut prevoir», c'est simplement parce que nous esti­
mons que le chef de section doit etre un exemple. D'une part, 
il doit connaitre toutes les armes de la section et, d'autre part, 
il est normal que, dans les stands, avec sa troupe, il soit a 
meme de tirer avec le fusil d'assaut. 
La egalement, je vous propose de repousser la proposition de 
minorite Bischof. 

Villiger Kaspar, Bundesrat: Zuerst zu Absatz 1: Wir sind der 
Meinung, dass die Fassung der Kommissionsmehrheit und 
des Bundesrates beibehalten werden sollte, und zwar im we­
sentlichen aus drei Gründen. 
1. Die Arbeitszeit für die Armeeangehörigen wird auch im drei­
wöchigen WK alle zwei Jahre sehr dicht sein müssen; die Erfül­
lung der Schiesspflicht - jeder, der schon einmal so ein 
Schiessen im WK mitgemacht hat, weiss das - ist jedoch mit 
einem relativ grossen Zeitaufwand verbunden. Vor allem 
würde dies dann in jenen Einheiten zum Problem, die jährlich 
nur 14 Tage Dienst leisten müssen. 
2. Es ist von einigen Vorrednern erwähnt worden: Wir müssen 
hier durchaus auch die Interessen der Schützenvereine be­
rücksichtigen; wir können diese nicht völlig ausser acht las­
sen. Sie haben eine Infrastruktur aufgebaut, die belegt werden 
muss. Sie erhalten dafür auch gewisse Subventionen. In zahl­
reichen Vereinen würde der organisatorische Aufwand im Ver­
gleich zum jährlich durchgeführten obligatorischen Schiessen 
unverhältnismässig gross, wenn diese Schiessen auf die 
Hälfte oder weniger reduziert würden. Wir dürfen das also 
nicht unterschätzen. 
Es wurde auch auf die andere Bedeutung der Schützenver­
eine hingewiesen, z. B. bei der Ausbildung von Jungschützen 
und Leitern. 
3. Wir stellen fest, dass die Gemeinden immer weniger Inter­
esse an Schiessübungen von WK-Truppen haben. Wir müs­
sen ja auch im WK die gemeindeeigenen Schiessstände be­
nützen. Dort ist der Widerstand gegen zusätzliche Schiessen 
doch recht gross geworden. Die Gemeinden haben ja die ei­
genen Schützenvereine, die mit der Schiesszeit auskommen 
müssen. Da gibt es doch beachtliche Widerstände. Deshalb 
ist eine Verlagerung der obligatorischen Schiessen von den 
Gemeinden auf die Truppen nicht erwünscht Aber für mich ist 
das Hauptargument das Argument der Ausbildungszeit, die 
nicht mehr zur Verfügung steht. 
Zum Antrag der Minderheit Bischof zu Absatz 3: Ich meine 
auch hier, dass es gut wäre, wenn Sie eine flexible Lösung 
wählen würden, die dem Bundesrat die Möglichkeit gibt, sie je 
nach Umständen wieder anzupassen. Ich kann Ihnen sagen, 
Herr Bischof, dass wir im Entwurf der Verordnung, den man 
mir unterbreitet hat, beabsichtigen, eine Lösung in Ihrem 
Sinne vorzusehen. Ich werde das nicht verändern, obwohl ich 
persönlich der Meinung bin: Eigentlich wäre es prioritär, dass 
der Zugführer mit der Waffe schiesst, die sein Zug als Kriegs­
waffe hat. 
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Sie haben gesagt, der Aufwand für einen Zugführer, ein Ge­
wehr zu beschaffen, sei dann relativ gross. Ich war einige 
Jahre in dieser Lage. Ich bin haltjeweilen in den Schiessstand 
gegangen, habe beim nächsten Kollegen das Gewehr ge­
nommen und habe das Obligatorische immer bestanden. Das 
Problem ist also auch informell und ohne viel Aufwand lösbar, 
es sei denn, Sie seien irgendwo in einem Schiessstand, wo Sie 
keine Person kennen. Aber das ist doch eher selten. 
Ob sich in einigen Jahren aus übergeordneten Gründen viel­
leicht doch eine andere Lösung aufdrängen wird, kann man 
nicht sagen. Deshalb wäre ich froh, wenn Sie der Mehrheit zu­
stimmen würden. 
Herr Leu Josef hat hier noch kurz erwähnt, dass er der Mei­
nung sei, man solle kein Pistolenobligatorium für die Pistolen­
träger einführen. Ich kann ihn beruhigen. Die Geschäftsleitung 
des EMD hat schon zweimal beschlossen, auf ein Obligato­
rium für Pistolenträger zu verzichten, und zwar genau aus den 
Gründen, die er hier erwähnt hat. 
Ich möchte Sie also bitten, bei den Absätzen 1 und 3 mit der 
Mehrheit zu stimmen und die Anträge der Minderheiten abzu­
lehnen. 

Abs. 1-AI. 1 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Abs. 2-AI. 2 
Angenommen -Adopte 

Abs. 3-AI. 3 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Abs. 4-6-AI. 4-6 
Angenommen -Adopte 

Art. 69 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Minderheit 

??Stimmen 
42Stimmen 

89Stimmen 
14Stimmen 

(Hollenstein, Carobbio, de Dardel, Grass Andreas) 
Streichen 

Art. 69 
Proposition de Ja commission 
Majorite 
Adherer a Ja decision du Conseil des Etats 
Minorite 
(Hollenstein, Carobbio, de Dardel, Grass Andreas) 
Bitter 

Hollenstein Pia (G, SG), Sprecherin der Minderheit: Mit Arti­
kel 69 sichert das Gesetz einerseits Vereinen und Verbänden, 
welche Jugendliche für die zukünftige militärische Aufgabe 
vorbereiten, finanzielle Unterstützung zu. Es geht also um die 
finanzielle Unterstützung von vordienstlicher Ausbildung. In 
Absatz 2 wird andererseits dem EMD Gelegenheit gegeben, 
selber vordienstliche Ausbildungskurse durchzuführen oder 
andere Organisationen damit zu beauftragen. 
Der Minderheitsantrag will nun diese Möglichkeit aus dem Ge­
setz streichen. Die Minderheit will die Gefahr vermindern, dass 
zivile Bereiche militarisiert werden. Die Unterstützung vor­
dienstlicher Ausbildungen durch das EMD fördert eine Militari­
sierung ziviler Vereine und Verbände. Dagegen wehrt sich die 
Kommissionsminderheit 
Ein weiterer Grund für unseren Antrag ist die Tatsache, dass 
die vordienstlichen und privaten Bestrebungen kaum öffent­
lich zu kontrollieren sind und keiner Rechenschaftspflicht un­
terliegen. Weiter sind vordienstliche Ausbildungen, die auf das 
Militär ausgerichtet sind, oft auch hierarchisch strukturiert und 
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haben oft auch eine ideologische Ausrichtung - mindestens 
tendenzmässig. Jedenfalls werden solche Ausbildungen den 
heutigen Anforderungen einer Pädagogik, die das eigentliche 
Menschsein fördert, nur selten oder nie gerecht. 
Weil ich alle Bestrebungen ablehne, die eine Militarisierung 
des Zivilen fördern, bitte ich Sie, dem Antrag der Minderheit 
zuzustimmen. 

Keller Anton (C, AG), Berichterstatter: Ich bitte Sie, den Antrag 
der Minderheit Hollenstein abzulehnen. Frau Hollenstein, Sie 
haben dämonische Worte wie «Militarisierung ziviler Berei­
che», oder «ideologische Ausrichtung» gebraucht. Wenn man 
die Wirklichkeit dieser vordienstlichen Ausbildung wirklich 
kennt, dann kommt man zur Auffassung, dass Sie ohne Grund 
Gespenster sehen. 
Worum geht es? Es geht darum, dass vordienstliche Ausbil­
dung möglich wird; diese ist in gewissen Bereichen unerläss­
lich. Beispielsweise ist die fliegerische Vorschulung unerläss­
lich für jemanden, der Pilot werden will. Auch die Funker brau­
chen eine Vorschulung; das ist technisch gesehen eine ver­
hältnismässig anspruchsvolle Tätigkeit. Eine Milizarmee ist 
darauf angewiesen, dass derartige Vorschulungen stattfinden 
können. Seien wir doch froh darüber, dass private Vereine 
diese Vorschulung ermöglichen. 
Die Instruktion in diesen Kursen ist technischer Art. In diesen 
Kursen findet also keine ideologische Ausrichtung oder Beein­
flussung statt. Natürlich werden die Kurse nicht gerade von Ar­
meegegnern geleitet. Aber das sind die meisten von uns ja 
auch nicht Ich weise darauf hin, dass diese Kurse freiwillig be­
sucht werden können. 
Ich bitte Sie, den Antrag der Minderheit Hollenstein abzu­
lehnen. 

Savary Pierre (R, VD), rapporteur: Dans une armee de milice, 
toujours plus technique, il faut bien des formations preliminai­
res. Cette formation permet ensuite, au recrutement, de faire 
des choix en connaissance de cause. 
Les connaissances acquises avant le service dans certains do­
maines facilitent evidemment l'instruction le jour ou la recrue 
commence l'instruction militaire. Comme a l'article precedent, 
taut ce qui est fait avant le service n'a pas besoin d'etre fait 
pendant, c'est un gain de temps au moment ou, encore une 
fois, on a diminue le nombre de jours d'instruction. 
Ceux qui beneficient de cette instruction preliminaire sont de 
jeunes pilotes, ou ceux qui s'engagent dans des formations de 
radios; ce sont des passionnes et ils ont, jusqu'a maintenant, 
fait ce service avec une grande disponibilite. Cette formule a 
toujours donne satisfaction. 
C'est pourquoi je vous propose de suivre la majorite de votre 
commission. 

Villiger Kaspar, Bundesrat: Auch ich möchte Sie bitten, den 
Minderheitsantrag Hollenstein abzulehnen. 
Die vordienstliche Ausbildung vermittelt für gewisse Truppen­
gattungen Fertigkeiten, die dort nötig sind und die aus zeitli­
chen Gründen in der Rekrutenschule nicht erworben werden 
können; ich denke an Piloten, Pontoniere, Funkspezialisten 
usw. Es ist für gewisse Funktionen nötig, beruht auf absoluter 
Freiwilligkeit, bringt aber den Stellungspflichtigen bei der Aus­
hebung und in der Rekrutenschule gewisse Vorteile. Die Ein­
teilung in gewisse Truppengattungen oder Funktionen wird 
sogar vom Bestehen solcher Kurse abhängig gemacht. 
Im Jahre 1993 haben etwa 25 000 Jugendliche beider Ge­
schlechter freiwillig Kurse der vordienstlichen Ausbildung be­
sucht. Ich finde das eigentlich toll. Dass dadurch das Ver­
ständnis für die Armee gefördert wird, empfinde ich als positiv. 
Andere Leute mögen das nicht so positiv finden, aber es ist ei­
gentlich auch im Hinblick auf eine demokratisch legitimierte 
Armee durchaus legitim, den Jugendlichen vielleicht schon 
vorher etwas Freude an der Armee mitzugeben. 
All die Ängste, die Frau Hollenstein geäussert hat, wären dann 
angebracht, wenn man Jugendliche zwingen würde, so etwas 
zu tun, wenn man sie indoktrinieren würde, aber das ist wirk­
lich nicht der Fall. Ich kann Sie nur ermutigen, vielleicht einmal 
in einer freien Stunde mit ein paar Pontonieren an einem sol-
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chen Kurs teilzunehmen, um zu schauen, ob das nicht etwas 
Gutes für die Jungen ist 
In diesem Sinne bitte ich Sie, der Mehrheit zuzustimmen. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Art. 70 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 

82Stimmen 
22Stimmen 

Die Armee wird für den Aktivdienst eingesetzt. Bei Bedarf kann 
sie für Friedensförderungsdienst und Assistenzdienst einge­
setzt werden. 
Minderheit 
(Leu Josef, Bürgi, Fritschi Oscar, Grossenbacher, Meier Hans, 
Schnider, Tschuppert Karl) 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 70 
Proposition de Ja commission 
Majorite 
L'armee est engagee dans le cadre du service actif. Elle peut, 
en tant que de besoins, etre engagee dans le cadre du service 
de promotion de la paix et du service d'appui. 
Minorite 
(Leu Josef, Bürgi, Fritschi Oscar, Grossenbacher, Meier Hans, 
Schnider, Tschuppert Karl) 
Adherer au projet du Conseil federal 

Leu Josef (C, LU}, Sprecher der Minderheit: Ich bitte Sie, bei 
Artikel 70 mit der Minderheit dem Entwurf des Bundesrates zu­
zustimmen. 
Der umfassende Armeeauftrag ist in Artikel 1 dieses Gesetzes 
hierarchisch klar definiert Bei Artikel 70 geht es in der Reihen­
folge der Einsatzarten nicht um eine Gewichtung. Es geht 
höchstens um eine Aufzählung der Einsatzarten unter Berück­
sichtigung einer möglichen Eskalationsleiter. Das scheint mir 
logisch und passt in die Systematik unserer neuen Sicher­
heitspolitik. Ich betone nochmals: Die Hierarchie der verschie­
denen Einsatzarten wird nicht hier, sondern in Artikel 1 gere­
gelt 
Ich bitte Sie auch im Namen der CVP-Fraktion, mit der Minder­
heit zu stimmen. 

Keller Anton (C, AG), Berichterstatter: Es ist keine grosse Sa­
che, worüber Sie zu entscheiden haben. Die Mehrheit hat 
diese Formulierung der neuen Formulierung in Artikel 1 ange­
passt. Diese Anpassung haben wir nachträglich vorgenom­
men. Es ging darum, zu betonen, dass der erste Einsatz der 
Armee der Einsatz im Aktivdienst ist, dass dieser defensive 
Auftrag ihr Hauptauftra~. ist und dass das andere subsidiär hin­
zukommt Das ist die Ubereinstimmung zwischen Artikel 70 
und Artikel 1. 
Ich bitte Sie, aus einer gewissen Logik heraus dem zu folgen. 

Savary Pierre (R, VD), rapporteur: La proposition de la majo­
rite de la commission, a l'article 70, decoule de la proposition 
de la commission a l'article 1 er alinea 2, et qui a ete acceptee, 
ou l'on voit tres bien que l'armee, dans un premier temps, a 
une mission: « .... la defense de la Suisse et de sa population et 
contribue a leur protection», et qu'ensuite eile a des missions 
de deuxieme importance. 
C'est la raison pour laquelle la proposition de la majorite de la 
commission a l'article 70 reprend exactement ce qui a ete de­
cide a l'article 1 er. Sauls quelques mots ont ete changes, soit: 
article 1 er alinea 3 «en outre», article 70 «en tant que de be­
soins». Cette modification permet de retrouver une systemati­
que qui est logique. 
Je vous invite a refuser la proposition de la minorite qui re­
prend le projet du Conseil federal. 

Vllllger Kaspar, Bundesrat: Von welthistorischer Bedeutung 
ist dieser Entscheid nicht Ich bitte Sie, der Minderheit zuzu­
stimmen. 

Es geht in diesem Kapitel um die Einsatzarten der Armee; in 
Artikel 70 wird eigentlich nur deklarativ aufgezählt, was für Ein­
satzarten es gibt, und in den folgenden Artikeln werden sie 
spezifiziert 
Sie haben in Artikel 1 den Auftrag der Armee hierarchisiert Da­
gegen habe ich mich nicht gewehrt, weil man diese Meinung 
haben kann und weil diese Hierarchisierung auch besteht 
Deshalb ist es nicht nötig, hier die Einsatzarten noch einmal zu 
hierarchisieren. 
Die Formulierung der Mehrheit ist insofern auch unlogisch, als 
die Armee auch im Aktivdienst nur bei Bedarf eingesetzt wird. 
Auch für den Friedensförderungsdienst und den Assistenz­
dienst wird sie bei Bedarf eingesetzt. Das ist eine Selbstver­
ständlichkeit 
Aber wie gesagt, die Welt fällt nicht um, wie auch immer Sie 
stimmen. Mir scheint die von der Minderheit beantragte For­
mulierung des Bundesrates logischer. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Minderheit 
Für den Antrag der Mehrheit 

Art. 71 
Antrag der Kommission 
Abs. 1, 2 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Abs.3 

51 Stimmen 
49Stimmen 

Der Friedensförderungsdienst wird unbewaffnet geleistet 

Art. 71 
Proposition de Ja commission 
A/.1, 2 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
Al.3 
Le service de promotion de la paix est non arme. 

Angenommen -Adopte 

Art. 72 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 

e. zur Erfüllung anderer Aufgaben .... 
Abs. 2, 3 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Antrag Rechsteiner 
Abs. 1 Bst. e 
Streichen 

Art. 72 
Proposition de Ja commission 
Al. 1 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
(la modification ne concerne que le texte allemand) 
Al. 2, 3 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Proposition Rechsteiner 
A/.1 let. e 
Bitter 

Abs. 1-Al.1 
Angenommen gemäss Antrag der Kommission 
Adopte seJon Ja proposition de Ja commission 

Abs. 2, 3-AI. 2, 3 
Angenommen -Adopte 

Art. 73, 74 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de Ja commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
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Keller Anton (C, AG), Berichterstatter: Ich habe nur zu Arti­
kel 74 eine Bemerkung respektive eine Frage an Herrn Bun­
desrat Villiger. 
Bei Katastrophen im Ausland ist es ja so, dass das dem Eidge­
nössischen Departement für auswärtige Angelegenheiten zu­
gehörige Katastrophenhilfekorps zuerst zum Einsatz kommt. 
Ist die Annahme richtig, dass zusätzliche Kräfte aus der Ar­
mee, die zum Einsatz kommen, dem Katastrophenhilfekorps 
respektive dessen Kommando im Sinne der Subsidiarität un­
terstellt werden? Nach meiner Meinung wären sie dem Kata­
strophenhilfekorps tatsächlich unterstellt. Ist das richtig? 

Villiger Kaspar, Bundesrat: Wir haben diesen Fall noch nie ge­
habt. Ich gehe davon aus, dass es hier ähnlich gemacht würde 
wie beim subsidiären Dienst im Inland, dass also der Auftrag 
von den Zivilen formuliert wird, aber die militärische Führung 
von der eingesetzten Truppe selber wahrgenommen wird. 
Wenn wir an Auslandeinsätze von Armeeangehörigen den­
ken, so meinen wir in erster Linie schon das grenznahe Aus­
land. Wenn z. B. das Puschlav überschwemmt wird und die 
Überschwemmung bis nach Tirano hinunter geht, dann lässt 
man die Bagger bis dorthin fahren. Aber es ist ganz klar, dass 
prioritär das Schweizerische Katastophenhilfekorps einge­
setzt wird. Es müsste wahrscheinlich schon um eine recht 
grosse Katastrophe gehen, bis wir hier auch Armeeangehö­
rige mitgeben würden. Wir können sie aber nicht verpflichten, 
weil wir die verfassungsmässige Grundlage für einen verpflich­
tenden Einsatz im Ausland nicht haben. Deshalb ist das ein 
freiwilliger Dienst. 
Es stellt sich auch noch die Frage, wie ein solches Korps zu­
sammengestellt werden soll. Im Prinzip gehe ich davon aus, 
dass man es so lösen würde, wie Sie es angedeutet haben. 

Angenommen -Adopte 

Art. 75 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Abs.2 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Minderheit 
(Grass Andreas, Carobbio, de Dardel, Hollenstein, Hubacher, 
Meier Hans) 
.... Wochen, so muss die Bundesversammlung unverzüglich 
einberufen werden. (Rest des Absatzes streichen) 

Art. 75 
Proposition de Ja commission 
Al. 1 
Adherer ä la decision du Conseil des Etats 

Al. 2 
Majorite 
Adherer ä la decision du Conseil des Etats 
Minorite 
(Grass Andreas, Carobbio, de Dardel, Hollenstein, Hubacher, 
Meier Hans) 
L'Assemblee federale doit ätre immediatement convoquee 
pour autant que la mise sur pied comprenne plus de 
2000 militaires ou qu'elle dure plus de trois semaines. (Bitter le 
reste de l'alinea) 

Abs. 1-AI. 1 
Angenommen -Adopte 

Abs.2-AI. 2 

Gross Andreas (S, ZH), Sprecher der Minderheit: Bei Arti­
kel 75 Absatz 2 geht es um die Einberufung der Bundesver­
sammlung, wenn mehr als 2000 Armeeangehörige aufge­
boten werden oder wenn der Einsatz länger als drei Wochen 
dauert. 

Der Bundesrat - sofern er sich an die ursprüngliche Intention 
hält-, sieht vor, dass der Einsatz -wenn mehr als 2000 Solda­
ten aufgeboten werden oder wenn der Einsatz länger als drei 
Wochen dauert - in der folgenden Session von der Bundes­
versammlung genehmigt werden muss. Ich denke, dass die­
ses Vorgehen weder dem Respekt, den wir diesen 2000 Solda­
ten entgegenbringen müssen, noch unserer Solidarität in be­
zug auf die Sache, deretwegen diese 2000 Leute so lange ein­
gesetzt werden, Rechnung trägt Es ist recht und billig, dass 
wir einen solchen Fall nicht einfach nur militärisch anschauen 
und ebensowenig blass der Exekutive überlassen, denn Sie 
wissen ganz genau, dass solche Fälle auch eine politische Di­
mension haben. Immer, wenn z. B. Katastrophen passieren, 
sagt man: «Wir müssen helfen!» Es ist auch richtig so. Aber auf 
der anderen Seite müssen wir zum Ausdruck bringen, dass wir 
die Verantwortung für solche Einsätze nicht einfach der Exeku­
tive überlassen, sondern bereit sind, als Parlament unsern An­
teil an dieser Verantwortung mitzuübernehmen. 
Deshalb bitte ich, solche weit gehenden Einsätze, solche gros­
sen Fragen nicht einfach dem Bundesrat, nicht einfach dem 
Militär zu überlassen. Wir müssen vielmehr als Parlament und 
politisch unsere Mitverantwortung übernehmen und das do­
kumentieren, indem wir in solchen Fällen unverzüglich zusam­
mentreten und über die Katastrophe, die meistens die Ursa­
che für solche grossen Einsätze ist, diskutieren und sie mitver­
arbeiten. Wir müssen dies auch als Beitrag dazu tun, dass das 
Land, die Bürgerinnen und Bürger selber, solche Ereignisse 
besser verarbeiten kann. 

Hess Otto (V, TG): Die SVP-Fraktion ist bei Artikel 75 Absatz 2 
für den Antrag der Mehrheit und lehnt den Antrag der Minder­
heit Gross Andreas ab. 
Bei einem Einsatz für den Assistenzdienst ist es von grösster 
Wichtigkeit, dass für das Aufgebot eine genügende Flexibilität 
möglich ist Nur mit der Delegation der Kompetenz an den 
Bundesrat oder an das Eidgenössische Militärdepartement ist 
diese Flexibilität gewährleistet Damit aber grosse Aufgebote 
politisch abgesichert sind, scheint es uns richtig, dass der Ein­
satz, wenn mehr als 2000 Armeeangehörige aufgeboten wer­
den und er sich über mehr als drei Wochen erstreckt, von der 
Bundesversammlung in der nächsten Session genehmigt 
wird oder -falls der Einsatz bereits beendet ist-vom Bundes­
rat über den Einsatz Bericht erstattet wird. 
Der Antrag der Minderheit Gross Andreas, wonach die Bun­
desversammlung unverzüglich einberufen werden muss, 
scheint uns zu kompliziert, wenig flexibel und verhindert einen 
raschen Einsatz. Denn der rasche Einsatz und das sofortige 
Handeln sind für den Erfolg eines solchen Einsatzes sehr ent­
scheidend. 
Aus diesen Überlegungen bittet Sie die SVP-Fraktion, der 
Mehrheit zuzustimmen. 

Keller Anton (C, AG), Berichterstatter: Der Antrag der Minder­
heit Gross Andreas steht unter dem Kapitel «Assistenzdienst», 
es geht also um subsidiäre Hilfe durch die Armee, im speziel­
len bei grossen Katastrophen. Herr Gross verlangt nun, dass 
die Bundesversammlung einzuberufen wäre, wenn mehr als 
2000 Angehörige aufgeboten werden oder der Einsatz länger 
als drei Wochen dauert Herr Gross übernimmt damit die For­
mel, wie sie für den Ordnungsdienst nötig ist, und hebt den 
Assistenzdienst, diesen Einsatz ausserhalb des Aktivdienstes, 
auf die Stufe jener Massnahme, die wir für den Ordnungs­
dienst vorgesehen haben. Unseres Erachtens ist diese Hürde 
zu hoch angesetzt und erlaubt nicht die Flexibilität, die in sol­
chen Fällen notwendig ist Deshalb erachten wir die Mass­
nahme insgesamt als nicht verhältnismässig und bitten Sie, 
den Antrag abzulehnen. Beim ordentlichen Sitzungsrhythmus 
des Parlamentes ist auch aus zeitlicher Hinsicht nicht die Not­
wendigkeit gegeben, dass wir uns in einem solchen Fall zu ei­
ner ausserordentlichen Session versammeln müssten, um zu 
beschliessen. 
Ich bitte Sie also um Ablehnung des Antrages der Minderheit 
Gross Andreas; die Kommission fällte ihren Entscheid mit 12 
zu 4 Stimmen. 
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Savary Pierre (R, VD), rapporteur: II taut faire ici la difference 
avec l'article 82 qui concerne le service d'ordre, auquel cas, 
des qu'il y a plus de 2000 hommes mobilises ou que l'interven­
tion dure plus de trois semaines, le Conseil federal convoque 
immediatement !'Assemblee federale. 
lci, par contre, il s'agit du service d'appui. Cela concerne les 
interventions ou l'assistance en cas de catastrophe. 
Faut-il convoquer immediatement !'Assemblee federale 
lorsqu'un regiment - un regiment renforce compte plus de 
2000 hommes - est mis sur pied? Je crois, par exemple, que 
si l'on avait appele un regiment pour l'envoyer a Brigue, il au­
rait ete quand meme un peu exagere de convoquer immedia­
tement I' Assemblee federale. 
Des lors, je vous propose de repousser la proposition de mino­
rite, d'autant plus que l'article 86 de la constitution prevoit que, 
lorsque 50 conseillers nationaux ou cinq cantons le deman­
dent, on peut immediatement convoquer !'Assemblee fede­
rale. II y a donc la une soupape au cas ou une minorite de 
50 conseillers considereraient que !'Assemblee doit etre im­
mediatement convoquee. 

Villiger Kaspar, Bundesrat: Wir haben versucht, Ihnen eine 
Kompetenzordnung vorzuschlagen, die der Tragweite des je­
weiligen Einsatzes angemessen ist Die grösste Dramatik hat 
natürlich der Aktivdienst Dort schlagen wir Ihnen vor, dass 
das Parlament die Entscheidungskompetenz hat. Beim Assi­
stenzdienst hingegen wollen wir sie dem Bundesrat geben, 
aber mit einer parlamentarischen Kontrollmöglichkeit 
Wir sind der Meinung, dass der Bundesrat flexibel handeln 
können muss. Es kann z. 8. um einen Konferenzschutz ge­
hen, für den es vielleicht 900 Mann braucht, der aber länger als 
drei Wochen dauert Da finden wir, es sei unverhältnismässig, 
wenn wir dafür das Parlament einberufen müssten. 
Es ist meistens auch so, dass Truppen, die ohnehin im Dienst 
sind, in erster Priorität für Assistenzdienste eingesetzt werden. 
Deshalb ist das Argument, man sei der Truppe gegenüber ver­
pflichtet, ein besonderes Zeichen zu setzen, nicht sehr ge­
wichtig. Ob einer den WK an einer Konferenz in Genf macht 
oder im Ausbildungsdienst in Krauchthal, ist nicht so wahnsin­
nig unterschiedlich. Und Sie haben dann die Möglichkeit, vom 
Bundesrat Rechenschaft zu verlangen. Sie können den Ein­
satz genehmigen, wenn Sie ohnehin Session haben. Im an­
dern Fall muss der Bundesrat nachträglich Rechenschaft ab­
legen. Das ergibt doch einen Rechtfertigungsdruck, der den 
Bundesrat daran hindern wird, leichtfertig irgendwo Truppen 
einzusetzen. 
Nach Verfassung gibt es noch ein allerletztes Sicherheitsven­
til: Wenn die sieben Damen und Herren in Bern eine beson­
dere Fehlentscheidung treffen sollten, könnten nach Artikel 86 
Absatz 2 der Bundesverfassung 50 Mitglieder des Nationalra­
tes jederzeit die Einberufung einer ausserordentlichen Ses­
sion verlangen. 
In diesem Sinne bitte ich Sie, dem Antrag der Mehrheit zu 
folgen. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Art. 76, 77 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de Ja commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art. 78 
Antrag der Kommission 
Abs. 1, 3 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Abs.2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

85Stimmen 
29Stimmen 

Art. 78 
Proposition de Ja commission 
Al. 1, 3 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
Al. 2 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art. 79,80 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art. 81 
Antrag der Kommission 
Abs.1 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Minderheit 
(Meier Hans, Bischof, Carobbio, de Dardel, Dünki, Gross An­
dreas, Hollenstein, Hubacher, TschäppätAlexander) 

b. Streichen 

Abs.2 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art.81 
Proposition de la commission 
Al. 1 
Majorite 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
Minorite 
(Meier Hans, Bischof, Carobbio, de Dardel, Dünki, Gross An­
dreas, Hollenstein, Hubacher, TschäppätAlexander) 

b. Bitter 

A/.2 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Abs. 1-AI. 1 
Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon /a proposition de la majorite 

Abs. 2-A/. 2 
Angenommen -Adopte 

Art.82-87 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art. 88 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Minderheit 
(Meier Hans, Bischof, Carobbio, de Dardel, Dünki, Grass An­
dreas, Hollenstein, Hubacher, TschäppätAlexander) 
Streichen 

Art.SB 
Proposition de la commission 
Majorite 
Adherer a. la decision du Conseil des Etats 
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Minorite 
(Meier Hans, Bischof, Carobbio, de Dardel, Dünki, Gross An­
dreas, Hollenstein, Hubacher, Tschäppät Alexander) 
Bitter 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon la proposition de la majorite 

Art.89-92 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de la commission 
Adherer ä la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art. 93 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Abs.2 
.... von Grossen Verbänden bedürfen der .... 

Art. 93 
Proposition de la commission 
Al. 1 
Adherer ä Ja decision du Conseil des Etats 
Al. 2 
.... de Grandes Unites doivent etre .... 

Angenommen -Adopte 

Art.94-103 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de la commission 
Adherer ä la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art.104 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Antrag Rechsteiner 
Abs.2 
.... es seine Aufgaben erfordern. (Rest des Absatzes streichen) 
Abs. 3 

b. die Tätigkeit des Nachrichtendienstes im Aktivdienst; 

Art.104 
Proposition de la commission 
Adherer ä la decision du Conseil des Etats 

Proposition Rechsteiner 
Al.2 
.... ses täches l'exigent. (Bitter le reste de l'alinea) 
Al.3 

b ..... de renseignements en periode de service actif; 

Rechsteiner Paul (S, SG): Bei Artikel 104, beim Nachrichten­
dienst, dem militärischen Geheimdienst, möchte ich Ihnen be­
antragen, den zweiten Satz von Absatz 2 zu streichen, d. h., 
dass der militärische Geheimdienst nicht befugt ist, «Perso­
nendaten in Abweichung von den datenschutzrechtlichen Be­
stimmungen ins Ausland» weiterzugeben. 
Worum geht es bei dieser Bestimmung? Das Bundesgesetz 
über den Datenschutz regelt und schützt in Artikel 6 Absatz 1 
Personendaten in dem Sinne, als diese nicht ins Ausland be­
kanntgegeben werden dürfen, «wenn dadurch die Persönlich­
keit der betroffenen Personen schwerwiegend gefährdet 

würde, namentlich weil ein Datenschutz fehlt, der dem schwei­
zerischen gleichwertig ist». Es ist ein Prinzip des Datenschutz­
rechtes, dass eine Bekanntgabe von besonders schützens­
werten Personendaten ins Ausland nicht in der Weise erfolgen 
darf, dass die Persönlichkeit schwerwiegend verletzt würde. 
Mit dem zweiten Satz von Artikel 104 Absatz 2 soll diese Be­
stimmung im Einzelfall nun abgeschafft, ausgehöhlt werden. 
Ich meine, dazu besteht keine Notwendigkeit. Wir dürfen nicht 
in Kauf nehmen, dass der Persönlichkeitsschutz hier verletzt 
wird. Es gibt andere Möglichkeiten, diesen Persönlichkeits­
schutz zu gewährleisten, beispielsweise dann, wenn sich der 
Datenschutzbeauftragte dazu äussern kann. Ich meine, dass 
beim militärischen Geheimdienst diese Einschränkung erfol­
gen muss. 
Im weiteren bin ich der Auffassung, dass der militärische Ge­
heimdienst beim Assistenzdienst nichts zu suchen hat, dass 
also in dem Sinne Artikel 104 Absatz 3 Litera b enger gefasst 
werden soll. 
Da ich jetzt im Zusammenhang mit dem militärischen Geheim­
dienst mit dem Nachrichtendienst, gerade das Wort habe, 
möchte ich Herrn Bundesrat Villiger fragen, wie es sich mit der 
Umsetzung der Forderungen der PUK EMD in bezug auf den 
ausserordentlichen Nachrichtendienst verhält. Es haben ja 
diesbezüglich gewisse Probleme bestanden. Die PUK EMD 
hat gefordert, dass der ausserordentliche Nachrichtendienst 
in den ordentlichen Nachrichtendienst, in den ordentlichen 
militärischen Geheimdienst, integriert werden müsse. Es gab 
damit gewisse Probleme. Die Geschäftsprüfungsdelegation 
hat moniert, dass der ausserordentliche Nachrichtendienst in­
tegriert werden müsse. Ist dieser ausserordentliche Nachrich­
tendienst jetzt integriert? Wie verhält es sich damit? Gibt es tat­
sächlich keinen ausserordentlichen Nachrichtendienst mehr? 
Das noch eine Frage an Herrn Bundesrat Villiger. 

Villiger Kaspar, Bundesrat: Diese Anträge konnten in der 
Kommission nicht besprochen werden, deshalb haben die 
Berichterstatter darauf verzichtet, das Wort zu ergreifen. Es ist 
eine juristische Materie, und deshalb nehme ich direkt dazu 
Stellung. 
Zum ersten Teil des Antrages auf Streichung des zweiten Sat­
zes von Artikel 104 Absatz 2: Artikel 6 Absatz 1 des Bundesge­
setzes über den Datenschutz verbietet die Bekanntgabe von 
Personendaten ins Ausland, wenn der ausländische Staat kei­
nen gleichwertigen Datenschutz hat. Etliche unserer europäi­
schen Nachbarn, mit denen der Nachrichtendienst Kontakte 
pflegt, haben einen weniger stark ausgebauten Datenschutz 
als die Schweiz selber. Wenn der Nachrichtendienst also bei­
spielsweise etwas exklusiv über den Gesundheitszustand ei­
nes allgemein geächteten Diktators irgendwo auf der Welt er­
fahren würde, dann könnte er das einem Partnerdienst nicht 
weitergeben. Unser Datenschutzgesetz schützt die Daten aus­
ländischer Machthaber genau gleich wie die Daten der 
Schweizer Bürger. Bei der vorgesehenen Ausnahme, die Herr 
Rechsteiner streichen will, geht es ausschliesslich um Aus­
landdaten. Personendaten von Schweizern gehören nicht 
zum Aufklärungsgebiet des Nachrichtendienstes, wie das in 
Artikel 104 Absatz 1 unmissverständlich festgehalten wird. 
Ich bitte Sie deshalb, diesen ersten Teil des Antrages Rech­
steiner abzulehnen. 
Zum Antrag zu Artikel 104 Absatz 3 Buchstabe b: Nicht nur im 
Aktivdienst, sondern auch im Assistenzdienst kann der Ein­
satz nachrichtendienstlicher Elemente der Armee notwendig 
sein. Denken Sie etwa an den Einsatz der Armee zur subsidiä­
ren Unterstützung der Polizei im Rahmen einer internationalen 
Konferenz in Genf. Es wäre sträflich, wenn von vornherein auf 
die Aufklärungsmöglichkeiten der Armee etwa im grenznahen 
Raum verzichtet würde. Geschützte Rechtspositionen von 
Schweizer Bürgerinnen und Bürgern werden durch den Ein­
satz nachrichtendienstlicher Mittel im Assistenzdienst nicht 
beeinträchtigt. 
Ich bitte Sie deshalb, auch diesen zweiten Teil des Antrages 
Rechsteiner abzulehnen. 
Zur Frage des ausserordentlichen Nachrichtendienstes: Die 
Geschäftsprüfungsdelegation ist über diese Dinge informiert 
worden; den Anträgen der PUK EMD wurde entsprochen. So 

michael.tellenbach
Textfeld



Organisation de l'armee et administration militaire 1786 N 6 octobre 1994 

viel ich weiss, hat man einige der möglichen Quellen ganz 
normal in den normalen Nachrichtendienst eingegliedert. 
Einige - sogar sehr nützliche - sind weggefallen, weil es nicht 
mehr möglich war, wie bisher weiterzuarbeiten. Es gibt in die­
sem Bereich nichts mehr zu verbergen. 

Abs. 1-A/. 1 
Angenommen -Adopte 

Abs. 2, 3-AI. 2, 3 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Kommission 
Für den Antrag Rechsteiner 

Art.105 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 Einleitung, Bst. b-e, 2, 3 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Abs. 1 Bst. a 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Minderheit 

SO Stimmen 
28Stimmen 

(Meier Hans, Carobbio, de Dardel, Dünki, Hollenstein, Huba­
cher, Tschäppät Alexander) 
Streichen 

Antrag Rechsteiner 
Abs. 1 Bst. d 
Streichen 
Abs. 2bis (neu) 
Mit Ausnahme der Personensicherheitsüberprüfungen, der 
Erhebungen über den Schutz des militärischen Geheimnis­
ses, von Militärpersonen und Militäranlagen ist der Dienst für 
militärische Sicherheit nicht befugt, Daten über Personen im 
Inland zu bearbeiten. Unzulässig sind insbesondere Erhebun­
gen über die politische Gesinnung von Angehörigen der Ar­
mee und über armeefeindliche Umtriebe von Zivilpersonen. 
Abs.3 

c. für den Fall des Aktivdienstes .... ; 
d. für den Fall des Aktivdienstes .... ; 

Eventualantrag Rechsteiner 
Abs. 1 Bst. d 
d. er beschafft Nachrichten, wenn seine Angehörigen zu Aktiv­
dienst aufgeboten sind; 

Art.105 
Proposition de la commission 
Al. 1 introduction, /et. b-e, 2, 3 
Adherer ä la decision du Conseil des Etats 

Al. 1 let. a 
Majorite 
Adherer ä la decision du Conseil des Etats 
Minorite 
(Meier Hans, Carobbio, de Dardel, Dünki, Hollenstein, Huba­
cher, Tschäppät Alexander) 
Bitter 

Proposition Rechsteiner 
Al. 1 let. d 
Bitter 
Al. 2bis (nouveau) 
A l'exception des contröles de securite relatifs ä des person­
nes, des recherches concernant la protection du secret mili­
taire, de militaires et d'installations militaires, le service de se­
curite militaire n'est pas habilite a traiter des donnees concer­
nant des personnes a l'interieur du pays. Sont notamment 
inadmissibles les recherches sur les opinions politiques de mi­
litaires et les agissements hostiles ä l'armee commis par des 
civils. 

A/.3 

c. en cas de service actif, la protection .... ; 
Al. 3/et. d 
d. en cas de service actif, les exceptions .... ; 

Proposition subsidiaire Rechsteiner 
Al. 1 let. d 
d. il procede ä la recherche de renseignements lorsque ses 
membres sont mis sur pied pour un service actif; 

Meier Hans (G, ZH), Sprecher der Minderheit: Ich bin Mitglied 
der Geschäftsprüfungsdelegation. Die Aufgabe der Delega­
tion besteht darin, die Tätigkeit des Staates im Bereich der 
inneren und äusseren Sicherheit zu überprüfen. Die Delega­
tion begrüsst die klare und detaillierte Umschreibung der Auf­
gaben des Dienstes für militärische Sicherheit in Artikel 105. 
Die klare Eingrenzung der Aufgaben in Absatz 1 Buchsta­
ben b bis e stellt ein rechtstaatlich einwandfreies Funktionie­
ren dieses wichtigen Dienstes sicher. Dadurch sollen neue 
Fehlentwicklungen der unkontrollierten Datenerfassung ver­
mieden werden. 
Die Bestimmungen in Artikel 105 Absatz 1 Buchstaben b bis e 
enthalten sämtliche Elemente, die für die Auftragserfüllung 
durch den Dienst für militärische Sicherheit erforderlich sind. 
Auf Seite 95 der Botschaft hat der Bundesrat festgehalten, 
dass für die ordentliche Lage «die präventive Sicherung der 
Armee vor Spionage, Sabotage und die Abwehr rechtswidri­
ger Handlungen gegen die militärische Landesverteidigung 
alleinige Aufgabe der Polizei des Bundes, der Kantone und 
der Gemeinden im Rahmen ihrer Aufgaben im Staatsschutz­
bereich» sei. 
Absatz 1 Buchstabe a, der dem Dienst für militärische Sicher­
heit den Auftrag erteilt, die militärische Sicherheitslage zu be­
urteilen, ist höchst gefährlich. Die Gefahr besteht, dass der 
Dienst auch in Friedenszeiten eine allgemeine Lagebeurtei­
lung zu erstellen beginnt und sich dafür eigene Nachrichten 
beschafft. Aktive Nachrichtenbeschaffung in Friedenszeiten 
ist dem Dienst für militärische Sicherheit aber ausdrücklich 
verboten. Aufgabe und Kompetenzen stimmen nicht überein. 
Der Dienst für militärische Sicherheit gerät in Gefahr, in altes 
Fahrwasser zu gelangen und sich für die Erfüllung seiner Auf­
gabe widerrechtlich Nachrichten zu beschaffen. Die Delega­
tion hat in den Beratungen der Sicherheitspolitischen Kom­
mission des Ständerates auf diesen Widerspruch hingewie­
sen und den Antrag gestellt, Artikel 105 Absatz 1 Buchstabe a 
ersatzlos zu streichen. Dem wurde nicht entsprochen. 
Ich mache mir keine Illusionen über den Erfolg des Antrages 
der Minderheit, halte ihn aber ausdrücklich aufrecht, damit die 
Befürchtungen der Geschäftsprüfungsdelegation Eingang in 
die Materialien finden. 

Rechsteiner Paul (S, SG): Es geht bei Artikel 105 um etwas 
von noch grösserer Tragweite als bei Artikel 104, beim Nach­
richtendienst. 
Artikel 105 Absatz 1 Buchstabe d hat eine noch grössere Trag­
weite als das, was die Minderheit Meier Hans bei Buchstabe a 
beantragt. Es geht nämlich darum, dass die Abteilung Abwehr 
(heute Dienst für militärische Sicherheit) bereits wieder - und 
zwar auch beim Assistenzdienst - präventiv überwachen darf, 
präventiv Informationen beschaffen darf, auch über Personen 
im Inland. 
Die PUK EMD hatte klar festgehalten, dass die Abteilung Ab­
wehr keine Informationen mehr über Personen im Inland sam­
meln dürfe, insbesondere keine Informationen mehr über die 
politische Gesinnung von Armeeangehörigen und auch keine 
mehr über die armeekritische Einstellung von Zivilpersonen. 
Wenn Artikel 105 Absatz 1 Buchstabe d in der vorliegenden 
Fassung beschlossen wird, wird diese elementare Erkenntnis 
bereits im Assistenzdienst wieder ausgehöhlt, und das in Frie­
denszeiten. 
Assistenzdienst soll ja beispielsweise im Zusammenhang mit 
dem Armee-Einsatz beim Waidspital in Zürich geleistet wer­
den. Nach dieser Bestimmung soll es also in solchen Fällen 
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bereits wieder möglich werden, z. B. Informationen über die 
politische Einstellung von Soldaten, aber auch von Zivilperso­
nen zu beschaffen. Diese präventive Tätigkeit darf nicht sein. 
Die PUK EMD hat klar gefordert, es solle Aufgabe der Bundes­
polizei sein, diese präventive Überwachung vorzunehmen; 
das ist zwar fragwürdig, aber mindestens wurde diese Tren­
nung gefordert, und sie ist grundsätzlich auch seitens des 
Bundesrates anerkannt worden. 
Ich möchte mit meinem Antrag verhindern, dass diese Infor­
mationsbeschaffung in Zukunft noch möglich sein kann, in­
dem ich Ihnen als Hauptantrag beantrage, diesen Teil der Be­
stimmung zu streichen. Als Eventualantrag möchte ich diese 
Bestimmung auf den Aktivdienst beschränken, sie beim Assi­
stenzdienst aber als nicht zulässig erklären. 
Mit Absatz 2bis schlage ich Ihnen eine neue Formulierung vor, 
welche mindestens die politische Gesinnung für die Abteilung 
Abwehr für tabu erklärt. Ich habe die Formulierung wortwört­
lich vom seinerzeitigen Postulat 5 der PUK EMD übernom­
men, das ja überwiesen worden ist Diese minimale Sicher­
heitskautel übernimmt wörtlich die Formulierung der PUK 
EMD; das muss als minimale Sicherung eingebaut werden, 
wenn wir nicht wieder Zustände erhalten wollen, wie sie vor der 
Einberufung der PUK im EMD bestanden haben. 

Fritschi Oscar (R, ZH): Ich halte mich kurz, aber ich möchte 
mich trotzdem äussern, damit der Kommissionssprecher 
nachher nicht sagen muss, er hätte es gern gesehen, wenn 
sich noch ein Fraktionssprecher gemeldet hätte. 
Der Dienst für militärische Sicherheit «beurteilt die militärische 
Sicherheitslage». Das ist die vom Minderheitsantrag Meier 
Hans angefochtene Formulierung. 
Unseres Erachtens wird von den Gegnern fast irrational viel 
Böses in diese Bestimmung hineinprojiziert. Naheliegend ist 
doch nicht der Gedanke an unkontrollierte Datenerfassung. 
Naheliegend ist vielmehr der Gedanke, dass eine Beurteilung 
der Lage der selbstverständliche Ausgangspunkt jeden Han­
delns darstellen sollte. Es soll ja sogar bei Politikern und Parla­
mentariern erwünscht sein, dass sie eine Lagebeurteilung vor­
nehmen, bevor sie ans Rednerpult treten. 
Wir bitten Sie deshalb, nicht unnötig Dämonen hinter dieser 
Bestimmung zu sehen, sondern diese Aufzählung der Aufga­
ben als völlig natürlichen Handlungsablauf zu betrachten. 
Das gleiche, dass nämlich unnötig Dämonen in eine Bestim­
mung hineinprojiziert werden, gilt auch für den Antrag Rech­
steiner für einen neuen Absatz 2bis in Artikel 105. «Erhebun­
gen .... über armeefeindliche Umtriebe von Zivilpersonen» ge­
hören nun wirklich zur Aufgabe des Dienstes für militärische 
Sicherheit. Das wollen wir nicht wegdiskutieren. 
Die FDP-Fraktion bittet Sie, der Mehrheit bzw. der Kommission 
zuzustimmen. 

Präsidentin: Die SVP-Fraktion lässt mitteilen, dass sie dem 
Antrag der Mehrheit zustimmt. 

Keller Anton (C, AG), Berichterstatter: Der Antrag der Minder­
heit Meier Hans will dem Dienst für militärische Sicherheit die 
Möglichkeit absprechen, die militärische Sicherheitslage zu 
beurteilen. Das erachten wir als eine nicht angemessene For­
derung, denn der militärische Sicherheitsdienst soll doch die 
Lage laufend beurteilen können. Etwas anderes ist es mit der 
Nachrichtenbeschaffung. Da ist in Buchstabe d klar geregelt, 
dass in Friedenszeiten durch diesen Dienst keine Nachrich­
tenbeschaffung erfolgen kann. Zweifellos wird er Nachrichten 
erhalten, beispielsweise von der Bundespolizei. Er wird solche 
Nachrichten beurteilen können, aber entscheidend ist, dass er 
sie nur in Assistenzdienst- und Aktivdienstzeiten beschaffen 
kann. Dort ist es unbestritten. 
Herr Meier, die neueingeführte Delegation der Geschäftsprü­
fungskommission, die Geschäftsprüfungsdelegation, sollte in 
der Lage sein, die Tätigkeit der beiden Dienste, des Nachrich­
tendienstes wie des Dienstes für militärische Sicherheit, mit je­
ner Gründlichkeit und Sicherheit zu beurteilen, dass eine 
Rückkehr in altes Fahrwasser nicht passieren kann. Sonst 
würde mit dieser Delegation selbst etwas nicht stimmen; oder 
wir hätten das Instrument nicht so geschmiedet, dass es uns 

wirklich die Sicherheit geben kann, dass sich Vorkommnisse 
wie jene, die zur Einberufung der PUK EMD führten, nicht 
mehr wiederholen. 
Wir bitten Sie, den Minderheitsantrag Meier Hans abzulehnen; 
in der Kommission war das mit 16 zu 7 Stimmen der Fall. 
Zu den Anträgen von Herrn Rechsteiner wird sich Herr Bun­
desrat Villiger direkt äussern. 

Savary Pierre (R, VD), rapporteur: La minorite a, a cet article, 
des craintes infondees concernant la protection des person­
nes. Le service de securite militaire, pour faire son travail, doit 
bien proceder a des appreciations de la situation et faire des 
analyses. 
II est bien precise a la lettre d de l'alinea 1 er que la recherche 
de renseignements sur des personnes ne peut se faire que 
lors du services actif ou du service d'appui. En temps de paix, 
la securite preventive de l'armee a l'egard de l'espionnage, du 
sabotage et de la lutte contre les activites illicites portant at­
teinte a la defense militaire du pays est uniquement du ressort 
des polices de la Confederation, des cantons et des commu­
nes. Ce n'est que lors du service actif ou du service d'appui 
que le service de securite militaire prend le relais et meme ses 
propres investigations et procede, a ce moment,la, a la recher­
che de renseignements sur des personnes. II n'y aura donc 
pas de fiches en temps de paix. Le service de securite militaire 
que l'on met en place doit tout de meme bien faire son travail. 
Je vous invite donc a repousser la proposition de minorite. 

Villiger Kaspar, Bundesrat: Ich habe durchaus Verständnis für 
die Sorgen und Bedenken der Antragsteller. Ich gestatte mir 
deshalb, auch zuhanden der Materialien etwas ins Detail zu 
gehen. 
Ich glaube, dass die Bedenken unberechtigt sind. So wie das 
Gesetz formuliert ist, können Sie durchaus guten Gewissens 
der Mehrheit bzw. der Kommission zustimmen, ohne dass Sie 
damit Gefahr laufen, ins Fichenzeitalter zurückzufallen. Um 
gewisse Versuchungen von vornherein zu vermeiden, sind wir 
sogar so weit gegangen, dass wir den militärischen Sicher­
heitsdienst aus der Untergruppe Nachrichten ausgegliedert 
und anderswo unterstellt haben, obschon das auch intern re­
lativ umstritten war. 
Zum Minderheitsantrag Meier Hans: Der Ausgangspunkt je­
der militärischen, aber auch jeder zivilen Tätigkeit ist ja immer 
eine Lagebeurteilung; das ist der Einstieg in jede Problemlö­
sung, das gilt auch für den militärischen Sicherheitsdienst. 
Wenn er die Lage nicht beurteilt, kann er seine Aufgabe 
schlicht nicht erfüllen. Er muss sich also vom allgemeinen Um­
feld ein Bild machen können. Auf der anderen Seite verbietet 
Artikel 105 in ordentlichen Lagen die Nachrichtenbeschaffung 
ganz klar, indem er gemäss Absatz 1 Buchstaben d und e die 
Beschaffung von Nachrichten nur gestattet, «wenn seine An­
gehörigen zu Assistenz- oder zu Aktivdienst aufgeboten sind» 
Ich komme auf die Frage des Assistenzdienstes noch zurück. 
Das heisst im Umkehrschluss, dass es ganz klar nicht gestat­
tet ist, in normalen Zeiten Nachrichten zu beschaffen: In Frie­
denszeiten ist ganz klar die zivile Polizei für Nachrichtenbe­
schaffung, Spionage- und Sabotageabwehr zuständig. Erst 
im Assistenz- oder Aktivdienst kommt ein Einsatz des Dienstes 
für militärische Sicherheit in Frage. 
Deshalb sind die Befürchtungen der Minderheit, die Lagebe­
urteilung könnte Ausgangspunkt für Tätigkeiten im Bereich 
der Nachrichtenbeschaffung sein, unbegründet 
Ich bitte Sie deshalb, den Minderheitsantrag Meier Hans abzu­
lehnen. Abgesehen davon kann ja die Geschäftsprüfungsde­
legation das jeweilen überprüfen. 
Zum Antrag Rechsteiner auf Streichung von Absatz 1 Buchsta­
be d und nachher noch kurz zum Eventualantrag Rechsteiner: 
Artikel 105 Absatz 1 Buchstabe d entspricht der Motion der 
PUK EMD, mit der verlangt wurde, dass in ordentlichen Lagen 
die militärische Nachrichtenbeschaffung über armeefeindli­
che Umtriebe von Zivilpersonen einzustellen sei. Das ist also 
glasklar, das tun wir nicht Artikel 105 Absatz 1 Buchstabe d ist 
damals auch mit der Geschäftsprüfungsdelegation bespro­
chen worden, die für die Kontrolle von Staatsschutz, Nachrich­
tendienst und Dienst für militärische Sicherheit zuständig ist. 
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Dieser Artikel sagt klar, was der Dienst für militärische Sicher­
heit wann tun darf. Er verankert also die heutige Praxis im Ge­
setz, wonach die aktive Nachrichtenbeschaffung in Friedens­
zeiten ausschliesslich der zivilen Polizei von Bund, Kantonen 
und Gemeinden vorbehalten ist Wenn Sie nun den Buchsta­
ben d von Artikel 105 Absatz 1 streichen, dann entfällt diese 
wichtige Beschränkung auch. Das wollen Sie wahrscheinlich 
nicht, das will auch der Bundesrat nicht Dann könnte, Herr 
Meier Hans, Buchstabe a missbraucht werden, weil nicht 
mehr gesagt wird, wann der Dienst für militärische Sicherheit 
überhaupt Nachrichten beschaffen darf. 
Aber auch der Eventualantrag Rechsteiner, also die Beschrän­
kung der Nachrichtenbeschaffung auf den Aktivdienst, schafft 
mehr Probleme, als er löst Wenn der Dienst für militärische Si­
cherheit zu einem Assistenzeinsatz - der immer unter ziviler 
Einsatzverantwortung steht - aufgeboten würde, müsste ja 
der Bundesrat, der für das Aufgebot zuständig ist, den Auftrag 
ganz genau festlegen. Der Dienst kann sich also nicht selber in 
Marsch setzen. Dadurch wird Missbräuchen vorgebeugt, und 
die politische Kontrolle ist gewährleistet 
Ich bitte Sie, auch den Eventualantrag abzulehnen. 
Zu Artikel 105 Absatz 2bis (neu): Artikel 105 umschreibt die 
Aufgaben des Dienstes für militärische Sicherheit umfassend. 
Die Bearbeitung von Personendaten ist ausdrücklich auf die­
sen Aufgabenbereich beschränkt Das Bundesgesetz über 
den Datenschutz findet auch im Bereich der militärischen Si­
cherheit Anwendung. Die nötigen Ausnahmen sind in Arti­
kel 105 Absatz 2 abschliessend aufgezählt Diese Bestim­
mung wurde in Zusammenarbeit und im Einvernehmen mit 
dem Datenschutzbeauftragten erarbeitet. Es wäre nun falsch, 
in einem neuen Absatz 2bis noch mehr ins Detail zu gehen, 
ohne die Einzelheiten wirklich zu regeln. Das muss andernorts 
geschehen. 
Der ganze Bereich der Personensicherheitsüberprüfungen, 
auch der militärischen, wird zum Beispiel im neuen Bundesge­
setz über Massnahmen zur Wahrung der inneren Sicherheit 
ausführlich geregelt Das Militärgesetz wäre dafür nicht der 
richtige Ort Dass Erhebungen über die politische Gesinnung 
und über armeefeindliche Umtriebe in Friedenszeiten unzu­
lässig sind, ergibt sich klar aus Artikel 105 Absatz 1 Buchsta­
be d, zu dem ich mich vorher geäussert habe. Das kann höch­
stens die Bundespolizei tun. Es findet also von seiten des 
Dienstes für militärische Sicherheit keine aktive Nachrichten­
beschaffung statt, weder über armeefeindliche Umtriebe von 
Zivilpersonen noch über die politische Gesinnung, nicht ein­
mal im Interesse einer einfachen Lagebeurteilung, sondern 
überhaupt nicht Artikel 105 ist diesbezüglich glasklar. 
Zum Antrag Rechsteiner auf Streichung des Assistenzdien­
stes in den Buchstaben c und d von Absatz 3. Ich möchte 
nochmals darauf hinweisen, dass nicht etwa die Armee oder 
gar der Dienst für militärische Sicherheit in aller Stille zu Perso­
nendatenbearbeitung ohne Wissen der Betroffenen überge­
hen kann, wie es vielleicht in der Vor-PUK-Ära hätte sein kön­
nen. Der konkrete Entscheid in diesem wichtigen Bereich 
bleibt bewusst dem Bundesrat vorbehalten. Es braucht also 
einen formellen Bundesratsentscheid, wenn in einer ausseror­
dentlichen Lage zur geheimen Personendatenbearbeitung 
übergegangen werden müsste. Damit kann ich Ihnen mit gu­
tem Gewissen versichern: Zustände, wie wir sie in der Vergan­
genheit erlebt haben, werden nicht mehr vorkommen. 
Ich bitte Sie, den Antrag der Minderheit Meier Hans und den 
Antrag Rechsteiner sowie den Eventualantrag Rechsteiner ab­
zulehnen. 

Rechsteiner Paul (S, SG): Herr Bundesrat Villiger, Sie haben 
vorhin aufgrund der Erkenntnisse der PUK EMD anerkannt, 
dass in Friedenszeiten keine Informationen mehr über Perso­
nen im Inland beschafft würden. Das stimmt insoweit nicht, als 
der Assistenzdienst in Artikel 105 Absatz 1 Litera d integriert 
ist Wenn ich meinen Hauptantrag auf Streichung dieser Lite­
ra d zurückziehe, müssten Sie umgekehrt zugeben, dass bei 
Assistenzdienst, der ja in Friedenszeiten geleistet wird, keine 
präventive Datenbeschaffung über Personen im Inland statt­
finden darf. Ich ziehe in diesem Sinne meinen Hauptantrag zu­
rück, halte aber den Eventualantrag aufrecht, nämlich keine 

Informationsbeschaffung in Friedenszeiten, also im Assistenz­
dienst 
Auch den Antrag für Absatz 2bis (neu) muss ich aufrechterhal­
ten. Er enthält, als Sicherheit, wörtlich das Postulat, das die 
PUK EMD formuliert und dieser Rat überwiesen hat 

Abs. 1 Einleitung, Bst. b, c, e; 2; 3 Bst. a, b, e 
Al. 1 introduction, /et. b, c, e; 2; 3 let. a, b, e 
Angenommen -Adopte 

Abs. 1 Bst. a -Al. 1 let. a 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Abs. 1 Bst. d; 3 Bst. C, d-A/. 1 let. d; 3 let. C, d 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Kommission 
Für den Antrag Rechtstein er 

Abs. 2bis -Al. 2bis 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag Rechsteiner 
Dagegen 

Art.10~118 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art. 119 
Antrag der Kommission 
Abs. 1, 2, 4 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Abs.3 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Minderheit 
(Hollenstein) 

85Stimmen 
32Stimmen 

89Stimmen 
30Stimmen 

29Stimmen 
86Stimmen 

. ... werden. Waffen dürfen nicht in Eigentum von Diensttuen­
den übergehen. 

Art. 119 
Proposition de Ja commission 
Al. 1, 2, 4 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

A/.3 
Majorite 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
Minorite 
(Hollenstein) 
.. .. militaire. Les armes ne peuvent devenir propriete du mili­
taire. 

Abs. 1, 2, 4-AI. 1, 2, 4 
Angenommen -Adopte 

Abs. 3-Al.3 

Hollenstein Pia (G, SG), Sprecherin der Minderheit: Für mich 
gibt es keinen einzigen plausiblen Grund, dass sogar noch die 
nicht mehr militärpflichtigen Männer zu Hause eine vom Staat 
geschenkte Waffe aufbewahren. Mit meinem Antrag will ich, 
dass in Zukunft in weniger Haushalten eine Waffe griffbereit ist 
Deshalb die Ergänzung zu Artikel 119 Absatz 3: «Waffen dür­
fen nicht in Eigentum von Diensttuenden übergehen.» 
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Mit einer Gefährdung der militärischen Aufgabe hat mein An­
trag nichts zu tun, weil er nur die nicht mehr Dienstpflichtigen 
betrifft. 
Es ist erwiesen, dass zwischen der Anzahl vorhandener 
Schusswaffen und der Anzahl von Gewalttaten mit solchen 
Waffen ein Zusammenhang besteht. Auch wenn in der Vergan­
genheit nur relativ wenige Unfälle mit Militärwaffen passierten, 
gilt es, diese wenigen möglichst zu verhindern, anstatt mit der 
Erhöhung der Waffendichte in Privathaushalten Gewalttaten 
Vorschub zu leisten. Leider unterscheidet die polizeiliche Kri­
minalstatistik des Bundesamtes für Polizeiwesen die Art der 
bei Gewalttaten verwendeten Schusswaffen nicht. 
Von der Möglichkeit, die Schusswaffe nach der Entlassung 
aus dem Militärdienst zu behalten, macht ein Grossteil, die 
Mehrheit der Austretenden Gebrauch. In den letzten 16 Jah­
ren wurden 93 805 Karabiner, 20 195 Pistolen und 16 002 
Sturmgewehre abgegeben - die Sturmgewehre fast aus­
schliesslich im Jahre 1993; das Überlassen der Sturmgeweh­
re 57 wurde ja erst 1991 möglich. 
Es besteht nicht nur die potentielle Gefahr, dass von der Waffe 
Gebrauch gemacht wird. Als Unsinn bezeichne ich die Waffen­
verteilung auch, weil dadurch dem Waffenhandel und Waffen­
export Vorschub geleistet wird, zum Teil illegal - ein ohnehin 
unrühmliches Kapitel in der Schweizer Geschichte. 
Schliesslich entzieht sich das EMD durch die grosszügige Ver­
teilung von Schusswaffen der Entsorgungsverantwortung. 
Ich bin mir bewusst, dass dieser Minderheitsantrag bei den 
Schützenvereinen keinen Enthusiasmus auslösen wird. Wir 
müssen aber auch zugeben, dass sich der Bund in keinem 
Gesetzesartikel für die Schusswaffen der Schützenvereine zu­
ständig erklärt. 
Ich beantrage Ihnen, dem Minderheitsantrag zuzustimmen, 
weil das EMD für die Schusswaffen der Schützenvereine nicht 
zuständig ist, weil es aus wehrpolitischer Beurteilung keinen 
einzigen Grund gibt, militärische Schusswaffen zivilen Perso­
nen zu überlassen, weil durch die hohe Schusswaffendichte in 
den Schweizer Haushalten ein Restrisiko für Gewalttaten be­
steht- das gibt Herr Bundesrat Villiger auch zu - und weil sich 
das EMD mit der Überführung der militärischen Schusswaffen 
in zivile Hände der Entsorgungsverantwortung entzieht. 

Bürgi Jakob (C, SZ): Ich begreife Frau Hollenstein. Sie kann 
nicht erfassen, was es für einen abtretenden Soldaten bedeu­
tet, wenn er bei der Entlassungsinspektion vom Kreiskom­
mandanten das Gewehr übernehmen darf. Das unterstützt 
den Milizcharakter der Schweizer Armee. Der Soldat kann das 
Gewehr zu Hause aufbewahren. Dieses Gewehr war das 
Werkzeug des Soldaten, das ihn in den vergangenen dreissig 
Jahren bei der Ausbildung, im Schiessstand und auf langen 
Märschen begleitet hat. Alle Soldaten nehmen dieses Ge­
schenk als Entgeltfür die militärische Leistung mit Freuden an. 
Jeder Ausländer, aber auch jeder Kriminelle kann sich in der 
Schweiz problemlos Waffen besorgen. Ich sehe daher nicht 
ein, warum der abtretende Schweizer Soldat keine Waffe mehr 
besitzen darf, nachdem er dreissig Jahre lang - in Zukunft 
zwanzig Jahre lang - bewiesen hat, dass er zu dieser Waffe 
Sorge tragen kann. 
Ich bitte Sie im Namen der CVP-Fraktion, den Minderheitsan­
trag Hollenstein abzulehnen. 

Misteli Marguerite (G, SO): Die Mehrheit der grünen Fraktion 
unterstützt den Minderheitsantrag Hollenstein zu Artikel 119 
Absatz 3: «Waffen dürfen nicht in Eigentum von Diensttuenden 
übergehen.» 
Was will diese Ergänzung der Minderheit Hollenstein konkret? 
Sie will, dass der Staat Wehrmännern - vielleicht auch weni­
gen Wehrfrauen - die Waffe nach Ablauf der Militärpflicht nicht 
als Geschenk übergibt: kein Waffengeschenk bezahlt aus 
Steuergeldern. Wir finden ein solches Geschenk, in Anbe­
tracht der Ausführungen von Frau Hollenstein, inakzeptabel, 
und ich möchte diesen Ausführungen noch zwei weitere 
Aspekte anfügen: 
1. Es wird gesagt, dass das Eigentum an Waffen ein Grund­
recht ehemaliger Wehrmänner und Wehrfrauen sei. Meine 
Herren, das ist ein starkes Wort! Dienstpflichtige werden aus-

es-N 

gemustert, und weil die Zeughäuser Mühe haben, die abgege­
benen Waffen zu entsorgen, wird auf deren Druck, möglichst 
viele Waffen loszuwerden, ein Grundrecht konstruiert. Der 
zweite Satz von Artikel 18 Absatz 3 der Bundesverfassung lau­
tet: «Die Waffe bleibt unter den durch die Bundesgesetzge­
bung aufzustellenden Bedingungen in den Händen des Wehr­
mannes.» Wenn ein Militärdienstpflichtiger ausgemustert ist, 
ist er kein Wehrmann mehr. Wir stellen diesem vermeintlichen 
Grundrecht das Grundrecht nach Schutz der Betroffenen -die 
Familienangehörigen, vorwiegend Frauen und Kinder, und 
andere Zivilpersonen -vor Gewaltverbrechen gegenüber. 
Wir haben in der Schweiz keine Kriminalstatistik, welche über 
den Einsatz der Militärwaffen in Familiendramen und anderen 
Gewaltverbrechen Auskunft gibt. Statistiken aus den USA zei­
gen aber eine klare Korrelation zwischen der zivilen Waffen­
dichte und Familiendramen und Gewaltverbrechen. Die Über­
gabe der Militärschusswaffe an die aus dem Wehrdienst Ent­
lassenen vergrössert die Waffendichte. Über die Folgen davon 
können Sie tagtäglich in den Zeitungen lesen. Die Propagie­
rung eines Grundrechtes des Schweizers auf Besitz der frühe­
ren Dienstwaffe finden wir im heutigen Umfeld der nationalen 
Konflikte, wie sie im ehemaligen Jugoslawien, in Liberia, in 
Rwanda stattfinden, makaber. Die Leidtragenden dieser krie­
gerischen Auseinandersetzungen sind die Zivilbevölkerung 
und vor allem wieder Frauen und Kinder. 
2. Dieses patriotische Recht des Schweizer Mannes - und um 
den Mann geht es hier-, seine frühere Dienstwaffe als Eigen­
tum zu bekommen, trägt seinen Teil zur Akzeptanz der Waffen­
produktion in der Schweiz bei, und das betrifft nicht nur Waffen 
für den Eigenbedarf, sondern auch für den Waffenexport. Waf­
fen werden bei uns immer noch wie irgendwelche andere 
selbstverständliche Güter behandelt. 
Diese Haltung hat dazu geführt, dass heute weite Regionen die­
ser Welt vor Waffen strotzen. Das Schwedische, internationale 
Friedensforschungsinstitut (Sipri) weist zwar einen Rückgang 
des internationalen Waffenexportes aus. Aber diese Statistik 
umfasst ausschliesslich die grossen Waffensysteme. Der Han­
del mit Schusswaffen hingegen, welcher nicht registriert ist, hat 
zugenommen, und es ist allgemein bekannt, dass die Dunkel­
ziffer des illegalen Schusswaffenhandels sehr gross ist. Einige 
grosse Waffenhändler wickeln ihre illegalen Geschäfte von der 
Schweiz aus ab. Dementsprechend vergrössert sich das Mor­
den auf dieser Welt; das ist die bittere Konsequenz dieses Pa­
triotismus: diese Demonstration falschverstandener Männlich­
keit, die immer auch Menschlichkeit sein sollte. Deshalb stimmt 
die grosse Mehrheit der grünen Fraktion dem Minderheitsan­
trag Hollenstein zu und fordert Sie auf, das gleiche zu tun. 

Bonny Jean-Pierre (R, BE): Frau Kollegin Misteli, ich schätze 
Sie, aber ich glaube - entschuldigen Sie jetzt dieses Wort­
spiel - Sie haben soeben etwas über das Ziel «hinausge­
schossen». 
In der Tat, die freisinnige Fraktion empfiehlt Ihnen, den Antrag 
der Minderheit Hollenstein abzulehnen. Es geht hier nicht um 
eine weltbewegende Frage, und ich glaube, es ist völlig über­
rissen, wenn wir jetzt das Problem der Waffengewalt in der 
Welt draussen - das ist ein echtes Problem - an der einfachen 
Tatsache aufhängen, dass der schweizerische Milizwehrmann 
auch in Zukunft das Recht haben soll, bei Beendigung des Mi­
litärdienstes seine Waffe zu behalten. Ich glaube, in der Politik 
geht es ab und zu nicht nur um Paragraphen, sondern es geht 
auch um Symbole. Und es ist eben ein Symbol unserer Milizar­
mee, dass der Wehrmann nach Abschluss des Militärdienstes 
seine Waffe, die ihn während vielen Diensttagen begleitet hat­
während Diensttagen, die er vielleicht nicht immer mit Freude 
geleistet hat, aber diese Zeit ist irgendwie ein Stück von ihm 
geworden -, behalten kann. Hier sollten wir kein falsches Si­
gnal geben, sondern eine gute Tradition bewahren und damit 
auch ein Symbol unserer Milizarmee. 
Im übrigen muss ich sagen: Die Missbräuche, die vorkommen 
können, kann ich nicht bestreiten, aber sie sind doch sehr sel­
ten. Frau Misteli und andere Befürworter des Minderheitsan­
trages müssen sicher auch zugeben, dass einer, der zur Waffe 
greifen will, sie bekommen wird, auch wenn er die Waffe nicht 
zu Hause in seinem Schrank findet. 
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Ich bitte Sie also, den Minderheitsantrag Hollenstein abzu­
lehnen. 

Jenni Peter (A, BE): «Waffen dürfen nicht .... », steht im Minder­
heitsantrag. Einmal mehr soll etwas verboten werden, obwohl 
überhaupt kein Anlass dazu besteht Die Begründungen von 
Frau Hollenstein und Frau Misteli sind nun wirklich an den 
Haaren herbeigezogen. Sie wollen wieder einmal mündigen 
Schweizern etwas vorenthalten, was über viele Jahre zu kei­
nen Beanstandungen Anlass gegeben hat Sie diskriminieren 
Bürger, für die ein verfassungsmässiges Recht besteht, eine 
Waffe zu besitzen. Nicht jedem Schweizer ist es finanziell mög­
lich, die Dienstwaffe zu erwerben. Jedem Kriminellen wird es 
aber weiterhin möglich sein, eine Waffe zu beschaffen. Siebe­
strafen jene, die sich an Gesetz und Ordnung halten und für 
die das Schiessen ein Hobby oder sogar ein Sport ist. 
Die Freiheits-Partei ist der Meinung, dass die Dienstwaffe am 
Ende der Dienstzeit abgegeben werden kann, ja sie ist sogar 
der Meinung, dass die Dienstwaffe am Ende der Dienstzeit ab­
gegeben werden soll. 
Bitte unterstützen Sie den Antrag der Mehrheit 

Präsidentin: Die liberale Fraktion lässt mitteilen, dass sie den 
Antrag der Mehrheit unterstützt. 

Keller Anton (C, AG), Berichterstatter: Etwas habe ich bei Ih­
rem temperamentvollen Auftritt nicht verstanden, Frau Misteli: 
Warum soll diese Massnahme den Waffenhandel anheizen? 
Wenn Sie dem Wehrmann die Waffe nach Hause geben, dann 
kauft er ja keine! 
Zu Frau Hollenstein möchte ich sagen: Nicht nur die Schüt­
zenvereine, sondern wahrscheinlich auch alle Wehrmänner 
werden den Minderheitsantrag nicht mit Enthusiasmus zur 
Kenntnis nehmen; das möchte ich Ihnen, mit Blick auf die 
nächsten Wahlen, zu bedenken geben. Sehr populär ist dieser 
Minderheitsantrag nicht! 
Zur Sache selbst: Dass der Wehrmann seine Waffe behalten 
kann, ist ein traditionelles Recht, das sich aus Artikel 18 Ab­
satz 3 der Bundesverfassung ableitet. Frau Misteli hat ihn aller­
dings mit anderer Absicht zitiert Zu behaupten, dass nun aus­
gerechnet die entlassenen Wehrmänner besonders gefährlich 
würden und dass sie deswegen entwaffnet werden müssten -
Frau Hollenstein, Sie haben diese Formulierung gebraucht: 
«müssen entwaffnet werden» -, ist doch, wie Herr Bonny ge­
sagt hat, über das Ziel hinausgeschossen. Aufgrund dieser 
Bestimmung einen Zusammenhang zum ausländischen Waf­
fenhandel herzustellen ist auch masslos überrissen. 
Ich bitte Sie, den Minderheitsantrag Hollenstein abzulehnen. 

Savary Pierre (R, VD), rapporteur: Je dirai a Mm• Hollenstein 
que le soldat suisse, qui dort pendant des annees avec son fu­
sil et qui le promene par tous les temps, y est forcement atta­
che, et il est evident que le moment de la separation est tou­
jours douloureux. 
Ceci dit, le soldat ne devient pas automatiquement proprie­
taire de son arme. II faut remplir certaines conditions, avoir ef­
fectue un certain nombre de tirs, par exemple, et poursuivre 
les tirs militaires et les tirs en campagne. Les noms de ceux qui 
gardent leur arme sont enregistres, et il y a la une analogie 
avec ceux qui demandent un permis d'achat pour une arme. 
La seule difference, c'est la gratuite. C'est vrai que l'on pourrait 
demander un petit pecule a ceux qui, a l'avenir, voudront gar­
der leurfusil. 
En conclusion, je vous demande de repousser la proposition 
de minorite. 

Villlger Kaspar, Bundesrat: Es geht in der Tat um ein Problem, 
das nicht nur rein rational fassbar ist, denn für viele schweizeri­
sche Dienstleistende ist die Waffe das Symbol für etwas, was 
sie während Jahren mitgetragen, womit sie sich identifiziert 
haben. Sie möchten das mit nach Hause nehmen. Ich teile die 
Meinung von Herrn Keller Anton, dass Sie in diesem Land 
wahrscheinlich einen mittleren Aufruhr hätten, wenn Sie das 
abschaffen würden. 

Ich bin mir aber bewusst, dass sich die Frage der Risiken, die 
man eingeht, stellt. Wir sind der Meinung, dass der zweite Satz 
von Artikel 18 Absatz 3 der Bundesverfassung auch dann an­
wendbar ist, wenn der entlassene Wehrmann kein Wehrmann 
mehr ist, und dass der Bund nur das Recht hat, dafür die ge­
setzlichen Bedingungen zu regeln. In diesem Sinne haben wir 
eine gewisse Regelung getroffen. 
Wir geben z. B. die modernen Sturmgewehre nicht als Maschi­
nenwaffen an Private ab, sondern wir ändern diese Gewehr ab. 
Auch das stösst auf Widerstand. Aber das wollen wir durchset­
zen. Es wird also jedes Sturmgewehr umgebaut. Trotzdem 
bleibt ein gewisses Restrisiko. Jedesmal, wenn ich von einer 
Tat höre, bei der Waffen im Spiel waren, interessiere ich mich 
dafür, ob es Armeewaffen waren oder nicht. In den wenigsten 
Fällen handelt es sich um Armeewaffen. Aber auch wenn es 
sich um Armeewaffen handelt, muss man sich fragen, ob der 
Delinquent nicht sonst irgendeine Waffe gefunden hätte. Ich 
bin der Meinung, dass sich die grosse Mehrheit der Schwei­
zer, wenn nicht fast alle, dieser Verantwortung, die sie mit die­
ser Waffe zu Hause tragen, würdig gezeigt haben. 
Wir haben noch eine zweite, kleinere Bremse eingebaut: Wir 
wollen die Waffe nur jenen geben, die durch einen Tatbeweis 
zeigen, dass sie eine gewisse Beziehung dazu haben. Des­
halb haben wir die Schiesspflicht. Man muss nachweisen, 
dass man während der letzten drei Jahre vor dem Ausschei­
den aus der Armee mindestens einmal das Obligatorische, 
aber auch das Feldschiessen absolviert hat Aus diesem 
Grunde, stellen wirtest, beziehen nur etwa die Hälfte der Wehr­
männer ihre Waffen. Frau Hollenstein hat andere Zahlen. Die 
Zahlen, die mir meine Verwaltung gegeben hat, lauten: 1993 
haben von 28 700 Wehrmännern 13 000, also etwas weniger 
als die Hälfte, ihre Waffe behalten. Wir halten im übrigen bei 
der Abgabe Name, Vorname, Matrikelnummer und die 
Adresse des Bezügers fest, damit wir eine zusätzliche Kontroll­
möglichkeit haben. 
Wir haben diesen Tatbeweis deshalb eingeführt, weil wir glau­
ben, dass die Gefahr, dass diese Waffen in den Handel gelan­
gen, dann grösser ist, wenn auch Leute die Waffe nach Hause 
mitnehmen können, die dazu keine Beziehung haben. Dieser 
Tatbeweis, der die Risiken des allgemeinen Waffenumlaufes in 
der Schweiz sicher reduzieren wird, hat bestimmt eine ge­
wisse Bremswirkung. 
Ich bitte Sie, den Antrag der Minderheit Hollenstein abzu­
lehnen. 
Zusätzlich noch folgendes: Unter anderem von den Entsor­
gern ist ein gewisser Druck ausgeübt worden, Frau Hollen­
stein, man möge diesen Tatbeweis abschaffen. In meinem De­
partement sähe man es lieber, dass den Wehrmännern noch 
mehr Waffen abgegeben würden, weil es in der Tat ein Entsor­
gungsproblem gibt Es ist aber nicht so, dass wir sie nur des­
halb abgeben. Auch wenn Sie den Kopf schütteln, Frau Mi­
steli, dem ist nicht so! Wir werden aber trotz des Entsorgungs­
problems bei diesem Tatbeweis bleiben, weil er unseres 
Erachtens das Restrisiko, das ohnehin nicht so gross ist, im­
merhin noch einmal vermindern hilft. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Art.120 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art.121 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

90Stimmen 
27Stimmen 
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Art. 122-128 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art.129 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Minderheit 
(Fritschi Oscar, Borer Roland, Cincera, Fehr, Mamie, Maurer, 
Sandoz, Savary, Tschuppert Karl) 
Streichen 

Abs.2 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Abs. 3 (neu) 
Mehrheit 
Ablehnung des Antrages der Minderheit 
Minderheit 
(Sandoz) 
Der Waffenplatzverwalter ist dem Waffenplatzkommandanten 
unterstellt. 

Art.129 
Proposition de la commission 
Al. 1 
Majorite 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
Minorite 
(Fritschi Oscar, Borer Roland, Cincera, Fehr, Mamie, Maurer, 
Sandoz, Savary, Tschuppert Karl) 
Bitter 

Al.2 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Al. 3 (nouveau) 
Majorite 
Rejeter la proposition de la minorite 
Minorite 
(Sandoz) 
L'intendant de la place d'armes est subordonne au comman­
dant de la place. 

Fritschi Oscar (R, ZH), Sprecher der Minderheit: Ich unter­
breite Ihnen einen Minderheitsantrag, für den ich kräftig Prügel 
beziehen werde. Darum lege ich jetzt schon Wert auf die Fest­
stellung, dass diese verbalen Prügel nicht gerechtfertigt sind. 
Zuerst zum Antrag zu Absatz 1 selbst: Ich bitte Sie, die Bestim­
mung zu streichen, wonach die Zahl der Waffenplätze auf 40 
zu beschränken ist. Um Missverständnissen von vornherein 
vorzubeugen, halte ich drei Punkte fest: 
1. Ich sehe in absehbarer Zeit kein Bedürfnis, über 40 Waffen­
plätze hinauszugehen. 
2. Ich verstehe, dass sich die Landesregierung durch ihr im 
Abstimmungskampf, im Vorfeld der Abstimmung vom 6. Juni 
1993, gegebenes Versprechen, nicht über 40 Waffenplätze 
hinauszugehen, gebunden fühlt. Ich kann im übrigen auch 
psychologisch gut nachfühlen, dass mit diesem Versprechen 
im Abstimmungskampf gefochten wurde. Es geht mir also 
nicht darum, Vorwürfe zu machen. 
3. Ich mache zudem darauf aufmerksam, dass eine Kreditvor­
lage für einen zusätzlichen Waffenplatz vors Parlament kom­
men müsste. Mit anderen Worten: Es geht heute nicht darum, 
dass mehr als 40 Waffenplätze gebaut werden sollen. 
Nun zu den Prügeln: Man wird mir entgegnen, der Antrag der 
Minderheit widerspreche Treu und Glauben. Die hier vorgese­
hene Beschränkung sei im Abstimmungskampf um die Initia­
tive «40 Waffenplätze sind genug - Umweltschutz auch beim 

Militär» als indirekter Gegenvorschlag propagiert worden. 
Man wird weiter sagen, das sei ein gewissermassen offizielles 
Versprechen, und nach dem Schwenker nach der Abstim­
mung über die Alpen-Initiative sei Vorsicht geboten; es unter­
scheide niemand, ob der Bundesrat oder das Parlament etwas 
versprochen habe, es sei einfach «Bern». Die politische Fair­
ness stehe also auf dem Spiel. 
Darauf ist indessen zu erwidern, dass der Vergleich mit der Al­
pen-Initiative hinkt und dass die Argumentation im übrigen 
höchst gefährlich ist, und zwar aus folgenden Gründen: 
Das Parlament kann sich heute erstmals dazu äussern, ob es 
diese Beschränkung im Gesetz will oder nicht. In der Botschaft 
zur Initiative «40 Waffenplätze sind genug - Umweltschutz 
auch beim Militär» habe ich keinen Hinweis gefunden, es sei 
ein indirekter Gegenvorschlag geplant. Während der Verhand­
lungen im Nationalrat hat der EMD-Chef erst im Schlusswort, 
d. h. nach gewalteter Debatte, als also niemand mehr eingrei­
fen konnte, im Konjunktiv seine Absicht erklärt: «Ich lasse ge­
genwärtig prüfen, ob wir eine Begrenzung auf 40 Waffenplätze 
beispielsweise auf Gesetzesstufe festlegen könnten.» (AB 
1992N 120) 
Man kann also sicher nicht davon sprechen, das Parlament 
habe vorgängig eine indirekte Zustimmung gegeben. Zum 
Zeitpunkt der Abstimmung über die «Anti-Waffenplatz-Initia­
tive» lag die Botschaft zum Militärgesetz noch nicht vor. Und in 
der Vernehmlassung hat es Parteien gegeben, die dieser Be­
schränkung opponiert haben. 
Wenn nun aber die Regierung mit vorgängigen Versprechun­
gen in der Öffentlichkeit ein Fait accompli schaffen könnte und 
das Parlament hinterher von seinen Kompetenzen gar nicht 
mehr Gebrauch machen dürfte, müsste man wohl den Spiess 
umkehren und sagen: Es geht wirklich um einen Verstoss ge­
gen das Fairplay, aber gefoult wurde hier das Parlament. 
Ich bin übrigens überzeugt, dass genau jene Kreise, die jetzt 
sagen, «Bern» habe gesprochen, es werde im Land nicht un­
terschieden, welche Instanz zuständig sei, es gelte also, soli­
darisch zu sein, nicht gleich reagieren würden, wenn Gleiches 
beispielsweise im Bereich der Sozialpolitik geschehen würde. 
Schliesslich noch zur sachlichen Argumentation: Hier kann 
ich mich kurz fassen, denn die Argumente liegen auf der 
Hand. Im Militärgesetz eine Beschränkung auf 40 Waffen­
plätze einzuführen ist systemfremd. Die Ausbildung der Armee 
ist eine Aufgabe des Bundes, für die sich dieser nicht zu ent­
schuldigen braucht und bei der er sich nicht vorauseilend sel­
ber Einschränkungen dekretieren soll. Im Meinungsstreit um 
Kernkraftwerke ist es dem Bundesrat auch nie in den Sinn ge­
kommen, den «Anti-Atom-Initiativen» einen Gegenvorschlag 
gegenüberzustellen, welcher die Zahl der Kernkraftwerke be­
grenzt. 
Die Kommission hat meinen Streichungsantrag verhältnis­
mässig knapp, mit 11 zu 9 Stimmen, in die Minderheit versetzt. 
Ich bitte Sie um Zustimmung zu diesem Minderheitsantrag, 
und sei es auch nur als Demonstration, dass diese Form von in 
der Sache unzweckmässigen Gegenvorschlägen und Kom­
promissen nicht weiter gepflegt werden soll. 

Sandoz Suzette (L, VD), porte-parole de la minorite: Une preci­
sion quant a cette proposition de minorite a l'alinea 3 (nou­
veau): par suite du deroulement de la procedure en deux lec­
tures, il n'a pas ete possible de recolter les signatures des six 
personnes qui avaient soutenu cette proposition de minorite. 
Ce n'est donc pas du taut une proposition d'une minorite com­
posee d'une seule personne: en commission, il y avait 6 voix 
contre 6 et 9 abstentions, ce qui montre bien que la question 
etait delicate. 
En fait, la question qui se pose est la suivante: l'intendant 
d'une place d'armes est un gestionnaire civil, dont la gestion 
n'est surveillee par personne, et la pratique montre que, dans 
certains cas, cette gestion n'est pas faite dans l'interet des mili· 
taires qui utilisent la place d'armes, mais uniquement dans l'in­
teret de civils qui pourraient l'utiliser. 
En commission, l'assurance nous a ete donnee que les autori­
tes militaires etaient conscientes de cette question, qu'elles al­
laient revoir le cahier des charges des intendants et verifier la 
gestion. Si cette assurance est donnee en plenum, il va de soi 
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que je retirerai ma proposition de minorite a cet alinea 3 (nou­
veau). 

Schnider Theodor (C, LU): Bei der Abstimmung über die In­
itiative «40 Waffenplätze sind genug - Umweltschutz auch 
beim Militär» haben wir im Abstimmungskampf die Beschrän­
kung anerkannt. Würden wir bei Absatz 1 der Minderheit Frit­
schi Oscar zustimmen, wären wir dem Volk gegenüber un­
glaubwürdig. Der Bundesrat ist auch der Meinung, dass 40 
Waffenplätze genügen. 
Persönlich finde ich es aber fehl am Platz, wenn neuaufge­
tauchte Organisationen, mit ganz anderen Interessen, mas­
sive Einschränkungen für Schiessplätze, die jahrelang und be­
stens funktioniert haben, erzwingen können, wie dies zum Bei­
spiel in meiner engeren Heimat der Fall war. 
Im Namen der CVP-Fraktion bitte ich Sie aber, bei Artikel 1 
dem Bundesrat und der Kommissionsmehrheit zuzustimmen. 

Hess Otto (V, TG): Die SVP-Fraktion stimmt zwar nicht einstim­
mig, aber doch mehrheitlich dem Antrag der Kommissions­
mehrheit zu. Die Mehrheit unserer Fraktion, und ich gehöre 
dazu, vertritt die Auffassung, dass das, was damals im Ab­
stimmungskampf um die Waffenplatz-Initiative gesagt wurde, 
in diesem Bundesgesetz über die Armee und die Militärver­
waltung seinen Niederschlag finden soll. Kaum jemand hat 
sich damals gegen den ersten Teil jener Initiative aufgelehnt, 
wonach 40 Waffenplätze genug sind, weder hier in diesem 
Saal noch im Abstimmungskampf vor dem Volk. Die Meinun­
gen sind wegen des zweiten und dritten Teils jener Initiative 
aufeinandergeprallt. Alle waren sich einig, dass 40 Waffen­
plätze genug sind, dass wir ohnehin nicht mehr als 40 Waf­
fenplätze betreiben und dass wir auch in Zukunft, mit Blick 
auf die Redimensionierung unserer Armee, mit 40 Waffenplät­
zen auskommen müssen. Es scheint mir deshalb richtig und 
ehrlich, dass diese «40 Waffenplätze» im Militärgesetz festge­
schrieben werden. 
Möglicherweise hat gerade dieses Bekenntnis zur künftigen 
Zahl der Waffenplätze mitgeholfen, dass die Waffenplatz-Initia­
tive damals so deutlich abgelehnt worden ist. Ich meine, wir 
müssen hier ein Versprechen einlösen, das wir im Kampf ge­
gen die Waffenplatz-Initiative abgegeben haben. 
Es geht mir um die Glaubwürdigkeit unserer Politik, und aus 
dieser Überlegung bitte ich Sie im Namen einer Fraktions­
mehrheit, der Kommissionsmehrheit und dem Bundesrat zu­
zustimmen. 

Tschuppert Karl (R, LU): Die Diskussion, ob wir die Beschrän­
kung auf 40 Waffenplätze ins Gesetz schreiben sollen, ist eine 
Auseinandersetzung zwischen einer reinen, sauberen Recht­
setzung und der psychologischen Wirkung dieser Rechtset­
zung. Wir erinnern uns alle daran, dass auch die Gegner der 
Volksinitiative «40 Waffenplätze sind genug - Umweltschutz 
auch beim Militär» der Meinung waren, die Armee könne auf 
40 Waffenplätzen, zurzeit sind es 39, ausgebildet werden. Das 
Schweizervolk lehnte die Initiative und damit ein Festschrei­
ben dieser Zahlen in die Verfassung deutlich ab. Jetzt wird, 
trotz dem Nein des Volkes, beantragt, diese Zahl im Gesetz 
festzuschreiben. Begründet wird dieser Schritt mit Begriffen 
wie Glaubwürdigkeit und psychologische Wirkung. 
Wir müssen uns aber als Gesetzgeber bewusst sein, dass wir 
eine Beschränkung in ein Gesetz schreiben, die vom Volk auf 
Verfassungsstufe abgelehnt worden ist. Sie müssen also ent­
scheiden, ob die rechtstechnischen oder die psychologi­
schen Argumente wichtiger sind. 
Die FDP-Fraktion empfiehlt Ihnen bei Absatz 1, dem recht­
stechnischen Argument den Vorzug zu geben und dem An­
trag der Minderheit Fritschi Oscar zuzustimmen. 
Noch ein Wort zum Antrag der Minderheit Sandoz zu Absatz 3, 
den wir in der Fraktion nicht beraten konnten. Rein militärisch 
gesehen hat Frau Sandoz natürlich recht; politisch gesehen ist 
dieser Minderheitsantrag jedoch falsch, denn in den meisten 
Fällen sind die Kantone für die Waffenplätze zuständig. 

Hollenstein Pia (G, SG): Die grüne Fraktion ist geschlossen 
der Meinung, dass die Fassung des Bundesrates, wonach 

Bund und Kanton höchstens 40 Waffenplätze betreiben, im 
Gesetz festgeschrieben werden soll. Damit werden nicht nur 
die gemachten Versprechungen rund um die Abstimmung 
über die Volksinitiative «40 Waffenplätze sind genug- Umwelt­
schutz auch beim Militär» eingehalten; es wird auch zugege­
ben, dass 40 Waffenplätze zur Erfüllung des militärischen Auf­
trages, wie er im Leitbild «Armee 95» vorgesehen ist, genügen. 
Die Fixierung auf 40 Waffenplätze ist schon deshalb nichts Re­
volutionäres, weil lediglich die Zahl, nicht aber die bean­
spruchte Fläche festgelegt wird. 
Mit Artikel 129 Absatz 1 wird leider nur die Zahl der Waffen­
plätze erfasst. Sinnvoll und wünschenswert wäre auch die Pla­
fonierung der Übungs-, Schiess- und Flugplätze. Gerade in 
diesem Bereich bestehen Aus- und Neubauprojekte mit nach­
teiligen Auswirkungen auf Natur und Landschaft. Mit Absatz 1 
werden die Ausbaupläne des EMD in diesem Bereich keines­
wegs behindert. 
Im Namen der Grünen bitte ich Sie, den Minderheitsantrag 
Fritschi Oscar abzulehnen und der Formulierung des Bundes­
rates zuzustimmen. 

Borer Roland (A, SO): Die Fraktion der Freiheits-Partei wird 
bei Absatz 1 geschlossen den Minderheitsantrag unter­
stützen. 
Wir diskutieren jetzt über alles und jedes im Zusammenhang 
mit der Initiative «40 Waffenplätze sind genug - Umweltschutz 
auch beim Militär». 
Ich bin erstaunt darüber, dass die damaligen Gegner heute 
sagen, vielleicht sei die Initiative nur gerade deswegen abge­
lehnt worden, weil der Bundesrat gesagt habe, 40 Waffen­
plätze seien genug, wir bräuchten nicht mehr. 
Es wird nun alles und jedes in dieses Abstimmungsresultat 
hineininterpretiert. Dabei hat es überhaupt keinen Sinn, Inter­
pretationen vorzunehmen. 
Tatsache ist: Das Volk hat an der Urne entschieden, es hat die 
Initiative massiv abgelehnt. Darunter gibt es sicher auch Leute, 
die gefunden haben, man müsste die Flexibilität wahren, da­
mit nötigenfalls 41 Waffenplätze gebaut oder betrieben wer­
den könnten. Sie müssen doch einfach das Resultat betrach­
ten, das Resultat beurteilen, und da ist die Sachlage klar, glas­
klar: Das Volk hat die Initiative grossmehrheitlich abgelehnt. 
Vielleicht kommen wir in drei, vier oder zehn Jahren zu einem 
neuen Ausbildungskonzept. Vielleicht brauchen wir dann 
nicht mehr so grosse Waffenplätze, sondern viel kleinere, die 
vielleicht nur aus einzelnen Simulatorgebäuden bestehen, 
aber über die ganze Schweiz verteilt sind. Vielleicht brauchen 
wir dann 50 Waffenplätze, die jedoch weniger stören als die 
40 Waffenplätze heute. Lassen wir doch dem Bundesrat die 
Freiheit, hier Entscheidungen zu treffen: Und am Schluss 
muss das Parlament ja immer noch zur Finanzierung von al­
lenfalls mehr Waffenplätzen ja sagen. Das ist der Grund, 
warum wir die Minderheit Fritschi Oscar unterstützen. Wirglau­
ben daran, dass das EMD auch ein wenig Flexibilität braucht. 
Meine Damen und Herren Bürgerliche, misstrauen Sie dem 
EMD doch nicht immer. Wenn es um eine EMD-Sache geht, 
werden Sie immer misstrauisch, geht es aber um den öffentli­
chen Verkehr, sagen Sie zu allem und jedem auf Vorrat ja 
Trauen Sie doch auch einmal dem EMD zu, dass dieses den 
Volksentscheid respektiert und nach Möglichkeit auch mit die­
sen 40 Waffenplätzen zufrieden ist. 
Zum Minderheitsantrag Sandoz zu Absatz 3: Wir sind der Mei­
nung, dass bezüglich Führung eines Waffenplatzes, Kontakt 
zu den zivilen Stellen und Kontakt zu der Truppe, eindeutige, 
vernünftige und klare Verhältnisse geschaffen werden müs­
sen. Es muss klar geregelt sein, wer auf einem Waffenplatz am 
Schluss entscheidet. Wir sind selbstverständlich auch der Mei­
nung, dass man den Antrag zurückziehen kann, wenn Herr 
Bundesrat Villiger zusichert, dass mit entsprechenden Pflich­
tenheften klare Befehls- und Führungsstrukturen aufgebaut 
werden. 

Keller Anton (C, AG), Berichterstatter: Herr Fritschi Oscar, Sie 
haben scharfsinnige Überlegungen angestellt, aber Sie kön­
nen deswegen gleichwohl den Bundesrat nicht in die Ecke 
stellen und ihm die alleinige Verantwortung für diese Be-
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schränkung auf 40 Waffenplätze überbinden. Denn wir, das 
Parlament, haben doch den Abstimmungskampf bestritten, 
und ich könnte jetzt die Frage stellen: Wer hat nicht mit diesem 
Argument gefochten? Es war, glaube ich, auch für uns ent­
scheidend, dass wir eine Aussage über diese Beschränkung 
machen konnten; ich habe es auch getan, die Frage der 
Glaubwürdigkeit betrifft auch mich. 
Deshalb lehnt auch die Mehrheit der Kommission den Antrag 
der Minderheit Fritschi Oscar ab. 

Savary Pierre (R, VD), rapporteur: A l'article 129, on a introduit 
dans la loi une promesse du Conseil federal qui a ete faite lors 
des votations sur !'initiative populaire «40 places d'armes, 9a 
suffit!». C'est une promesse politique. Les groupes se sont ex­
primes sur ce point. Doit-on mettre ceci dans la loi ou non? La 
est la question. Je vous laisse apprecier. 
Je dirai quelques mots sur la proposition de minorite a 
l'alinea 3, qui veut que l'intendant de la place d'armes soit su­
bordonne au commandant de la place d'armes, en tout cas du 
point de vue hierarchique. Ce sont pourtant deux fonctions 
tout a fait differentes. L'intendant represente le proprietaire. II 
est charge des relations avec les communes, le canton ou la 
Confederation. II est au courant detous les contrats, de tout ce 
qui se passe depuis des annees sur la place d'armes. 
Le commandant, par contre, arrive sur cette place d'armes 
pour un temps limite, generalement deux ou trois ans. En fait, 
il est le locataire ou l'utilisateur de cette place d'armes ou de 
cette place de tir. Des lors, les deux doivent collaborer, afin 
d'avoir les meilleures relations, tant avec la troupe qu'avec les 
communes ou les civils. 
Le chef de l'instruction a qui nous avons soumis ce probleme 
nous a dit qu'il allait le regler de la maniere la plus adequate. II 
s'agit d'etudier chaque cas. II s'agit de voir sur chaque place 
d'armes quelle est la personnalite qui remplirait le mieux la 
fonction de representant de la place d'armes. 
Des lors, j'espere que Mm• Sandoz retirera sa proposition de 
minorite. En tout cas, si eile la maintient, je vous demande de 
voter contre. 

Villiger Kaspar, Bundesrat: Ich fange an mit dem Minderheits­
antrag Sandoz zu Absatz 3. Ich bin sehr froh, dass Frau San­
doz ihn zurückzieht. Es wäre falsch, ein administratives Unter­
stellungsverhältnis auf Gesetzesstufe zu regeln. Ich sage aber 
trotzdem ein paar Dinge zum Problem und beantworte nach­
her ihre Frage, denn es ist kein einfaches Problem. 
Wir waren in der Geschäftsleitung des Departements auch der 
Meinung, wir müssten dieses Problem im Sinne von Frau San­
doz regeln, sind aber zum Schluss gekommen, dass es ein­
fach nicht geht, und zwar deshalb, weil nur formal eine klare 
Situation entstünde. In der Praxis sind aber die Verhältnisse 
auf den Waffenplätzen kompliziert und unterschiedlich. Der 
kantonale Waffenplatzverwalter müsste also einem eidgenös­
sischen Kommandanten unterstellt sein, und diesem Ansin­
nen widersetzen sich natürlich die Kantone aufs deutlichste. 
Darum ist diese Lösung nicht praktikabel. Auf zahlreichen Waf­
fenplätzen ist der Waffenplatzkommandant zugleich Schul­
kommandant. Der Schulkommandant ist aber während länge­
ren Perioden nicht auf dem Platz. Der Schulkommandant und 
der Waffenplatzkommandant üben ihre Funktion während 
etwa dreier Jahre aus. Der Waffenplatzverwalter übt seine 
Funktion aber länger aus, vielleicht viele Jahre, und praktisch 
alle Kontakte zu zivilen Partnern und Behörden laufen über 
den Verwalter. Das betrifft Vertragsverhandlungen, Nutzungs­
änderungen usw. Der häufige Wechsel der Waffenplatzkom­
mandanten würde wieder Unsicherheit in diese Beziehung 
bringen. 
Der Entwurf über die Verordnung über die Waffenplätze sah 
seinerzeit diese Unterstellung vor, aber wir haben das wieder 
gestrichen. Die Teilnahme an der Vernehmlassung, aber auch 
die Personalverbände haben sich dagegen gewehrt. Der Auf­
gabenbereich des Waffenplatzverwalters umfasst nicht nur Tä­
tigkeiten auf dem eigentlichen Waffenplatz. Er ist manchmal 
für verschiedene Waffenplätze verantwortlich. Der Waffen­
platzverwalter muss mit seiner umfassenden Tätigkeit ver­
schiedenen Herren unterstellt werden, den Kantonen, dem 

Bund usw. Das führt zu Konflikten. Die Behörden der Kantone 
und Waffenplatzgemeinden legen grossen Wert auf eine An­
laufstelle für ihre Anliegen, und diese sollte während längerer 
Zeit durch eine Person besetzt sein. Das sind einige Argu­
mente. 
Wir haben vorgesehen, in der Verordnung folgenden Text ein­
zufügen: «Waffenplatzkommandant und Waffenplatzverwalter 
sind hierarchisch gleichgestellt. Sie sind zur Zusammenarbeit 
verpflichtet. Das EMD kann für bundeseigene Waffenplätze 
Abweichungen von diesem Grundsatz verfügen.» Wo wir sel­
ber Herr sind, können wir also Abweichungen verfügen. Hier 
ist nun vorgesehen, Frau Sandoz, dass wir klare Pflichtenhefte 
schaffen wollen. Die müssen aber nicht uniform für alle sein, 
sondern können an die gegebene Situation des einzelnen 
Waffenplatzes adaptiert werden. Wir haben damit eine Lösung 
sozusagen nach Mass gefunden, die sicher helfen wird, die 
Probleme zu lösen oder zumindest zu entschärfen. Ich ent­
nehme ihrem Nicken, dass Sie von dieser Antwort befriedigt 
sind. 
Zum Problem der 40 Waffenplätze. Wir haben die Abstim­
mung über die Waffenplatz-Initiative gewonnen. Ich bin aus­
serordentlich glücklich, dass das Schweizervolk die Initiative 
abgelehnt hat. Wenn Sie sich aber vergegenwärtigen, wie Sie 
alle gegen diese Initiative gekämpft haben, wie Sie die politi­
sche Situation vor der Abstimmung noch beurteilt haben, als 
wir alle nicht sicher waren, ob wir diese Abstimmung gewin­
nen, dann war damals doch wesentlich weniger Selbstbe­
wusstsein zu verspüren als jetzt, wo das Volk entschieden hat. 
Im Bundesrat haben wir uns damals dafür entschieden, kei­
nen indirekten oder direkten Gegenvorschlag zu dieser Initia­
tive zu machen. Aber wir sagten: Wir machen gewisse politi­
sche Zusagen -es waren zwei: 
1. Wir kommen in der Ausgestaltung des Verfahrens für die 
Genehmigung von militärischen Bauten und Anlagen gewis­
sen Anliegen der Initianten entgegen. 
2. Weil wir ohnehin nicht mehr als 40 Waffenplätze brauchen 
und weil wir die Ängste, das EMD expandiere dauernd -was ja 
nicht stimmt-, entschärfen wollten, erklärten wir, diese Zahl im 
Gesetz festschreiben zu wollen. 
Nun ist mir völlig klar, dass nicht alle von Ihnen diese gleiche 
zweite Zusage in ihren Referaten vor der Abstimmung ge­
macht haben, dass vielleicht nicht einmal alle von Ihnen davon 
überzeugt waren. Aber ich habe das damals öffentlich vertre­
ten und mit mir auch viele Parlamentarier, die gegen diese In­
itiative angetreten sind. 
Ich fühle mich persönlich an dieses Versprechen gebunden. 
Es geht um ein Stück politische Glaubwürdigkeit, was immer 
einzelne unter Ihnen vorher auch gesagt und festgelegt ha­
ben. Es wird uns Politikern immer vorgeworfen, wir würden bei 
jedem Biswind wieder anders argumentieren. Wir würden je 
nach Wahllage oder politischer Situation opportunistisch un­
sere Argumente wechseln. Sie haben auch in letzter Zeit von 
Beispielen gehört, wo kritisiert worden ist, man habe vorher 
das gesagt und nachher das. Deshalb ist es für mich völlig un­
erheblich, wie viele Bürgerinnen und Bürger aufgrund dieser 
Zusage ihre Meinung geändert haben. Es geht darum, dass 
man nachher das realisiert, was man vorher gesagt hat. Dazu 
stehe ich. 
Deshalb wäre ich Ihnen dankbar, wenn Sie der Mehrheit zu­
stimmen könnten, auch wenn ich zubilligen muss, dass wir -
auch wenn Sie Absatz 1 streichen - nicht mehr als 40 Waffen­
plätze einrichten werden und dass es nicht nötig ist, diese Zahl 
im Gesetz festzuschreiben. Gerade in der heutigen Zeit der all­
gemeinen Verunsicherung ist das Problem der politischen 
Glaubwürdigkeit ein sehr viel sensibleres Problem, als man 
häufig annimmt. Wir sollten diese Glaubwürdigkeit nicht im­
mer wieder stückchenweise aufs Spiel setzen. 
In diesem Sinne bin ich überzeugt, dass wir Absatz 1 von Arti­
kel 129 im Gesetz beibehalten sollten. 

Abs. 1-AI. 1 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

69Stimmen 
51 Stimmen 
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Abs. 2-AI. 2 
Angenommen -Adopte 

Abs. 3-AI. 3 

Präsidentin: Frau Sandoz lässt mitteilen, dass sie ihren Min­
derheitsantrag zurückzieht 

Art.130 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art.131 
Antrag der Kommission 
Titel 
Bewilligungspflicht 
Abs. 1-4 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 131 
Proposition de la commission 
Titre 
Regime de l'autorisation 
Al. 1-4 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art. 132, 132bis, 132ter, 132quater, 133-148 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art.149 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Antrag Haering Binder 
Abs.4 
Streichen 

Art.149 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Proposition Haering Binder 
Al.4 
Biffer 

Abs. 1-3-AI. 1-3 
Angenommen -Adopte 

Abs. 4-AI. 4 

Haering Binder Barbara (S, ZH): Hätte zu diesen Bestimmun­
gen eine Eintretensdebatte stattgefunden, so hätte ich nicht 
etwa kritisiert, dass die Artikel 7 und 13 zwangsläufig zu einer 
450 000 Mann starken Armee führen und dass wir Sozialde­
mokratinnen und Sozialdemokraten hier andere Perspektiven 
haben. Diese Diskussion haben wir geführt, und wir werden 
sie bald wieder führen, wenn unsere Abrüstungs-Initiative zur 
Debatte steht Aber ich hätte kritisiert, dass dieses Gesetz bis 
in seine Details von einer Philosophie der Ausuferung geprägt 
ist: ein ausufernder Militärauftrag bis hin zum Assistenzdienst, 
eine ausufernde Übertragung hoheitlich-militärischer Funktio­
nen auf private Milizorganisationen, ein ausuferndes Requisiti-

onsrecht, eine ausufernde Bespitzelung, eine ausufernde 
Klientelwirtschaft, die Übernahme von Kosten von privaten 
Vereinen und das Enteignungsrecht für private Vereine. Zu 
verschiedenen dieser Punkte wurden im Verlauf dieser De­
batte bereits Anträge gestellt- zu anderen Punkten nicht, weil 
wir nicht immer hier vorne antreten können. 
Auf dieser Linie der Ausuferung der militärischen in die zivile 
Gesellschaft liegt auch der vorliegende Absatz 4 von Arti­
kel 149. Sie gehen vom Grundsatz aus, dass Daten von Ar­
meeangehörigen privaten militärnahen Vereinen, privaten 
Schiessvereinen zur Mitgliederwerbung und zur Bearbeitung 
übergeben werden können. Private Vereine, deren Ziel und 
Hobby militärische Tätigkeiten sind, sollen also von der Armee 
direkt profitieren können, die Arbeit privater Organisationen 
mit einer klaren politischen Zielsetzung und einer klaren politi­
schen Ausrichtung soll von der Armee direkt unterstützt wer­
den. Dagegen will ich mich wehren. Die historischen Erfahrun­
gen, die gegen diese Bestimmungen sprechen, sind alt, und 
sie sind zahlreich. 
Beginnen wir bei den Bürgerwehren: Nach dem Ersten Welt­
krieg haben Offiziere Unterlagen der Armee missbraucht, um 
Bürgerwehren aufzubauen. Enden wir bei der Mobilisierung 
dieser Vereine im Rahmen des Abstimmungskampfes um die 
Beschaffung der F/A-18 im letzten Jahr. 
Für mich ist deshalb aus staatspolitischen Gründen klar, dass 
der Grundsatz lauten muss: Daten von Militärangehörigen 
werden nicht an private Organisationen weitergegeben; wenn 
Soldaten das dennoch wünschen, sollen sie dies bewusst der 
Armee mitteilen. 

Keller Anton (C, AG), Berichterstatter: Frau Haering Binder will 
in Artikel 149 Absatz 4 die Zustellung von Daten von Armeean­
gehörigen an militärische Vereinigungen und Schiessvereine 
unterbinden. 
Worum geht es im wesentlichen? Es geht um Adressen; so 
wird beispielsweise ein Absolvent der Offiziersschule wahr­
scheinlich von seiner örtlichen Offiziersgesellschaft ange­
schrieben. Das sind normale Kontaktaufnahmen, und sie ha­
ben gar nichts mit der besonderen Bedeutung des Daten­
schutzes zu tun. Es heisst weiter: «Die Angehörigen der Armee 
können verlangen, dass Daten, die ihre Person betreffen, nicht 
weitergeben werden.» Selbst so weit geht man; die Formulie­
rung ist also sehr vorsichtig. Damit hat das Ganze eine Dimen­
sion. Wir können ohne weiteres zustimmen, insbesondere 
auch deswegen, weil wir die militärischen Vereinigungen und 
Schiessvereine, in einem früheren Artikel, bereits in ihrer Stel­
lung anerkannt haben. 
Ich bitte Sie also, den Antrag Haering Binder abzulehnen. 

Villiger Kaspar, Bundesrat: Frau Haering Binder hat eine char­
mante und nette Art, auch böse Dinge so zu sagen, dass man 
gar nicht merkt, wie böse sie sind, und ich sage genau gleich 
nett: Ihre Bemerkungen zur «Ausuferung» und Worte wie 
«ausufernde Bespitzelung» usw. möchte ich doch in aller 
Höflichkeit zurückweisen. Ich glaube, das ist falsch und un­
gerecht 
Zu Ihrem Antrag: Artikel 149 Absatz 4 steht in engem Zusam­
menhang mit den Artikeln 67 und 69 des Gesetzes. Nach die­
sen beiden Artikeln unterstützt der Bund im Rahmen der bewil­
ligten Kredite die Tätigkeiten der militärischen Verbände und 
der Schiessvereine für die ausserdienstliche Aus- und Weiter­
bildung für das Schiesswesen ausser Dienst und für die vor­
dienstliche Ausbildung. 
Schon heute erhalten die militärischen Vereine und Verbände 
die Adressen von Stellungspflichtigen und von Angehörigen 
der Armee für die Werbung zum Mitmachen einer aussen­
dienstlichen Tätigkeit oder im Schiesswesen. Diese heutige 
Regelung stützt sich auf die Artikel 125 und 126 der Militäror­
ganisation und ist in der Kontrollverordnung Pisa vom Bun­
desrat enthalten. 
In der Zeit von 1990 bis 1994 ist rund 150 Anfragen von militäri­
schen Vereinigungen um Abgabe von Adressmaterial entspro­
chen worden. Die Bestimmung von Artikel 149 Absatz 4 wurde 
aus Gründen des Datenschutzes ins Militärgesetz aufgenom­
men. Es ist richtig, dass Sie nun darüber entscheiden. 
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Die Einzelheiten werden im Verordnungsrecht im Einklang mit 
dem Datenschutzrecht geregelt werden. Ein Angehöriger der 
Armee hat beispielsweise das Recht, seine Daten sperren zu 
lassen. Ich würde auch nicht dulden, dass die Adressen für 
den Aufbau von Bürgerwehren oder Ähnlichem missbraucht 
würden. Solche Ängste sind wirklich unbegründet; das wäre 
wirklich ein Missbrauch des Zweckes dieser gesetzlichen 
Grundlage. Das könnte niemals toleriert werden. Wenn man 
weiterhin die militärischen Vereinigungen unterstützen will 
und ihnen eine Bedeutung beimisst, dann darf man ihnen in 
diesem Sinne auch die Entgegennahme von Adressmaterial 
nicht verwehren, weil sie sonst ihre Aufgabe kaum erfüllen 
können. 
Ich bitte Sie deshalb, den Antrag Haering Binder abzulehnen. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Kommission 80 Stimmen 
Für den Antrag Haering Binder 33 Stimmen 

Art. 150-154 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Änderung und Aufhebung bisherigen Rechts 
Modification et abrogation du droit en vigueur 

Ziff. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Ch.1 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Ziff. 2, 3, 4 Art. 98 Bst. i 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Streichen 
Minderheit 
(Meier Hans, Carobbio, de Dardel, Dünki, Gross Andreas, Hol­
lenstein, Hubacher, TschäppätAlexander) 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Ch. 2, 3, 4 art. 98 let. i 
Proposition de la commission 
Majorite 
Bitter 
Minorite 
(Meier Hans, Carobbio, de Dardel, Dünki, Gross Andreas, Hol­
lenstein, Hubacher, Tschäppät Alexander) 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon la proposition de la majorite 

Zlff. 3bis; 4 Art. 99 Abs. 1 Bst. d, 2, Art. 100 Abs. 2; 5 Art. 2 
Ziff. 10, Art. 3Ziff. 5, Art. 191b; 6-17 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Ch. 3bls; 4 art. 99 al. 1 Bst. d, 2, art. 100 al. 2; 5 art. 2 eh. 10, 
art. 3 eh. 5, art. 191 b; 6-17 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Ziff.5Art.18 
Antrag der Kommission 
Streichen 

Ch.5art.18 
Proposition de la commission 
Bitter 

Keller Anton (C, AG), Berichterstatter: Mit der Annahme des 
Antrages Alexander Tschäppät der Minderheit bei Artikel 32 
Absatz 3 gilt der Beschluss des Ständerates zu Ziffer 5 Arti­
kel 18 als angenommen. 

Angenommen gemäss Beschluss des Ständerates 
Adopte selon la decision du Conseil des Etats 

Namentliche Gesamtabstimmung 
Vote sur f'ensemble, par appel nominal 

Für Annahme des Entwurfes stimmen -Acceptent le projet: 
Aguet, Allenspach, Aubry, Bircher Peter, Bischof, Blatter, 
Bonny, Borer Roland, Borradori, Bortoluzzi, Bühler Simeon, 
Bürgi, Cavadini Adriane, Chevallaz, Cincera, Couchepin, Dar­
bellay, Deiss, Dettling, Dreher, Eggly, Engler, Epiney, Eymann 
Christoph, Fehr, Fischer-Hägglingen, Fischer-Seengen, Fi­
scher-Sursee, Frey Claude, Friderici Charles, Fritschi Oscar, 
Früh, Giezendanner, Giger, Gebet, Graber, Gros Jean-Michel, 
Grossenbacher, Gysin, Hari, Heberlein, Hegetschweiler, Hess 
Otto, Hess Peter, Hubacher, Jenni Peter, Keller Anton, Keller 
Rudolf, Kern, Kühne, Lepori Bonetti, Leu Josef, Leuba, Mae­
der, Maspoli, Mauch Rolf, Meier Hans, Meier Samuel, Moser, 
Nabholz, Narbe!, Nebiker, Neuenschwander, Oehler, Oster­
mann, Perey, Philipona, Reimann Maximilian, Ruckstuhl, Ruf, 
Rutishauser, Rychen, Sandoz, Savary, Scherrer Jürg, Scher­
rer Werner, Scheurer Remy, Schmid Peter, Schmid Samuel, 
Schmidhalter, Schweingruber, Seiler Hanspeter, Seiler Rolf, 
Stalder, Stamm Judith, Stamm Luzi, Steffen, Steinegger, Stei­
nemann, Steiner Rudolf, Theubet, Tschuppert Karl, Vetterli, 
Wanner, Weyeneth, Wiek, Wittenwiler, Wyss William, Züger 

(99) 

Dagegen stimmen - Rejettent le projet: 
Bäumlin, Fankhauser, Goll, Haering Binder, Hämmerle, Her­
czog, Leuenberger Ernst, Misteli, Rechsteiner, Steiger Hans, 
Weder Hansjürg (11) 

Der Stimme enthalten sich -S'abstiennent: 
Bär, Baumann, Beguelin, Borel Franc;ois, Bundi, Diener, Eg­
genberger, Gross Andreas, Hollenstein, Jeanpretre, Leuen­
berger Moritz, Meyer Theo, Vollmer, Zbinden (14) 

Abwesend sind-Sont absents: 
Aregger, Baumberger, Berger, Bezzola, Binder, Blocher, Bo­
denmann, Brügger Cyrill, Brunner Christiane, Bugnon, Bühl­
mann, Bührer Gerold, Caccia, Camponovo, Carobbio, Cas­
par-Hutter, Columberg, Comby, Cornaz, Danuser, de Dardel, 
David, Dormann, Ducret, Dünki, Duvoisin, Fasel, von Feiten, 
Frey Walter, Gonseth, Grendelmeier, Hafner Rudolf, Hafner 
Ursula, Hildbrand, lten Joseph, Jaeger, Jäggi Paul, Jöri, Le­
dergerber, Leemann, Loeb Franc;ois, Maitre, Mamie, Marti 
Werner, Matthey, Mauch Ursula, Maurer, Miesch, Mühlemann, 
Müller, Pidoux, Pini, Poncet, Raggenbass, Robert, Rohrbas­
ser, Ruffy, Schmied Walter, Schnider, Schwab, Segmüller, Sie­
ber, Spielmann, Spoerry, Strahm Rudolf, Stucky, Suter, Thür, 
Tschäppät Alexander, Tschopp, Wiederkehr, Ziegler Jean, Zi­
syadis, Zwahlen, Zwygart (75) 

Präsidentin, stimmt nicht- Presidente, ne vote pas: 
Haller (1) 

B. Bundesbeschluss über die Organisation der Armee 
B. Arrete federal sur l'organisation de l'armee 

Titel und Ingress, Art.1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
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Titre et preambule, art.1 
Proposition de la commission 
Adherer ä la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art.2 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Minderheit 
(Sandoz, Borer Roland, Cincera, Fritschi, Mamie, Maurer, Ruf, 
Savary, Schnider, Tschuppert Karl) 
.... zur Erfüllung ihres Auftrages über einen Bestand von unge­
fähr 400 000 Militärdienstpflichtigen .... 

Abs. 2, 3 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art.2 
Proposition de /a commission 
Al. 1 
Majorite 
Adherer ä la decision du Conseil des Etats 
Minorite 
(Sandoz, Borer Roland, Cincera, Fritschi, Mamie, Maurer, Ruf, 
Savary, Schnider, Tschuppert Karl) 
Pour accomplir sa mission, l'armee dispose d'un effectif de 
400 000 militaires environ, incorpores .... 

Al.2,3 
Adherer ä la decision du Conseil des Etats 

Abs. 1-AI. 1 

Sandoz Suzette (L, VD), porte-parole de la minorite: Cette pro­
position de minorite a ete soutenue en commission par 9 voix 
contre 9, et la majorite l'a emporte gräce ä la voix preponde­
rante du president Ceci montre bien ä quel point la question 
est importante. 
La difference entre le projet du Conseil federal et la proposition 
de la minorite tient ä ceci: tout le monde est d'accord que la 
reorganisation de l'armee entraine une diminution de l'effectif 
actuel d'un tiers environ, qui passera de quelque 600 000 
hommes ä quelque 400 000; l'organisation d'«Armee 95» de­
pend notamment de cette diminution. 
Si l'on suit le projet du Conseil federal, cela signifie que l'on 
peut, sans debat politique, diminuer encore de fa~on conside­
rable le nombre d'hommes dans l'armee, que l'on peut, sans 
debat politique, passer eventuellement de 400 000 ä 250 000, 
ou 200 000, comme d'aucuns le souhaitent et comme on l'en­
tend quelquefois annoncer dejä dans des discussions et des 
debats officiels. 
Au contraire, si vous acceptez la proposition de la minorite, 
cela signifie que l'on ne peut pas proceder ä une diminution 
importante sans un debat politique au Parlement et une modi­
fication de la loi. II va de soi qu'une variation d'effectif de quel­
ques milliers, meme jusqu'ä une vingtaine de milliers, entre 
dans la souplesse du «400 000 militaires environ» de la propo­
sition de la minorite. En revanche, taute diminution impor­
tante, qui correspondrait ä une profonde modification de l'etat 
d'esprit de la loi que nous avons votee il y a un instant, doitfaire 
l'objet d'un debat politique dans ce Parlement et d'une modifi­
cation de la loi. 
C'est pour assurer ce debat fondamental que la minorite vous 
demande de la suivre et de soutenir sa proposition. 

Fehr Lisbeth (V, ZH): Die SVP-Fraktion stimmt dem Minder­
heitsantrag Sandoz zu. Die Formulierung des Bundesrates er­
scheint auch uns sehr zwiespältig- eine obere Grenze ja, aber 
keine nach unten. Was soll das? 
Natürlich ist jedes System einer Entwicklung unterworfen, 
auch unser Milizsystem - und die Kritik bleibt ihm nicht er­
spart Es erstaunt deshalb nicht, wenn bereits Vorschläge dis-

kutiert werden, in welche Richtung eine Reform der nun anste­
henden «Armee 95» gehen müsste - eine nochmalige Redu­
zierung des Armeebestandes, bis hin zu einer Berufsarmee? 
Abgesehen davon, dass der finanzielle Preis für eine Berufs­
truppe ohnehin zu hoch wäre, sollten wir zu unserer Milizar­
mee Sorge tragen. Unsere Zeit ist von Unsicherheit geprägt; 
es ist deshalb von grosser Bedeutung, das Volk in die Schaf­
fung von Sicherheit einzubinden. Nicht nur, weil dieses Sy­
stem bei uns Tradition hat, sollten wir ihm die Treue bewahren, 
sondern weil es gleichzeitig auch das Bekenntnis unserer Ge­
meinschaft zu Solidarität und Eigenverantwortung darstellt. 
Deshalb wollen wir den Soll-Bestand von ungefähr 400 000 Mi­
litärdienstpflichtigen gewissermassen als Sicherheitsventil 
einfügen. Sollte dann eine weitere Verkleinerung der Armee 
aus demographischen oder finanziellen Gründen unaus­
weichlich sein, wie Bundesrat Villiger erklärte, so müsste das 
Prozedere dazu eine klare Gesetzesänderung mit entspre­
chend hohen Barrieren sein. Die Möglichkeit, den Bestand der 
Armee unter Umständen klammheimlich verkleinern zu wol­
len, würde dahinfallen. 
Ich bitte Sie namens der SVP-Fraktion, den Minderheitsantrag 
Sandoz zu unterstützen. 

Präsidentin: Die CVP-Fraktion lässt mitteilen, dass sie die 
Mehrheit unterstützt. Die liberale Fraktion lässt mitteilen, dass 
sie die Minderheit unterstützt. 

Keller Anton (C, AG), Berichterstatter: Der Entwurf des Bun­
desrates geht dahin, dass der Soll-Bestand 400 000 Militär­
dienstpflichtige umfasst. Der effektive Bestand ist wegen zahl­
reicher ReseNestellungen usw. noch um einiges höher, unge­
fähr 470 000. 
Was hier mit dem «höchstens» festgelegt wird, ist der Start zur 
«Armee 95». Hier musste eine klare obere Grenze von 400 000 
gesetzt werden, denn auf diese richten sich dann alle Soll­
Bestands-Tabellen aus. Daher kann man nicht einfach «unge­
fähr» setzen, das würde Unklarheiten bei der Berechnung der 
Soll-Bestände der einzelnen Formationen ergeben. Diese 
Höchstgrenze ist also nötig, und sie ist auch realistisch. Mit der 
Reduktion des Dienstalters auf 42 Jahre sind nicht mehr belie­
big viele Leute vorhanden, die Höchstgrenze entspricht der 
Realität Damit soll die neue Armee starten. 
Die Gefahr, dass ein schleichender Abbau der Armeebe­
stände stattfinden könnte, ist eine Befürchtung, die man zwar 
hegen kann, die aber wenig fundiert ist. Die Reduktion wird 
selbstverständlich durch den demographisch bedingten 
Rückgang der Bestände erfolgen; das ist eine denkbare Ent­
wicklung, die uns in der Zukunft zu Entscheidungen zwingen 
wird. Ob wir dann z. B. das Dienstalter wieder erhöhen oder 
die Formationen verkleinern, ein solcher Entscheid kann nie­
mals schleichend erfolgen! Das Problem wird sich an einem 
bestimmten Punkt akzentuieren, und wir müssen dann die ent­
sprechenden Entscheide fällen. Eine Heeresreform, die 
schleichend die Armee verkleinert, ist ein Gespenst, das mei­
nes Erachtens überhaupt nicht umgeht. 
Ich bitte Sie - ich habe in der Kommission für den Entwurf des 
Bundesrates gestimmt und damit den Entscheid zugunsten 
der Mehrheit gefällt-, die Festlegung dieser realistischen und 
zweckmässigen Obergrenze zu unterstützen. 

Savary Pierre (R, VD), rapporteur: L'une des premieres cho­
ses qui a ete connue d'«Armee 95» ce sont les effectifs. On a 
toujours parle de 400 000 militaires environ. Dans la loi, le 
Conseil federal, soutenu par la majorite, parle «d'un effectif 
maximum de 400 000 militaires incorpores». 
Les raisons sont evidemment le respect d'une pro messe politi­
que, le dang er d'avoirtoujours plus de demandes de la part de 
ceux qui organisent l'armee. La limite est bien fixee, ce qui re­
gle egalement le probleme financier et permet une plus 
grande flexibilite dans l'organisation. 
La minorite craint, puisqu'on n'a pas fixe de plafond minimum, 
qu'il y ait, ces annees prochaines, une grande diminution des 
effectifs de l'armee et, pour eviter que cela sefasse sans debat 
politique, eile mentionne: «400 000 militaires environ». 
Je vous invite ä soutenir la proposition de la majorite. 
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Villiger Kaspar, Bundesrat: Es geht hier um die Frage einer 
oberen bzw. unteren Grenze. 
Zuerst eine Bemerkung zur oberen Grenze: Hätte ich damals, 
als wir die Armeereform einzuleiten begannen, meine Mitar­
beiterinnen und Mitarbeiter gefragt, wie viele Angehörige die 
neue Armee brauche, damit sie ihren Auftrag wirklich erfüllen 
kann, wäre wahrscheinlich von etwa einer Million die Rede ge­
wesen. Man hätte alles, was wünschenswert gewesen wäre, 
zusammengezählt. Wir wollten damals aber ein klares Signal 
setzen und eine signifikante Verkleinerung realisieren. Es ist 
dann kritisiert worden, man könne doch nicht zuerst eine Zahl 
festlegen und nachher erst das neue Konzept entwickeln. 
Es gibt eben keine mathematische Formel, die besagt, wie 
gross eine Armee für welchen Auftrag sein muss. Das ist ein 
lterationsprozess. Wir haben einmal eine Zahl festgelegt und 
nachher geschaut, ob sie plausibel ist, ob man damit einen 
vernünftigen Auftrag erfüllen kann oder nicht. Es hat sich dann 
gezeigt, dass diese Zahl von 400 000 sehr plausibel ist. Es hat 
sich aber auch gezeigt, dass immer wieder der Wunsch auf­
taucht, hier, da oder dort noch irgendwelche Soldaten einzu­
setzen. 
Deshalb ist es wichtig, dass wir eine klare Obergrenze haben­
die Zahl verändert sich immer wieder, weil es ja immer wieder 
kleinere Revisionen gibt; es wird eine Kompanie aufgehoben, 
eine neue Radarkompanie geschaffen usw.; im Moment sind 
wir vielleicht bei 395 000-; ich will die Grenze von 400 000 Mili­
tärdienstpflichtigen nicht überschreiten, und deshalb wäre mir 
eine klare Formulierung lieber. 
Zur Frage, ob es eine Untergrenze braucht: Es braucht des­
halb keine Untergrenze, weil die Armee in nächster Zeit nicht 
verkleinert werden soll; das würde ohne Ihr Einverständnis oh­
nehin nicht gehen. In der Grösse ist unsere Armee im Prinzip 
eigentlich etwas «überbestimmt». Wir sagen, sie soll ungefähr 
so viele Leute haben; wir legen aber auch die Altersgrenzen 
der Dienstpflicht fest. Die Grösse der Armee ergibt sich aus der 
Resultante von vielen Faktoren: Dienstalter, Ausmusterungs­
quote, Aushebungsquote usw. Es sind also Elemente drin, die 
wir nicht steuern können, und es sind Elemente drin, die wir 
steuern können. 
Nach heutiger Sicht - bei der heutigen Altersgrenze, den 
heute vorliegenden Volkszählungsergebnissen und den Er­
gebnissen des blauen Ausmusterungsweges usw. - dürfte 
der Bestand von 400 000 mit den nötigen Reserven bis auf 
etwa zehn Jahre gesichert sein. Vorher werden wir diese Ar­
mee aus Bestandesgründen nicht verkleinern müssen. In 
etwa zehn Jahren werden wir aber vor der Frage stehen, ob 
wir das Alter wieder anheben müssen oder ob wir dannzumal 
aus demographischen Gründen die Armee erneut verklei­
nern müssen. 
Es ist eine Tatsache, dass wir mit der heutigen Armeegrösse, 
dem heutigen Material, der heutigen Bedrohungslage und 
dem heutigen Auftrag einigermassen in der Lage sein dürften, 
diesen Auftrag glaubwürdig zu erfüllen. Die Armee scheint im 
Verhältnis zu Berufsarmeen um uns herum immer noch etwas 
gross. Sie ist aber im Vergleich zu unserem Umfeld eher klei­
ner geworden, sicher nicht grösser. Aufgrund des Milizcharak­
ters befinden wir uns allerdings in einer besonderen Lage, so 
dass ich sagen kann: Mit dem neuen Auftrag, mit der subsidiä­
ren Unterstützung der Behörden hat sie eine angemessene 
Grösse. 
Wenn wir dannzumal den gleichen Auftrag wie heute mit einer 
kleineren Armee erfüllen wollten, dann wäre das nicht mög­
lich, weil wir aus technischen Gründen das, was wir an «Bei­
nen„ nicht mehr haben, nicht durch Mobilität ersetzen können. 
Sollten wir aber in den nächsten zehn Jahren von Ihnen eini­
germassen vernünftige Rüstungsprogramme genehmigt be­
kommen, beispielsweise im Bereich Mobilität der Infanterie, 
dann dürfte in zehn Jahren eine weitere Reduktion der Armee­
bestände vertretbar sein, ohne dass dabei die Einsatzfähigkeit 
dieser Armee in Frage gestellt würde. Aber das braucht noch 
einige Jahre Investitionen. 
In dem Sinne kann ich Ihnen zusichern, dass es keine Verklei­
nerung der Armee geben wird, und schon gar nicht ohne Ihre 
Mitwirkung. Denn wollten wir sie jetzt schon, ohne Ihre Mitwir­
kung, verkleinern, ist das deshalb nicht möglich, weil wir die 
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Altersgrenze herabsetzen müssten. Sie haben in diesem Be­
schlussentwurf auch festgehalten, welche Heereseinheiten es 
gibt. Also müssten wir Heereseinheiten aufheben; wir könnten 
das nicht nur mit Ausdünnen machen. So gesehen sind ge­
setzlich noch genügend Eckwerte festgelegt, dass eine wei­
tere signifikante Verkleinerung der Armee ohne Ihre Zustim­
mung nicht möglich ist. 
Es ist natürlich denkbar, dass der Bestand z. B. 390 000 oder 
394 000 sein wird, aber er wird nicht auf 300 000 zurückgehen. 
Weil ich Wert auf eine klare, obere Grenze lege, wäre ich Ihnen 
dankbar, wenn Sie der Mehrheit zustimmen würden. Ich sage 
Ihnen auch, dass der Minderheitsantrag vertretbar natürlich 
wäre. Es ist das erste Mal, dass ich in einem Gesetzestext das 
Wort «ungefähr» sehe; bis jetzt hat man für Relativierungen im­
merhin «in der Regel» oder «angemessen» gesagt. Man 
könnte also etwas ironisch sagen, dass man hier eine ange­
messene Bestandesgrösse mit in der Regel ungefähr 400 000 
Mann festlegen könnte. Aber ich glaube, nötig ist das nicht; 
Spass beiseite. 
Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie der Mehrheit zustimmen 
würden. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Abs. 2, 3-AI. 2, 3 
Angenommen -Adopte 

Art. 3-11 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Namentliche Gesamtabstimmung 
Vote sur l'ensemble, par appel nominal 

65Stimmen 
64Stimmen 

Für Annahme des Entwurfes stimmen -Acceptent /e projet: 
Aguet, Baumberger, Bezzola, Bircher Peter, Bonny, Borer Ro­
land, Borradori, Bortoluzzi, Bühler Simeon, Bundi, Bürgi, 
Caspar-Hutter, Cavadini Adriano, Chevallaz, Cincera, Danu­
ser, Darbellay, Deiss, Dettling, Dreher, Duvoisin, Eggenber­
ger, Engler, Epiney, Eymann Christoph, Fehr, Fischer-Hägg­
lingen, Fischer-Seengen, Fischer-Sursee, Fritschi Oscar, 
Früh, Giezendanner, Giger, Gobet, Grossenbacher, Gysin, 
Hafner Rudolf, Hari, Heberlein, Hegetschweiler, Hess Otto, 
Hess Peter, Jenni Peter, Keller Anton, Kern, Kühne, Lepori Bo­
netti, Leu Josef, Loeb Fran9ois, Mauch Rolf, Maurer, Meier 
Hans, Meier Samuel, Meyer Theo, Miesch, Moser, Nebiker, 
Neuenschwander, Oehler, Ostermann, Perey, Philipona, Pon­
cet, Raggenbass, Reimann Maximilian, Ruckstuhl, Rutishau­
ser, Rychen, Savary, Scherrer Werner, Schmid Peter, Schmid 
Samuel, Schmidhalter, Schmied Walter, Schweingruber, Sei­
ler Hanspeter, Seiler Rolf, Sieber, Stamm Judith, Stamm Luzi, 
Steinegger, Steinemann, Steiner Rudolf, Stucky, Theubet, 
Tschuppert Karl, Vetterli, Wanner, Weyeneth, Wiek, Wittenwi­
ler, Wyss William, Züger (93) 

Dagegen stimmen - Rejettent le projet: 
Von Feiten, Frey Claude, Friderici Charles, Haering Binder, 
Leuba, Sandoz, Scheurer Remy, Spielmann (8) 

Der Stimme enthalten sich -S'abstiennent: 
Aubry, Bär, Baumann, Bäumlin, Beguelin, Bore! Frangois, Bu­
gnon, Bühlmann, Eggly, Fankhauser, Goll, Graber, Gros 
Jean-Michel, Gross Andreas, Hämmerle, Herczog, Hollen­
stein, Jeanprätre, Leemann, Leuenberger Ernst, Leuenberger 
Moritz, Mauch Ursula, Misteli, Narbel, Steiger Hans, Tschäp­
pät Alexander, Vollmer, Weder Hansjürg, Wiederkehr, Zbinden 

(30) 
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Abwesend sind - Sont absents: 
Allenspach, Aregger, Berger, Binder, Bischof, Blatter, Blocher, 
Bodenmann, Brügger Cyrill, Brunner Christiane, Bührer Ge­
rold, Caccia, Camponovo, Carobbio, Columberg, Comby, 
Cornaz, Couchepin, de Dardel, David, Diener, Dormann, Du­
cret, Dünki, Fasel, Frey Walter, Gonseth, Grendelmeier, Haf­
ner Ursula, Hildbrand, Hubacher, lten Joseph, Jaeger, Jäggi 
Paul, Jöri, Keller Rudolf, Ledergerber, Maeder, Maitre, Mamie, 
Marti Werner, Maspoli, Matthey, Mühlemann, Müller, Nabholz, 
Pidoux, Pini, Rechsteiner, Robert, Rohrbasser, Ruf, Ruffy, 
Scherrer Jürg, Schnider, Schwab, Segmüller, Spoerry, Stal­
der, Steffen, Strahm Rudolf, Suter, Thür, Tschopp, Ziegler 
Jean, Zisyadis, Zwahlen, Zwygart (68) 

Präsidentin, stimmt nicht - Presidente, ne vote pas: 

Ich beantrage Ihnen, auch um nicht ein Präjudiz für andere 
Diskussionen zu schaffen, auf den Ordnungsantrag Seiler Rolf 
zurückzukommen und ihn abzulehnen. 

Abstimmung - Vote 
Für den Ordnungsantrag 

Leuenberger Mo ritz 
Dagegen 

Abstimmung - Vote 
Für den Ordnungsantrag Seiler Rolf 
Dagegen 

92Stimmen 
39Stimmen 

39Stimmen 
91 Stimmen 

Präsidentin: Es hat sich inzwischen herausgestellt, dass Herr 
Bundesrat Ogi für die Behandlung des Geschäftes 93.055 

Haller (1) schwer auffindbar ist (Heiterkeit) 

Abschreibung - Classement 

Antrag des Bundesrates 
Abschreiben der parlamentarischen Vorstösse 
gemäss Brief an die eidgenössischen Räte 
Proposition du Conseil tederal 
Classer les interventions parlementaires 
selon lettre aux Chambres federales 

Angenommen -Adopte 

An den Ständerat -Au Conseil des Etats 

Ordnungsanträge - Motions d'ordre 

Neuenschwander Willi (V, ZH): Die jetzt beschlossene Trak­
tandenliste kann nicht befriedigen. 
Die Beratung des Geschäftes 93.055, «Radioaktive Abfälle. 
Zwischenlager», erfolgt jetzt schon verspätet Man war der An­
sicht, es werde in der Sommersession behandelt Der Stände­
rat hat dieses Geschäft längstens behandelt Ich bin der Mei­
nung, wir müssten dieses Geschäft in dieser Session beraten, 
denn damit hängen auch Bauvorhaben zusammen, die 1995 
begonnen werden müssen. 
Ich bitte Sie, den Ordnungsantrag zu unterstützen, so dass 
dieses Geschäft heute beraten werden kann. 

Seiler Rolf (C, ZH): Nachdem wir derart in Zeitnot sind, bean­
trage ich Ihnen, auf die noch ausstehenden Voten zur Drogen­
politik zu verzichten und nachmittags um 15.00 Uhr nur noch 
die zwei Vertreter des Bundesrates anzuhören. 

Abstimmung - Vote 
Für den Ordnungsantrag Seiler Rolf 
Dagegen 

Abstimmung - Vote 
Für den Ordnungsantrag Neuenschwander 
Dagegen 

64Stimmen 
52Stimmen 

68Stimmen 
50Stimmen 

Leuenberger Moritz (S, ZH): Ich beantrage Ihnen, auf den 
Ordnungsantrag Seiler Rolf zurückzukommen. 
Ich finde es absolut unglaublich, dass eine organisierte De­
batte mit bereits vorhandener Rednerliste in der Mitte unter­
brochen werden soll. Es wurden mehrere, die noch als Redner 
eingetragen sind, scharf angegriffen. Sie können diese An­
griffe nicht einfach heute nachmittag mit einer persönlichen 
Erklärung richtigstellen, denn sie wurden inhaltlich kritisiert 
Nun soll die demokratische Diskussion in diesem Rat mitten­
drin abgebrochen werdenl Ich finde es unerhört, wenn diejeni­
gen, die diese Angriffe gestartet haben, glauben, nach ihren 
Angriffen könnten sie einfach abklemmen und ihre Gegner 
nicht mehr zu Worte kommen lassen. Wenn wir über das Dro­
genproblem schon nur reden können, dann wenigstens de­
mokratisch! 

Thür Hanspeter (G, AG): Ich bin der Auffassung, dass wir die­
ses Geschäft ohne die Anwesenheit von Bundesrat Ogi nicht 
beginnen dürfen. Es werden in den Rückweisungs- und Nich­
teintretensanträgen eine Reihe von sehr konkreten Fragen an 
Herrn Ogi gerichtet. Wir haben Anspruch darauf, dass er sie 
erstens hört und zweitens dann auch beantwortet 
Aus diesem Grund beantrage ich Ihnen, auf diesen Entscheid 
zurückzukommen. Als wir über den Ordnungsantrag Neuen­
schwander abgestimmt haben, haben wir nicht gewusst, dass 
Herr Ogi nicht anwesend ist. 
Ich bitte Sie, dem Ordnungsantrag zuzustimmen. 

Gysin Hans Rudolf (R, BL): Eine kurze Bemerkung zum Ord­
nungsantrag Thür: Das Geschäft, zu dem Herr Bundesrat Ogi 
Stellung zu beziehen hat, steht ordnungsgemäss auf der Trak­
tanden liste. Herr Bundesrat Ogi ist aufzufinden. (Heiterkeit) 
Ich bitte Sie, den Ordnungsantrag Thür abzulehnen. 

Abstimmung - Vote 
Für den Ordnungsantrag Thür 
Dagegen 

93.055 

Radioaktive Abfälle. 
Zwischenlager 
Dechets radioactifs. 
Depot intermediaire 

61 Stimmen 
75Stimmen 

Botschaft und Beschlussentwurf vom 23. Juni 1993 (BBI 111222) 
Message et projet d'arrete du 23 juin 1993 (FF 111218) 
Beschluss des Ständerates vom 17. März 1994 
Decision du Conseil des Etats du 17 mars 1994 
Kategorie IV, Art 68 GRN - Categorie IV, art. 68 RCN 

Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Eintreten 

Minderheit I 
(Weder Hansjürg) 
Nichteintreten 

Minderheit II 
(Weder Hansjürg, Bäumlin) 
(falls der Antrag der Minderheit I abgelehnt wird) 
Rückweisung an den Bundesrat 
mit dem Auftrag, einen Bericht zu erstatten über die Beein­
trächtigung der militärischen Landesverteidigung durch ober­
irdische Atommüll-Lagerstätten (und A-Werke) und über die 
Gefahren terroristischer Handlungen. 
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93.072 

Militärorganisation 
und Truppenordnung. 
Totalrevision 
Organisation de l'armee 
et administration militaire. 
Revision totale 

Differenzen - Divergences 

Siehe Seite 398 hiervor- Voir page 398 ci-devant 
Beschluss des Nationalrates vom 6. Oktober 1994 
Decision du Conseil national du 6 octobre 1994 

A. Bundesgesetz über die Armee 
und die Militärverwaltung 
A. Loi federale sur l'armee et l'administration mllitalre 

Art.1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Zlegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Artikel 1 behandelt 
den Auftrag der Armee. Über den Auftrag der Armee haben wir 
bei der erstmaligen Behandlung in diesem Rat ausgiebig dis­
kutiert, sowohl in der Kommission wie im Ratsplenum. Er ba­
siert auf dem sicherheitspolitischen Auftrag im Bericht 90 über 
die Sicherheitspolitik der Schweiz. 
Inhaltlich wird der Auftrag der Armee, wie er von Bundesrat 
und Ständerat formuliert worden war, nicht geändert. Dieser 
Auftrag wird vom Nationalrat allerdings hierarchisiert; Haupt­
auftrag ist die Kriegsverhinderung durch Verteidigungsbereit­
schaft, Unterstützung der zivilen Behörden und Friedensför­
derung sind Zweitaufträge. Eigentlich haben wir darüber be­
reits in der Sicherheitspolitischen Kommission ausgiebig ge­
sprochen, aber die Lösung für diese Hierarchisierung nicht 
gefunden. 
Die Kommisson beantragt Ihnen einstimmig, dem Nationalrat 
zuzustimmen. 

Angenommen -Adopte 

Art. 9 Abs. 1 Bst. b, cbis 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 9 al. 1 let. b, cbis 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Bei Artikel 9 geht es 
um die Aushebung. Auch bei dieser Differenz liegt inhaltlich 
keine Änderung vor. Der Nationalrat hat das, was der Stände­
rat mit «Befragung über die Verwendungswünsche» hinzuge­
fügt hat, besser formuliert und richtig eingeordnet 
Die Kommission beantragt einstimmig, dem Beschluss des 
Nationalrates zuzustimmen. 

Angenommen -Adopte 

Art. 23 Abs. 1, 3, 4 
Antrag der Kommission 
Abs.1 
Festhalten 
Abs. 3, 4 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 23 al. 1, 3, 4 
Proposition de la commission 
Al. 1 
Maintenir 
Al. 3, 4 
Adherer a la decision du Conseil national 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Bei Artikel 23 geht es 
um den Ausschluss von der Militärdienstleistung wegen Kon­
kurs und Pfändung. Wir haben hier zwei Differenzen. 
Die Kommission beantragt Ihnen erstens, bei Absatz 1 am Be­
schluss unseres Rates festzuhalten, und zweitens, bei den 
Absätzen 3 und 4 dem Beschluss des Nationalrates zuzu­
stimmen. 
Absatz 2 ist erledigt 
Die Kommission will bei Absatz 1 wie zuvor schon Bundesrat 
und Ständerat am Grundsatz festhalten, dass «Offiziere und 
Unteroffiziere, die in Konkurs fallen oder fruchtlos gepfändet 
werden», von der Militärdienstleistung ausgeschlossen wer­
den müssen. Dies gilt allerdings nicht absolut Die möglichen 
Ausnahmen sind in Absatz 2, der unbestritten ist, geregelt. 
Würden wir dem Nationalrat folgen, hätten wir zwei sich über­
lagernde Kann-Vorschriften. Diese beiden Kann-Vorschriften 
vertragen sich nicht 
Einstimmig beantragt Ihnen deshalb die Kommission, bei Ab­
satz 1 festzuhalten, bei den Absätzen 3 und 4 aber dem Natio­
nalrat zuzustimmen. 

Angenommen -Adopte 

Art. 28 Titel, Abs. 2, 3 
Antrag der Kommission 
Titel, Abs. 2 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abs.3 
Mehrheit 
Der Bundesrat erlässt die erforderlichen .... 
Minderheit 
(Bühler Robert, Morniroli, Rhyner, Uhlmann) 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 28 titre, al. 2, 3 
Proposition de la commission 
Titre, al. 2 
Adherer a la decision du Conseil national 
Al. 3 
Majorite 
Le Conseil federal edicte les dispositions necessaires .... 
Minorite 
(Bühler Robert, Morniroli, Rhyner, Uhlmann) 
Adherer a la decision du Conseil national 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Bei Artikel 28 geht es 
um die Grundrechte der Angehörigen der Armee bzw. um die 
verfassungsmässigen und gesetzlichen Rechte. Wir haben 
hier einen Minderheitsantrag. Ich erlaube mir aber, die An­
träge der Kommissionsmehrheit im voraus zu begründen. Es 
gibt drei Differenzen: 
Die erste Differenz liegt beim Titel. Die Kommission beantragt, 
hier dem Nationalrat zuzustimmen. Damit wird der langen Dis­
kussion, was denn unter Grundrechten überhaupt zu verste­
hen sei - ob mit dem Begriff Grundrechte allein alle Rechte der 
Angehörigen der Armee abgedeckt werden sowie ob Grund­
rechte einerseits und verfassungsmässige und gesetzliche 
Rechte andererseits überhaupt identisch seien-, ein Ende be­
reitet Titel und Text stimmen damit überein. 
In Absatz 2 sollen gemäss Nationalrat Einschränkungen die­
ser Rechte auch im Ausbildungsdienst zulässig sein. Dage­
gen hat die Kommission nichts einzuwenden. Sie beantragt, 
dem Nationalrat zuzustimmen. 
Bei Absatz 3, den der Nationalrat neu eingefügt hat, geht es 
darum, festzulegen, wem die Kompetenz zum Erlass von Be­
stimmungen bezüglich Einschränkung derverfassungsmässi­
gen und gesetzlichen Rechte zustehen soll. Die Mehrheit der 
Kommission beantragt, allein dem Bundesrat die Kompetenz 
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zu geben. Die Vorschriften des Bundesrates sollen auch in 
Ordnungsdiensten gelten, zu denen ein Kanton aufgeboten 
hat Die Rechte sind die gleichen, weshalb auch die Ein­
schränkungen gleich sein sollen. Man will einerseits verhin­
dern, dass keine Regelungen geschaffen werden, und ande­
rerseits, dass 26 unterschiedliche Regelungen bestehen. 

Bühler Robert (R, LU), Sprecher der Minderheit: Wie der Kom­
missionspräsident gesagt hat, geht es hier um die Rechte der 
Angehörigen der Armee. Grundsätzlich soll der Bundesrat die 
erforderlichen Bestimmungen über die Rechte und Pflichten 
der Soldaten erlassen. Nach Meinung derjenigen Kommis­
sionsmitglieder, die den Minderheitsantrag stellen, sollte es 
aber eine Ausnahme geben. Die Kantone können bestimmte 
Teile der Armee für ihren Ordnungsdienst aufbieten. Die Sol­
daten unterstehen dann der kantonalen Hoheit. Deshalb hat 
der Nationalrat hier eine Ergänzung vorgenommen. 
Der Bundesrat oder - bei kantonalen Aufgeboten für den Ord­
nungsdienst - der Kanton erlassen die erforderlichen Bestim­
mungen. Das schien uns logisch und richtig. Der Kanton über­
nimmt ja auch die Verantwortung für diese Soldaten. Also soll 
er sagen, welche Rechte und Pflichten diese Soldaten haben. 
Deshalb fanden wir, man sollte die Fassung des Nationalrates 
hier unterstützen. Erst recht wir als Ständeräte sollten gegen­
über den Kantonen diese Forderung aufnehmen. Dazu hätten 
wir erst noch eine Differenz zum Nationalrat weniger. Ich bitte 
Sie also, dem Nationalrat zuzustimmen. 

Villiger Kaspar, Bundesrat: Zum ersten bin ich um jede Diffe­
renz, die nicht mehr besteht, froh, weil so das Verfahren etwas 
beschleunigt wird. Aber das darf für Sie ja nicht wegleitend 
sein. 
Die kantonalen Ordnungseinsätze sind an sich in der heutigen 
Zeit problematisch. Ich bin nicht so ganz sicher, ob das über­
haupt noch realistisch ist Es ist aber in der Verfassung so vor­
gesehen; das kommt noch aus dem letzten Jahrhundert. 
Wenn man irgend einmal die Wehrverfassungsartikel korrigie­
ren will, wird man daran denken müssen. Ich stelle allerdings 
fest, dass die Kantone -wahrscheinlich auch aus psychologi­
schen Gründen - sehr grossen Wert auf diese Möglichkeit le­
gen. Aber ich halte sie letztlich in unserem kleinen Land wirk­
lich für problematisch, und ich kann mir kaum vorstellen, dass 
solche Einsätze in Zukunft ohne Rücksprache mit dem Bund 
möglich sein werden. 
Aus dieser Sicht habe ich natürlich ein gewisses Verständnis 
für den Antrag der Mehrheit, wonach man dem Bundesrat al­
lein die Kompetenz gibt, diese Vorschriften zu machen, wenn 
es um die Aufhebung dieser Rechte geht. Meine Rechtsge­
lehrten sind nun aber der Meinung, dass die Formulierung ge­
mäss Antrag der Minderheit- d. h. gemäss Beschluss des Na­
tionalrates - die richtige ist, weil die Kantone diese verfas­
sungsmässige Kompetenz haben, ihren Truppen den Auftrag 
zu erteilen, und weil sie damit die Einsatzverantwortung tra­
gen. Demzufolge obliegt es den Kantonen, die Rechte und 
Pflichten zu definieren, die ja auch eine gewisse Vorausset­
zung für das Gelingen eines derartigen Einsatzes sein kön­
nen. Man denkt hier vor allem an Polizeibefugnisse oder auch 
an den Waffengebrauch. Wenn der Bundesrat diese Rege­
lungskompetenz hätte, könnte er mittels Festlegung dieses 
Statutes sozusagen Einfluss auf den Einsatz dieser Angehöri­
gen der Armee nehmen, obwohl sie letztlich unter der Einsatz­
verantwortung des betreffenden Kantons stünden. 
In diesem Sinne ist das Departement der Meinung, man sollte 
der Minderheit zustimmen. Ich selber halte die praktische Be­
deutung dieses Entscheides nicht für gewaltig, weil ich nicht 
an einen solchen Einsatz in der Zukunft glaube. 

Titel, Abs. 2 - Titre, al. 2 
Angenommen -Adopte 

Abs. 3-AI. 3 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Minderheit 
Für den Antrag der Mehrheit 

14Stimmen 
13Stimmen 

Art. 35 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Hier wird der Begriff 
«bösartige Krankheit» durch den Begriff «schwere Krankheit» 
ersetzt Unter «bösartig» in diesem Sinne versteht man heute 
vor allem krebsartige, tumorartige Krankheiten. Also würde 
der Begriff «bösartig» nicht alle gemeinten Krankheiten um­
fassen. 
Die Kommission beantragt Ihnen Zustimmung zum Beschluss 
des Nationalrates. 

Angenommen -Adopte 

Art.41-45 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Die Artikel dieses Ka­
pitels können gemeinsam behandelt werden. 
Sie kennen das Stimmenverhältnis des Ständerates aus der 
ersten Beratung. Der Nationalrat hat, eigentlich ohne grosse 
Diskussion, auf diese Ombudsperson verzichtet Die Sicher­
heitspolitische Kommission hatte Ihnen bereits das erste Mal 
beantragt, dieses Kapitel zu streichen, und sie kommt heute 
zum gleichen Antrag. 
Grosse Diskussionen wurden in der Sicherheitspolitischen 
Kommission nicht mehr geführt. Man darf festhalten, dass 
festgestellt worden ist, der Bundesrat habe ja auf eine Om­
budsperson in der Bundesverwaltung verzichtet oder sie zu­
mindest zurückgestellt Es sei deshalb nicht notwendig, dass 
jetzt in der Armee ein Sonderzüglein gefahren werde. Eine 
Armee müsse im übrigen so organisiert sein, dass die Rechte 
des einzelnen gesichert seien, eine Ombudsperson sei also 
nicht notwendig. Auch Herr Bundesrat Villiger erklärte, dass 
die Frage einer Ombudsperson nicht ein zentrales Anliegen 
der «Armee 95» sei, obwohl sie der Armee wohl angestanden 
hätte. 
Die Sicherheitspolitische Kommission beantragt Ihnen jeden­
falls ohne Gegenstimme, dieses Kapitel vollumfänglich zu 
streichen. 

Schoch Otto (R, AR): Ich bin nach wie vor davon überzeugt. 
dass die Einführung einer Ombudsperson sinnvoll wäre. Der 
Kommissionspräsident hat jetzt darauf hingewiesen, dass 
sich die Kommission dem Nationalrat ohne Gegenstimme an­
geschlossen hat. Meinerseits möchte ich einfach festhalten, 
dass dieser Entscheid auf die Mehrheitsverhältnisse im Natio­
nalrat zurückzuführen ist, die klar waren, und auch darauf, 
dass die Beschlussfassung in unserem Rat seinerzeit sehr 
knapp, nämlich mit einer Stimme Differenz, erfolgte. Ange­
sichts dieser Situation schien es mir persönlich und meinen 
«Gesinnungsgenossen» - die seinerzeit mit mir in diesem Rat 
einen entsprechenden Minderheitsantrag gestellt hatten und 
mit mir der Meinung gewesen waren, es wäre zweckmässig, 
eine Ombudsperson einzuführen - sinnvoller und gegeben, 
den geordneten Rückzug anzutreten und auf einen Minder­
heitsantrag zu verzichten. 
Das ändert nichts an meiner grundsätzlichen Überzeugung 
und nichts daran, dass man gegebenenfalls später auf diese 
Situation und Problematik zurückkommen können müsste. 

Villiger Kaspar, Bundesrat: Wenn ich mich an die erste Le­
sung in Ihrem Rat zurückerinnere, dann bedurfte es doch ei­
nes ziemlich beredten Einsatzes meinerseits, um Sie über­
haupt zu einem wenn auch sehr knappen Beschluss, mit einer 
Stimme Differenz, zugunsten dieses Ombudsmanns bewe­
gen zu können. In der Detailberatung haben Sie es nicht unter­
lassen, diesen Ombudsmann auf ein «Ombudsmännchen» zu 
redimensionieren. (Heiterkeit) 
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Ich stelle fest, dass der Zeitgeist solchen Ombudspersonen im 
Moment nicht besonders hold ist Das kann wieder einmal 
ändern. 
Ich hätte es sehr begrüsst, wenn man die Stelle dieses Om­
budsmannes geschaffen hätte. Die Gründe, die man gegen 
ihn ins Feld geführt hat - er würde die Autorität der Komman­
danten unterlaufen, er sei nicht nötig usw. -, sind für mich 
nicht stichhaltig. Ich bin und bleibe bei meiner Meinung, dass 
ein informelles Verfahren zur Bereinigung von gewissen Diffe­
renzen für den Wehrmann auch präventiv gut gewesen wäre 
und die Armee in keiner Weise gestört hätte. Aber ich bin mir 
bewusst: Hier war der Entscheid sehr knapp, im Nationalrat 
war er deutlich. Und wie ich die Stimmung im Nationalrat ein­
schätze, ist der Nationalrat in dieser Frage nicht umzustim­
men. Deshalb verzichte ich aus realpolitischer Einsicht darauf, 
den bundesrätlichen Antrag zu verteidigen; aber ich verhehle 
nicht, dass ich es schade finde, dass die Stelle eines Ombuds­
manns nicht geschaffen werden kann. 

Angenommen -Adopte 

Art. 51 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 51 al. 2 
Proposition de Ja commission 
Adherer ä la decision du Conseil national 

Angenommen -Adopte 

Art. 71 Abs. 1, 3 
Antrag der Kommission 
Abs.1 
.... dafür gebildete, unbewaffnete schweizerische Truppen .... 
Abs.3 
Der Bundesrat kann einzelnen Personen zum Selbstschutz 
den Waffengebrauch bewilligen. 

Art. 71 al. 1, 3 
Proposition de Ja commission 
Al. 1 
.... des troupes suisses non armees specialement formees .... 
A/.3 
Le Conseil federal peut autoriser certaines personnes ä faire 
usage de leurs armes aux fins d'assurer leur propre protec­
tion. 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Es geht um den Frie­
densförderungsdienst Zwischen der Erstbehandlung in unse­
rem Rat und heute liegt die Abstimmung über das Blauheim­
gesetz. Es geht darum, nicht etwas in das Gesetz aufzuneh­
men, das gemäss Abstimmung dem Volkswillen widerspre­
chen würde. Der Friedensförderungsdienst soll aber klar defi­
niert werden. Im Grundsatz ist dieser Dienst unbewaffnet zu 
leisten. Zum Selbstschutz soll der Bundesrat aber den Waffen­
gebrauch einzelnen, d. h. die Bewaffnung einzelner, bewilli­
gen können. 
Ich bitte Sie, dem Antrag der Kommission zuzustimmen. 

Vllllger Kaspar, Bundesrat: Meiner Ansicht nach ist die For­
mulierung Ihrer Kommission in Absatz 1 die bessere als jene 
des Nationalrates: dass man grundsätzlich keine Blauhelme 
stellt, die per definitionem bewaffnet sind, sondern unbewaff­
nete Truppen stellt Ich schliesse mich dem an. 
Mit Absatz 3 in dieser Formulierung kann ich leben, weil er den 
Volksentscheid nicht unterläuft. 

Angenommen -Adopte 

Art. 72 Abs. 1 Bst. e 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 72 al. 1 let. e 
Proposition de la commission 
Adherer ä la decision du Conseil national 

Angenommen -Adopte 

Art. 78 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 78al.2 
Proposition de la commission 
Adherer ä la decision du Conseil national 

ZieglerOswald (C, UR), Berichterstatter: Bei Artikel 78gehtes 
um Zuständigkeiten. Der Nationalrat will, dass das EMD zu­
ständig sei, über Ausnahmen von der grundsätzlichen An­
rechnung des Assistenzdienstes an die Dienstleistungspflicht 
zu entscheiden, wie es auch der Bundesrat wollte. Der Stände­
rat beschloss in der Erstberatung, den Bundesrat als zustän­
dig zu erklären. 
Die Kommission beantragt Ihnen allerdings, hier dem Natio­
nalrat zuzustimmen, also die alte Zuständigkeit beizube­
halten. 

Angenommen -Adopte 

Art. 93 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 93al. 2 
Proposition de la commission 
Adherer ä la decision du Conseil national 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Die Kommission be­
antragt Ihnen, dem Nationalrat zuzustimmen. Allerdings ist 
der Kommissionssprecher beauftragt, folgende Bemerkung 
zu machen. Ich zitiere aus dem Protokoll: « .... dass die Frie­
densgliederung durch den General nicht endgültig verändert 
werden darf.» Das ist ausdrücklich festgehalten worden, ob­
wohl man dem Nationalrat zustimmen will. 

Huber Hans Jörg (C, AG): Während der Budgetdebatte war 
«Verzichtplanung» eines der grossen Worte, die ständig wie­
der gebraucht wurden. Bei der Differenzbereinigung zur Total­
revision der Militärorganisation und Truppenordnung sind es 
offenbar die Verzichte, die das Feld beherrschen. 
Ich bin nach wie vor der Überzeugung, dass das, was wir hier 
statuieren, sachlich gesehen, zu grossen politischen Differen­
zen zwischen dem militärischen Führer und dem strategi­
schen Führungsorgan, dem Bundesrat, führen kann, nämlich 
die Bildung und Auflösung von Grassen Verbänden, bei de­
nen der Bundesrat jetzt die Kompetenz für sich in Anspruch 
nimmt 
Sie haben soeben vom Kommissionspräsidenten eine Kom­
missionsinterpretation gehört, die in der Richtung dieser Vor­
behalte geht, indem der Handlungsspielraum des Oberbe­
fehlshabers im Kriegszustand nicht durch politische Ent­
scheide des Bundesrates eingeengt werde sollte. Nachdem 
auch der Vorsteher des EMD dieser Lesart in der Kommission 
durchaus Verständnis entgegengebrachte und eine flexible 
Haltung bewies, stelle ich hier keinen Antrag, sondern belasse 
es in diesem Sinne aus meiner Sicht bei Artikel 93 in der Fas­
sung des Nationalrates, mit der ausdrücklichen Erklärung, 
dass ich aus der Wehrgeschichte der Schweiz ganz klar er­
sehe, dass hier ein heikler Streitpunkt geschaffen werden 
kann, der von beiden Seiten - vom Oberbefehlshaber und 
vom Bundesrat - Verständnis, Flexibilität und gegenseitige 
Kontakte erfordert Ich bitte sehr darum, dass diese Bestim­
mung, sofern sie überhaupt einmal zur Anwendung kommt, 
nicht rigide im Sinne des Gesetzes, sondern im Sinn des In­
halts der Norm angewandt wird. 
Ich stelle Ihnen also keinen Antrag. 
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Villiger Kaspar, Bundesrat: Ich bin absolut gleicher Meinung 
wie Herr Huber. Ich muss vorausschicken, dass die bundes­
rätliche Fassung, wo es sogar um Truppenkörper ging, sicher­
lich zu eng war. Wenn man von Bildung und Auflösung Gros­
ser Verbände spricht, so ist die Meinung, dass das Akte sind, 
wo ein Grosser Verband eine andere Nummer bekommt, wo 
das Kommando klar strukturiert wird usw. Aber das gilt nicht, 
wenn der General für einen konkreten Einsatz ad hoc irgendei­
nen Zusammenzug von verschiedenen Truppenkörpern für ei­
nen bestimmten Einsatz sozusagen nach Mass macht. Das 
müsste der Bundesrat nicht genehmigen. 
In diesem Sinne glaube ich, dass eine eigentliche Bildung und 
Auflösung eines Grassen Verbandes während eines Konflik­
tes oder eines Einsatzes eher die Ausnahme sein werden. 
Dann wird die Rücksprache mit dem Bundesrat wahrschein­
lich eine Formsache sein. Aber man kann sich dann immerhin 
auch über die politischen Implikationen unterhalten. Die Frie­
densgliederung würde, wie Ihr Kommissionspräsident zu 
Recht gesagt hat, nachher wieder hergestellt, und dort ist ja 
das Politikum mit den Kantonen und kantonalen Truppen usw. 
Wenn aber der General sagt, er möchte für einen besonderen 
Einsatz diese oder jene Einheiten oder Truppenkörper zwecks 
Erreichung eines bestimmten Ziels zusammenziehen, kann er 
das tun. Will er aber für den Rest des Konflikts definitive Struk­
turen schaffen, kommt er um eine Rücksprache mit dem Bun­
desrat nicht herum. 
Ich meine also, dass die Flexibilität des Oberbefehlshabers 
dadurch nicht geschmälert wird, und das gebe ich hier gerne 
zu Protokoll. 
In diesem Sinne schliesse ich mich dem Berichterstatter an. 

Angenommen -Adopte 

Art. 121 Abs. 2bis 
Antrag der Kommission 
Festhalten, aber: 
Dieses stellt die Mitsprache der obersten .... 

Art. 121 al. 2bis 
Proposition de la commission 
Maintenir, mais: 
Celui-ci consulte les commandants .... 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Bei der Differenz bei 
Artikel 121 geht es um die Funktion der obersten Truppen­
kommandanten bei Fragen der Landesverteidigung: Haben 
sie keine Funktion? Können sie mitwirken? Können sie nur mit­
sprechen? Können sie mindestens in den grundlegenden Fra­
gen der Landesverteidigung mitsprechen? 
Die Kommission ist eindeutig der Meinung, dass diese Funk­
tion, dieses Mitwirken oder Mitsprechen, was es auch immer 
sei, im Gesetz festzuschreiben sei; ob nun diese obersten 
Truppenkommandanten mitsprechen, mitwirken oder eben 
gar nichts zu sagen haben, kann nicht einfach irgend jeman­
dem überlassen werden. 
Allerdings zeigt man Entgegenkommen; es wird lediglich 
noch Mitsprache verlangt- Mitsprache der obersten Truppen­
kommandanten. Es sollte aber unabdingbar sein, dass das 
Anliegen im Gesetz aufgenommen wird. 
Ich beantrage Ihnen deshalb, der Kommission zuzustimmen. 

Vllllger Kaspar, Bundesrat: Ich selber halte den Absatz für 
nicht nötig, denn wir tun das ohnehin. Es liegt auch im Interesse 
des Departementes, dass man die Korpskommandanten, die 
hier gemeint sind, in die Entscheidungsfindungen einbezieht 
Die letzte Entscheidung liegt dann beim Departementschef, 
der das dann wiederum im Bundesrat einbringen muss. Aber 
wir haben ja nicht zuletzt deshalb diese sogenannte Geschäfts­
leitung gebildet, um damit zu signalisieren, dass wir alle betrof­
fenen höchsten Truppenkommandanten in die Entschei­
dungsfindung konstruktiv einbeziehen wollen. Ich bin also in 
diesem Sinne nicht gegen diese Formel; ich kann·mich dem 
anschliessen. Auch das Wort «Mitsprache» ist besser als «Mit­
wirkung», weil ja der Departementschef aus dem System her­
aus sozusagen die letzte Entscheidung haben muss. 

26-S 

Ich bin nicht ganz sicher, wie der Nationalrat reagieren wird, 
denn im Hinblick auf spätere Reformen mit vielleicht anderen 
Strukturen hat man dort eine gewisse Reserve gehabt, ob man 
nun diese Mitsprache gesetzlich festschreiben und sich damit 
eine gewisse Flexibilität wahren soll. 
Ich wehre mich aber in diesem Sinne nicht gegen diesen 
Artikel. 

Angenommen -Adopte 

Art. 131 Titel 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 131 titre 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Bei Artikel 131 befin­
den wir uns immer noch beim Achten Titel «Armeeleitung und 
Militärverwaltung» (1. Kapitel «Leitung des Militärwesens»; 
2. Kapitel «Bund und Kantone»). 
Nun hat man mit den Artikeln 131 und 132 ein neues Kapitel 
gemacht unter dem Titel «Militärische Bauten und Anlagen». 
Man hat gleichzeitig den Titel von Artikel 131 geändert. Wäh­
rend er vorher «Bewilligung für militärische Bauten und Anla­
gen» hiess, weil ja der Obertitel nicht hier stand, lautet er neu 
«Bewilligungspflicht». 
Am Text der Artikel 131 und 132 hat sich nichts geändert. 
Wir beantragen Ihnen, dem Nationalrat zuzustimmen. 

Angenommen -Adopte 

Anhang Ziff. 2-4 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Annexe eh. 2-4 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Ziegler Oswald (C, UR), Berichterstatter: Sie haben die Arti­
kel 41 bis 45 - die Ombudsperson - gestrichen und damit 
dem Nationalrat zugestimmt. Die auf der Fahne aufgeführten 
Artikel betreffen diese Ombudsperson. Also müssen wir hier 
folgerichtig dem Nationalrat zustimmen. 

Angenommen -Adopte 

An den Nationalrat -Au Conseil national 

94.051 

PTT. Voranschlag 1994. 
Nachtrag II 
PTT. Budget 1994. 
Supplement 11 

Botschaft und Beschlussentwurf vom 19. Oktober 1994 
Message et projet d'arräte du 19 octobre 1994 
Bezu1;1 bei der Generaldirektion PTI, 
Viktoriastrasse 21, 3030 Bern 
S'obtiennent aupres de la Direction generale des PTI, 
Viktoriastrasse 21, 3030 Berne 
Beschluss des Nationalrates vom 5. Dezember 1994 
Decision du Conseil national du 5 decembre 1994 

Schüle Kurt (R, SH), Berichterstatter: Wenn wir bedenken, 
dass die PD-Betriebe jährlich Ausgaben in der Grössenord­
nung von 14 Milliarden Franken tätigen, so ist völlig klar, dass 
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Achte Sitzung - Huitieme seance 

Mittwoch, 1. Februar 1995, Vormittag 
Mercredi 1erfevrier 1995, matin 

08.00h 

Vorsitz-Presidence: Frey Claude (R, NE) 

93.072 

Militärorganisation 
und Truppenordnung. 
Totalrevision 
Organisation de l'armee 
et administration militaire. 
Revision totale 

Differenzen - Divergences 

Siehe Jahrgang 1994, Seite 1772- Voir annee 1994, page 1772 

Beschluss des Ständerates vom 13. Dezember 1994 
Decision du Conseil des Etats du 13 decembre 1994 

A. Bundesgesetz über die Armee 
und die Militärverwaltung 
A. Loi federale sur l'armee et l'administration militaire 

Keller Anton (C, AG), Berichterstatter: Wir haben das Militär­
gesetz in der vergangenen Herbstsession behandelt Der 
Ständerat hat sich inzwischen mit mehreren Differenzen aus­
einandergesetzt und sie in unserem Sinne bereinigt. Geblie­
ben sind drei, die heute zu behandeln sind. 
Die Sicherheitspolitische Kommission wird Ihnen vorschla­
gen, diese drei Differenzen im Sinne des Ständerates zu berei­
nigen. Es handelt sich um Differenzen von geringer politischer 
Bedeutung. 

Savary Pierre (R, VD), rapporteur: Les modifications que nous 
avons apportees a la loi federale sur l'armee et l'administration 
militaire ont ete en grande partie acceptees par le Conseil des 
Etats. 
II subsiste toutefois quelques divergences que l'on peut qua­
lifier de minimes. Votre commission, apres les avoir exami­
nees, se rallie sans grande discussion aux decisions du 
Conseil des Etats. Les decisions de la commission ont ete 
prises nettement, pratiquement toutes, a l'unanimite des 
membres. On devrait donc aujourd'hui pouvoir eliminer tou­
tes les divergences. 
C'est en tout cas ce que vous propose la Commission de la 
politique de securite. 

Sandoz Suzette (L, VD): Arrivant ä la finde la procedure d'eli­
mination des divergences, le groupe liberal tient ä affirmer son 
soutien ä «Armee 95», mais ä faire part d'une preoccupation. 
La mise en place d'«Armee 95» impliquera un certain nombre 
de depenses indispensables. Nous serions en train de mentir 
aux citoyens si nous etions ä la fois d'accord avec l'organisa­
tion de l'armee et prets ä soutenir ensuite !'initiative populaire 
«Pour moins de depenses militaires et davantage de politique 
de paix». II importe donc maintenant dejä de savoir qu'il sera 
inadmissible d'accepter une diminution ulterieure des depen­
ses militaires. 

Militärorganisation und Truppenordnung 

Le president: Je vous informe que Je groupe Adl/PEP ap­
prouve les propositions de la commission. II en va de meme 
du groupe de I' Union democratique du centre. 

Art. 23 Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 23 al.1 
Proposition de Ja commission 
Adherer ä la decision du Conseil des Etats 

Keller Anton (C, AG), Berichterstatter: Eine kurze Bemerkung 
hierzu: Der Bundesrat hatte hier, beim Ausschluss von Offizie­
ren und Unteroffizieren, die in Konkurs fallen oder fruchtlos 
gepfändet werden, die verpflichtende Formel vorgeschlagen. 
Unsere Version war etwas offener: « .... können von der Militär­
dienstleistung ausgeschlossen werden.» Der Ständerat 
schlägt vor, wieder auf die ursprüngliche Fassung des Bun­
desrates zurückzukehren. Wir können uns dem anschliessen, 
weil im Absatz 2 klar ausgedrückt ist, dass der Ausschluss un­
terbleiben kann, wenn die Zahlungsunfähigkeit nicht durch 
Leichtsinn oder durch betrügerisches Verhalten erfolgte. Inso­
fern besteht im Grunde genommen materiell gar kein Unter­
schied; wir können dem Ständerat zustimmen. 

Savary Pierre (R, VD), rapporteur: A l'article 23, nous avions 
dans notre decision du 6 octobre 1994 adopte la formule po­
testative. Le Conseil des Etats n'en a pas voulu. Nous vous 
proposons de vous rallier ä sa decision qui para1t effective­
ment plus claire: ä l'alinea 1 er, on fixe la regle generale; a 
l'alinea 2, on fixe les exceptions. Le but de cet article est d'ex­
clure du service militaire des personnes qui ont ete jugees 
pour delinquance ou escroquerie, qui n'ont plus la confiance 
ou qui ne sauraient pas etre tolerees par leurs camarades. 
C'est ä l'unanimite que la commission vous recommande 
d'accepter d'eliminer cette divergence. 

Angenommen -Adopte 

Art. 71 Abs. 1, 3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 71 al. 1, 3 
Proposition de Ja commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Keller Anton (C, AG), Berichterstatter: Hier haben wir im An­
schluss an die Abstimmung vom 12. Juni 1994 eine Anpas­
sung vorgenommen, indem wir in einem neuen Absatz 3 klar 
zum Ausdruck gebracht haben, dass der Friedensförderungs­
dienst unbewaffnet geleistet werden muss. 
Der Ständerat hat diesen Inhalt übernommen. Er baut aber un­
seren Absatz 3 in seinen Absatz 1 ein. Hier besteht also keine 
Differenz. 
Auf der anderen Seite möchte der Ständerat eine Ausnahme 
vorsehen, indem der Bundesrat für einzelne Personen, also 
nicht für Verbände, die Möglichkeit einräumt, eine Waffe - zu 
denken ist an eine Pistole - zum Selbstschutz zu tragen. 
Wir erachten es als zweckmässig, diese Möglichkeit einzuräu­
men. Wir schliessen uns mit grosser Mehrheit bei einer Gegen­
stimme und ein paar Enthaltungen an. 

Savary Pierre (R, VD), rapporteur: A l'article 71, notre Conseil, 
pour montrer son respect de la decision populaire sur les cas­
ques bleus, avait cru bon de mentionner que le service de pro­
motion de la paix est un service non arme. Le Conseil des Etats 
reprend cette disposition, mais en l'englobant dans l'alinea 1 er 
qui devient la regle. A l'alinea 3, on admet toutefois qu'il peut y 
avoir des exceptions. En effet, il faut reconna1tre qu'il peut y 
avoir des cas ou des personnes engagees dans ce service tres 
particulier devront assurer leur propre protection. Dans l'esprit 
de lacommission etdu Conseil federal, l'autorisation ne portera 
que sur l'arme personnelle. II s'agit avanttout du pistolet. 
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Votre commission, par 16 voix contre 1, vous propose d'ac­
cepter la decision du Conseil des Etats. 

Angenommen -Adopte 

Art. 121 Abs. 2bis 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 121 al. 2bis 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Keller Anton (C, AG), Berichterstatter: In einem Absatz 2bis 
hat der Ständerat seinem Anliegen Ausdruck gegeben, dass 
die Mitwirkung der Kommandanten der Korps sichergestellt 
ist, die ja die Truppe repräsentieren. 
Wir erachteten diese Festschreibung als nicht nötig, weil es 
selbstverständlich ist, dass die Meinungen der Korpskomman­
danten bei der Vorbereitung von wesentlichen Entscheidun­
gen des EMD mit einbezogen werden; deswegen haben wir Ih­
nen damals empfohlen, diesen neuen Absatz zu streichen. 
Wir können uns indes gleichwohl anschliessen, wenn der 
Ständerat darauf beharrt. Wir erachten es zwar nicht als nötig, 
dies hier ausdrücklich zu sagen, es ist jedoch zweifellos rich­
tig, dass der Einbezug erfolgt. 
Der Ständerat hat im übrigen noch eine Veränderung gegen­
über seinem ursprünglichen Vorschlag vorgenommen, indem 
er «Mitwirkung» durch «Mitsprache» ersetzt, was präziser ist 
und genau dem entspricht, was hier gemeint ist: Die Komman­
danten der Korps sollen ihre Meinung in der Geschäftsleitung 
des EMD zum Ausdruck bringen können, aber den Entscheid 
wird dann der Bundesrat respektive der Chef EMD fällen. Das 
ist mit dem Wort «Mitsprache» sichergestellt. 
Die Kommission bittet Sie, und zwar einstimmig, sich dem 
Ständerat anzuschliessen. 

Savary Pierre (R, VD), rapporteur: L'article 121 consacre la pri­
maute du politique sur le militaire. Dans l'ancienne organisa­
tion militaire, la direction supreme des affaires militaires etait 
du ressort de la Commission de defense militaire. Le Conseil 
des Etats estime que ce que le Conseil federal a prevu est in­
suffisant et demande que la collaboration des commandants 
de troupe, en l'occurrence les commandants de corps d'ar­
mee, soit indispensable pour toutes les questions fondamen­
tales de la defense nationale. Notre Conseil avait ete plutöt reti­
cent a cette collaboration. Une nouvelle formulation a ete trou­
vee et on ne parle plus de collaboration avec les comman­
dants de troupe, mais de consultation. 
La commission, a l'unanimite, accepte cette fagon de proce­
der et vous propose egalement, a l'unanimite, d'eliminer cette 
divergence. 

Angenommen -Adopte 

An den Ständerat-Au Conseil des Etats 

91.019 

Bundesverfassung. Sprachenartikel 
Constitution federale. 
Article sur les langues 

Differenzen - Divergences 

Siehe Jahrgang 1993, Seite 1541 - Voir annee 1993, page 1541 
Beschluss des Ständerates vom 15. Juni 1994 
Decision du Conseil des Etats du 15 juin 1994 

Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Ablehnung des Antrages der Minderheit 
Minderheit 
(Robert, Fehr, Kern, Maeder, Schmid Peter, Steffen) 
Aufschiebung der Vorlage 
bis der Bundesrat dem Parlament den Entwurf zur Totalrevi­
sion der Bundesverfassung unterbreitet hat; längstens aber 
bis Dezember 1996. 

Proposition de la commission 
Majorite 
Rejeter la proposition de la minorite 
Minorite 
(Robert, Fehr, Kern, Maeder, Schmid Peter, Steffen) 
Report du traitement du projet 
jusqu'a ce que le Conseil federal ait soumis au Parlement le 
projet de revision totale de la Constitution federale; cepen­
dant, au plus tard jusqu'en decembre 1996. 

Bundi Martin (S, GR), Berichterstatter: Wir befassen uns zum 
zweiten Mal mit dem Sprachenartikel. Das erste Mal war es vor 
fast eineinhalb Jahren, nämlich in der Session, die wir in Genf 
abhielten (Herbstsession 1993). Wir haben es auch bei dieser 
Vorlage mit dem helvetischen Tempo zu tun. 
Die nationalrätliche Kommission hat sich bemüht, eine neue 
Version des Sprachenartikels zu schaffen, die eine kompakte 
Formulierung darstellt, inhaltlich das Notwendige abdeckt, 
Einwände des Ständerates teilweise berücksichtigt und damit 
auch konsensfähig sein sollte. 
Auf der ersten Seite der Fahne finden Sie gut übersichtlich un­
seren Antrag neben dem letzten Beschluss des Ständerates 
dargestellt. Die Kommission hielt mehrheitlich fest, dass nach 
wie vor ein klarer Bedarf, ja geradezu ein Gebot besteht, drei 
Dinge in Artikel 116 der Bundesverfassung festzuschreiben: 
1. das Anliegen nach Förderung der Verständigung und des 
Austausches unter den Sprachgemeinschaften; 
2. die Notwendigkeit von besonderen Massnahmen von Bund 
und Kantonen zur Erhaltung und Förderung bedrohter Lan­
dessprachen; 
3. die Erhebung des Rätoromanischen zur Teilamtssprache 
des Bundes. 
Ich bin überzeugt, dass wir mit dieser Fassung die echten und 
prioritären sprachpolitischen Grundsätze unseres Landes auf­
greifen und mit der verfassungsrechtlichen Verankerung auch 
dem Sinn und Wortlaut diverser internationaler Konventionen 
Rechnung tragen. Nun zu unseren Anträgen: 
1. Der Absatz 1 von Artikel 116 entspricht dem heute gültigen 
Verfassungstext, inhaltlich besteht keine Differenz zum Stän­
derat. Unser Text ist nur etwas moderner formuliert; er enthält 
nicht die etwas altertümliche Bezeichnung «Nationalspra­
chen», sondern spricht von Landessprachen. Diese Version 
betrifft nur den deutschsprachigen Text. 
2. In Absatz 2 haben wir an unserem früheren Beschluss (vgl. 
Abs. 3; AB 1993 N 1559) festgehalten, wonach Bund und Kan­
tone die Verständigung und den Austausch zwischen den 
Sprachgemeinschaften fördern. 
Dieses Anliegen wurde im Rahmen der Verständigungsdebat­
ten in beiden Räten prioritär eingestuft. Es wurde mit einer Mo-
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Siebente Sitzung - Septieme seance 

Freitag, 3. Februar 1995, Vormittag 
Vendredi 3 fevrier 1995, matin 

08.00h 

Vorsitz-Presidence: Küchler Niklaus (C, OW) 

Schlussabstimmungen 
Votations finales 

93.072 

Militärorganisation 
und Truppenordnung. 
Totalrevision 
Organisation de l'armee 
et administration militaire. 
Revision totale 

Siehe Jahrgang 1994, Seite 1280- Voir annee 1994, page 1280 

Beschluss des Nationalrates vom 1. Februar 1995 
Decision du Conseil national du 1 er fevrier 1995 

A. Bundesgesetz über die Armee 
und die Militärverwaltung 
A. Loi federale sur l'armee et l'administration militaire 

Schlussabstimmung - Vote final 
Für Annahme des Entwurfes 41 Stimmen 

(Einstimmigkeit) 

B. Bundesbeschluss über die Organisation der Armee 
B. Arrete federal sur l'organisation de l'armee 

Schlussabstimmung - Vote final 
Für Annahme des Entwurfes 

An den Nationalrat-Au Conseil national 

41 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

139 Schlussabstimmungen 

93.061 

Bundesgesetz 
l;?etreffend die Erfindungspatente. 
Anderung 
Loi federale 
sur les brevets d'invention. 
Revision 

Siehe Jahrgang 1994, Seite 735- Voir annee 1994, page 735 

Beschluss des Nationalrates vom 31. Januar 1995 
Decision du Conseil national du 31 janvier 1995 

Schlussabstimmung - Vote final 
Für Annahme des Entwurfes 

An den Nationalrat -Au Conseil national 

94.008 

Atomgesetz. 
Teilrevision 
Loi sur l'energie atomique. 
Revision partielle 

41 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

Siehe Jahrgang 1994, Seite 956- Voir annee 1994, page 956 

Beschluss des Nationalrates vom 2. Februar 1995 
Decision du Conseil national du 2 fevrier 1995 

A. Atomgesetz 
A. Loi sur l'energie atomique 

Schlussabstimmung - Vote final 
Für Annahme des Entwurfes 

An den Nationalrat -Au Conseil national 

41 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 
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3. Februar 1995 N 345 Schlussabstimmungen 

Je vous propose donc de rejeter la possibilite de faire ces 
breves declarations personnelles afin d'eviter un derapage du 
debat 

Abstimmung - Vote 
Für den Ordnungsantrag des Präsidenten 
Dagegen 

135Stimmen 
36Stimmen 

Namentliche Abstimmung - Vote par appe/ nominal 
(Ref.: 1233) 

Für den Antrag der Kommission stimmen: 
Votent pour Ja proposition de la commission: 
Aguet, Aubry, Bär, Baumann Ruedi, Baumann Stephanie, 
Bäumlin, Beguelin, Bezzola, Bore! Franc;:ois, Brügger Cyrill, 
Brunner Christiane, Bugnon, Bühlmann, Camponovo, Carob­
bio, Caspar-Hutter, Chevallaz, Cincera, Comby, Cornaz, Cou­
chepin, Danuser, de Dardel, Diener, Duvoisin, Eggenberger, 
Fankhauser, Fehr, von Feiten, Fischer-Hägglingen, Friderici 
Charles, Früh, Gadient, Goll, Gros Jean-Michel, Gross An­
dreas, Haering Binder, Hämmerle, Heberlein, Hegetschweiler, 
Herczog, Hess Otto, Hollenstein, Hubacher, Jeanpretre, Jenni 
Peter, Jöri, Leemann, Leuenberger Ernst, Leuenberger Moritz, 
Loeb Franc;:ois, Maeder, Mamie, Marti Werner, Matthey, Mauch 
Rolf, Meier Hans, Meier Samuel, Misteli, Mühlemann, Nab­
holz, Nebiker, Ostermann, Perey, Rechsteiner, Robert, Rohr­
basser, Ruffy, Rutishauser, Savary, Scheurer Remy, Schmid 
Peter, Schweingruber, Singeisen, Spielmann, Stamm Luzi, 
Steiger Hans, Steinegger, Steiner Rudolf, Strahm Rudolf, Su­
ter, Thür, TschäppätAlexander, Vetterli, Vollmer, Wanner, Wie­
derkehr, Zbinden, Ziegler Jean, Zisyadis, Züger (91) 

Für den Antrag der CVP-Fraktion/Zwygart/Scherrer Werner/Mül­
ler/Schmied Walter stimmen: 
Votent pour la proposition du groupe democrate-chretien/Zwy­
gart/Scherrer Werner/Müller/Schmied Walter: 
Allenspach, Aregger, Baumberger, Binder, Bircher Peter, Bi­
schof, Blocher, Bonny, Borer Roland, Borradori, Bortoluzzi, 
Bürgi, Caccia, Cavadini Adriane, Columberg, Darbellay, Da­
vid, Deiss, Dettling, Dreher, Ducret, Dünki, Engler, Epiney, Fa­
sel, Fischer-Seengen, Fischer-Sursee, Frey Walter, Fritschi 
Oscar, Giezendanner, Giger, Gobet, Graber, Grossenbacher, 
Hari, Hess Peter, Hildbrand, lten Joseph, Jaeger, Jäggi Paul, 
Keller Anton, Keller Rudolf, Kern, Kühne, Lepori Bonetti, Leu 
Josef, Leuba, Maitre, Maspoli, Maurer, Miesch, Moser, Müller, 
Neuenschwander, Oehler, Philipona, Pidoux, Raggenbass, 
Ruckstuhl, Ruf, Rychen, Sandoz, Schenk, Scherrer Werner, 
Schmid Samuel, Schmidhalter, Schmied Walter, Schnider, 
Segmüller, Seiler Hanspeter, Sieber, Spoerry, Stalder, Steffen, 
Steinemann, Stucky, Theubet, Tschuppert Karl, Weder Hans­
jürg, Weyeneth, Wiek, Wittenwiler, Wyss William, Zwahlen, 
Zwygart (85) 

Der Stimme enthalten sich - S'abstiennent: 
Narbe!, Seiler Rolf, Stamm Judith, Tschopp (4) 

Stimmen nicht- Ne votent pas: 
Berger, Blatter, Bodenmann, BührerGerold, Bundi, Dormann, 
Eggly, Eymann Christoph, Gonseth, Grendelmeier, Gysin, 
Hafner Ursula, Ledergerber, Mauch Ursula, Meyer Theo, Pini, 
Poncet, Reimann Maximilian, Scharrer Jürg (19) 

Präsident, stimmt nicht- President, ne vote pas: 

Schlussabstimmungen 
Votations finales 

93.072 

Militärorganisation 
und Truppenordnung. 
Totalrevision 
Organisation de l'armee 
et administration militaire. 
Revision totale 

Siehe Seite 211 hiervor-Voir page 211 ci-devant 

Beschluss des Ständerates vom 3. Februar 1995 
Decision du Conseil des Etats du 3 fevrier 1995 

A. Bundesgesetz über die Armee 
und die Militärverwaltung 
A. Lai federale sur l'armee et l'administration militaire 

Namentliche Schlussabstimmung 
Vote final, par appel nominal 
(Ref. : 1207) 

Für Annahme des Entwurfes stimmen -Acceptent le projet: 
Allenspach, Aregger, Aubry, Baumberger, Binder, Bircher Pe­
ter, Bischof, Blocher, Bonny, Borer Roland, Borradori, Borto­
luzzi, Bürgi, Caccia, Camponovo, Cavadini Adriane, Cheval­
laz, Cincera, Columberg, Comby, Cornaz, Couchepin, Darbel­
lay, David, Deiss, Dettling, Ducret, Dünki, Duvoisin, Eggenber­
ger, Engler, Epiney, Fasel, Fehr, Fischer-Hägglingen, Fi­
scher-Seengen, Fischer-Sursee, Frey Walter, Friderici Char­
les, Fritschi Oscar, Früh, Gadient, Giezendanner, Giger, Go­
bet, Graber, Gros Jean-Michel, Grossenbacher, Hari, Heber­
lein, Hess Otto, Hess Peter, Hildbrand, Hubacher, Jaeger, 
Jäggi Paul, Jenni Peter, Keller Anton, Keller Rudolf, Kern, 
Kühne, Leu Josef, Leuba, Leuenberger Moritz, Loeb Franc;:ois, 
Maeder, Maitre, Mamie, Marti Werner, Maspoli, Mauch Rolf, 
Maurer, Meier Hans, Meier Samuel, Miesch, Moser, Müller, 
Nabholz, Narbe!, Nebiker, Neuenschwander, Oehler, Perey, 
Philipona, Pidoux, Raggenbass, Rohrbasser, Ruckstuhl, Ruf, 
Rutishauser, Rychen, Sandoz, Savary, Schenk, ScherrerWer­
ner, Scheurer Remy, Schmid Peter, Schmid Samuel, Schmid­
halter, Schweingruber, Segmüller, Seiler Hanspeter, Seiler 
Rolf, Sieber, Spoerry, Stalder, Stamm Judith, Stamm Luzi, 
Steffen, Steinegger, Steinemann, Steiner Rudolf, Stucky, Su­
ter, Theubet, Tschopp, Tschuppert Karl, Vetterli, Wiek, Witten­
wiler, WyssWilliam, Züger, Zwahlen, Zwygart (124) 

FreyClaude (1) Dagegen stimmen - Rejettent le projet: 

44-N 

Baumann Stephanie, Bäumlin, Bugnon, Bühlmann, Carobbio, 
Danuser, Fankhauser, von Feiten, Goll, Grass Andreas, Hae­
ring Binder, Hafner Ursula, Hämmerle, Herczog, Hollenstein, 
lten Joseph, Jeanpretre, Jöri, Leemann, Misteli, Rechsteiner, 
Ruffy, Spielmann, Steiger Hans, Thür, Weder Hansjürg, Zbin­
den, Ziegler Jean, Zisyadis (29) 

Der Stimme enthalten sich - S 'abstiennent: 
Aguet, Bär, Beguelin, Barei Franc;:ois, Brunner Christiane, Die­
ner, Leuenberger Ernst, Ostermann, Robert, Singeisen, 
Strahm Rudolf, Tschäppät Alexander, Vollmer (13) 

michael.tellenbach
Textfeld



Votations finales 346 N 3 fevrier 1995 

Stimmen nicht - Ne votent pas: 
Baumann Ruedi, Berger, Bezzola, Blatter, Bodenmann, Brüg­
ger Cyrill, Bührer Gerold, Bundi, Caspar-Hutter, de Dardel, 
Dormann, Dreher, Eggly, Eymann Christoph, Gonseth, Gren­
delmeier, Gysin, Hegetschweiler, Ledergerber, Lepori Bonetti, 
Matthey, Mauch Ursula, Meyer Theo, Mühlemann, Pini, Pon­
cet, Reimann Maximilian, Scherrer Jürg, Schmied Walter, 
Schnider, Wanner, Weyeneth, Wiederkehr (33) 

Präsident, stimmt nicht - President, ne vote pas: 
FreyClaude 

B. Bundesbeschluss über die Organisation der Armee 
B. Arrete federal sur l'organisation de l'armee 

Namentliche Schlussabstimmung 
Vote final, par appe/ nominal 
(Ref.: 1206) 

Für Annahme des Entwurfes stimmen -Acceptent /e projet: 

(1) 

Allenspach, Aregger, Baumberger, Bezzola, Binder, Bircher 
Peter, Bischof, Blocher, Bonny, Borer Roland, Borradori, Bor­
toluzzi, Bürgi, Caccia, Camponovo, Cavadini Adriane, Cheval­
laz, Cincera, Columberg, Comby, Cornaz, Couchepin, Darbel­
lay, David, Deiss, Dettling, Dreher, Ducret, Dünki, Duvoisin, 
Eggenberger, Engler, Epiney, Fasel, Fehr, Fischer-Hägglin­
gen, Fischer-Seengen, Fischer-Sursee, Frey Walter, Friderici 
Charles, Fritschi Oscar, Früh, Gadient, Giezendanner, Giger, 
Gobet, Graber, Gros Jean-Michel, Grossenbacher, Hari, He­
berlein, Hess Otto, Hess Peter, Hildbrand, Hubacher, lten Jo­
seph, Jaeger, Jäggi Paul, Jenni Peter, Keller Anton, Keller Ru­
dolf, Kern, Kühne, Leu Josef, Leuba, Leuenberger Moritz, 
Loeb Fran9ois, Maeder, Maitre, Marnie, Marti Werner, Maspoli, 
Matthey, Mauch Rolf, Maurer, Meier Hans, Meier Samuel, 
Miesch, Moser, Mühlemann, Müller, Nabholz, Narbe!, Nebi­
ker, Neuenschwander, Perey, Philipona, Pidoux, Raggen­
bass, Rohrbasser, Ruckstuhl, Ruf, Rutishauser, Rychen, Sa­
vary, Schenk, Scherrer Werner, Scheurer Remy, Schmid Pe­
ter, Schmid Samuel, Schmidhalter, Schnider, Schweingruber, 
Segmüller, Seiler Hanspeter, Seiler Rolf, Sieber, Spoerry, Stal­
der, Stamm Judith, Stamm Luzi, Steffen, Steinegger, Steine­
mann, Steiner Rudolf, Suter, Theubet, Tschopp, Tschuppert 
Karl, Vetterli, Wiek, Wittenwiler, Wyss William, Züger, Zwahlen, 
Zwygart (126) 

Dagegen stimmen - Rejettent le projet: 
Baumann Stephanie, Bäumlin, Beguelin, Brügger Cyrill, Ca­
robbio, Danuser, de Dardel, Fankhauser, von Feiten, Goll, 
Grass Andreas, Haering Binder, Hämmerle, Jeanpretre, Jöri, 
Leemann, Sandoz, Spielmann, Steiger Hans, Weder Hans­
jürg, Zbinden, ZieglerJean, Zisyadis (23) 

Der Stimme enthalten sich - S'abstiennent: 
Aguet, Aubry, Bär, Borel Frangois, Brunner Christiane, 
Bugnon, Bühlmann, Diener, Hafner Ursula, Herczog, Hollen­
stein, Leuenberger Ernst, Misteli, Ostermann, Robert, Ruffy, 
Singeisen, Strahm Rudolf, Thür, Tschäppät Alexander, 
Vollmer (21) 

Stimmen nicht- Ne votent pas: 
Baumann Ruedi, Berger, Blatter, Bodenmann, Bührer Gerold, 
Bundi, Caspar-Hutter, Dormann, Eggly, Eymann Christoph, 
Gonseth, Grendelmeier, Gysin, Hegetschweiler, Ledergerber, 
Lepori Bonetti, Mauch Ursula, Meyer Theo, Oehler, Pini, Pon­
cet, Rechsteiner, Reimann Maximilian, Scherrer Jürg, 
Schmied Walter, Stucky, Wanner, Weyeneth, Wiederkehr (29) 
Präsident, stimmt nicht- President, ne vote pas: 
Frey Claude (1) 

An den Bundesrat -Au Conseil federat 

93.061 

Bundesgesetz 
betreffend die Erfindungspatente. 
Änderung 
Loi federale 
sur les brevets d'invention. 
Revision 

Siehe Seite 182 hiervor- Voir page 182 ci-devant 
Beschluss des Ständerates vom 3. Februar 1995 
Decision du Conseil des Etats du 3 fevrier 1995 

Namentliche Schlussabstimmung 
Vote final, par appel nominal 
(Ref.: 1208) 

Für Annahme des Entwurfes stimmen -Acceptent Je projet: 
Aguet, Aregger, Aubry, Baumberger, Beguelin, Bezzola, Bin­
der, Bircher Peter, Bischof, Blocher, Bonny, Borel Fran9ois, 
Borer Roland, Borradori, Bortoluzzi, Brügger Cyrill, Brunner 
Christiane, Bürgi, Caccia, Camponovo, Cavadini Adriane, 
Chevallaz, Cincera, Columberg, Comby, Cornaz, Couchepin, 
Darbellay, David, Deiss, Dettling, Dreher, Ducret, Dünki, Du­
voisin, Eggenberger, Engler, Epiney, Fasel, Fehr, Fischer­
Hägglingen, Fischer-Seengen, Fischer-Sursee, Frey Walter, 
Friderici Charles, Fritschi Oscar, Früh, Gadient, Giezendan­
ner, Giger, Gobet, Graber, Gros Jean-Michel, Grossenbach_er, 
Hari, Heberlein, Hegetschweiler, Hess Otto, Hess Peter, H1ld­
brand, Hubacher, lten Joseph, Jaeger, Jäggi Paul, Jeanpre­
tre, Jenni Peter, Keller Anton, Keller Rudolf, Kern, Kühne, Le­
pori Bonetti, Leu Josef, Leuba, Loeb Fran9ois, Maeder, Maitre, 
Mamie, Marti Werner, Maspoli, Matthey, Mauch Rolf, Maurer, 
Meier Hans, Meier Samuel, Miesch, Moser, Mühlemann, Mül­
ler, Nabholz, Narbe!, Nebiker, Neuenschwander, Oehler, 
Ostermann, Perey, Philipona, Pidoux, Raggenbass, Rohrbas­
ser, Ruckstuhl, Ruf, Ruffy, Rutishauser, Rychen, Sandoz, Sa­
vary, Schenk, Scherrer Werner, Scheurer Remy, Schmid Pe­
ter, Schmid Samuel, Schmidhalter, Schmied Walter, Schnider, 
Schweingruber, Segmüller, Seiler Hanspeter, Seiler Rolf, Sie­
ber, Spielmann, Spoerry, Stalder, Stamm Judith, Stamm Luzi, 
Steffen, Steinegger, Steinemann, Steiner Rudolf, Strahm Ru­
dolf, Stucky, Suter, Theubet, Tschopp, Tschuppert Karl, 
Vetterli, Vollmer, Weder Hansjürg, Wiek, Wittenwiler, Wyss 
William, Zbinden, Ziegler Jean, Zisyadis, Züger, Zwahlen, 
Zwygart (146) 

Dagegen stimmen - Rejettent Je projet: 
Bäumlin, von Feiten, Goll, Grass Andreas, Hollenstein, Jöri, 
Robert, Steiger Hans (8) 

Der Stimme enthalten sich - S 'abstiennent: 
Bär, Baumann Stephanie, Bugnon, Bühlmann, Carobbio, Da­
nuser, de Dardel, Diener, Fankhauser, Haering Binder, Hafner 
Ursula, Hämmerle, Herczog, Leemann, Leuenberger Ernst, 
Misteli, Singeisen, Thür, TschäppätAlexander (19) 

Stimmen nicht- Ne votent pas: 
Allenspach, Baumann Ruedi, Berger, Blatter, Bodenmann, 
Bührer Gerold, Bundi, Caspar-Hutter, Dormann, Eggly, Ey­
mann Christoph, Gonseth, Grendelmeier, Gysin, Ledergerber, 
Leuenberger Moritz, Mauch Ursula, Meyer Theo, Pini, Poncet, 
Rechsteiner, Reimann Maximilian, Scharrer Jürg, Wanner, 
Weyeneth, Wiederkehr (26) 

Präsident, stimmt nicht- President, ne vote pas: 
FreyClaude (1) 

An den Bundesrat-Au Conseil federal 

michael.tellenbach
Textfeld




